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Vorwort 

In den vergangenen Jahren ist an uns wiederholt der Wunsch herangetragen worden, 
das bayerische Berggesetz neu zu kommentieren, liegt doch die letzte ausführlicher 
erläuterte Ausgabe von Nothhaas-Miesbach heute 35 Jahre zurück. Seitdem ist das sog. 
Dritte Reich an uns vorübergegangen, das eine lebhafte Gesetzgebung auf bergrecht-
lichem Gebiet entwickelte, die zum überwiegenden Teil noch heute fortgilt. Auch die 
allgemeine Rechtsentwicklung, insbesondere auf dem Gebiet des Verfassungs- und Ver-
waltungsrechts, ließen eine Neubearbeitung des aus dem Jahre 1869 stammenden 
bayerischen Berggesetzes dringend erwünscht erscheinen. 

Es zeigte sich bald, daß eine bloße Neubearbeitung des Nothhaas-Miesbach den 
heutigen Erfordernissen nicht mehr entsprechen konnte. Die Regelung zahlreicher berg-
rechtlichen und den Bergbau berührender Fragen in Reichs- und Bundesgesetzen, aber 
auch die zunehmende wirtschaftliche Verflechtung des Bergbaues in der Bundesrepublik 
und darüber hinaus, ließen eine Behandlung nur des bayerischen Berggesetzes nicht 
mehr ratsam erscheinen. Das vorliegende Buch verwendet daher nur noch einige Teile 
des Nothhaas-Miesbach, insbesondere die Erläuterungen zum Gewerkschaftsrecht ein-
schließlich des Rechts der unbeweglichen Kuxe. 

Das neue Buch bringt die einschlägigen landesrechtlichen Vorschriften, wobei — 
nachdem von Nothhaas-Miesbach ausgegangen wurde -— zwar die Artikel des bayeri-
schen Berggesetzes zuerst, die entsprechenden Paragraphen des Allgemeinen Berg-
gesetzes für die Preußischen Staaten (ABG) aber daneben aufgeführt und, soweit sie 
— in den wenigen zutreffenden Fällen — abweichen, besonders kommentiert sind. 
Ferner wurden die bergrechtlichen Nebengesetze und die bundeseinheitlichen bergrecht-
lichen sowie in anderen Gesetzen enthaltenen, den Bergbau berührenden Vorschriften 
aufgenommen. Da das bayerische Berggesetz weitgehend auf dem ABG fußt, konnte die 
umfangreiche Rechtsprechung und Literatur zu beiden Gesetzen für die Erläuterung 
herangezogen werden. Dies trifft für alle Bundesländer zu, weil das ABG heute in allen 
Ländern außer in Bayern entweder im ganzen Staatsgebiet oder doch in einigen Gebieten 
gilt. Die in den einzelnen preußischen Nachfolgeländern, insbesondere in Hessen, in 
Nordrhein-Westfalen und im Saarland bestehenden Abweichungen des ABG sowie 
Sonderregelungen wurden gleichfalls aufgeführt und kommentiert, soweit sie nicht 
(wie vielfach in Hessen) nur rein sprachlicher Art sind. Die Rechtsentwicklung in der 
sowjetischen Besatzungszone und in den früheren deutschen Ostgebieten wurde nicht 
behandelt. 

Die außer dem bayerischen Berggesetz und dem ABG in den Ländern Baden-
Württemberg, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz noch als partielles Landesrecht fort-
geltenden Landesberggesetze sind mit Rücksicht auf den ohnehin schon erheblichen 
Umfang des Buches und ihre doch nur lokale Bedeutung nicht im Text mitaufgenom-
men worden, sondern nur in der Einleitung aufgeführt. Da diese Gesetze gleichfalls dem 
ABG und zum Teil auch dem bayerischen Berggesetz nachgebildet sind, kann das Buch 
in seiner vorliegenden Form auch zur Auslegung dieser Gesetze herangezogen und somit 
in der ganzen Bundesrepublik verwendet werden. 
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Das Buch enthäl t neben dem K o m m e n t a r zu den Landesberggesetzen eine all-
gemeine E i n f ü h r u n g in das B e r g r e c h t und einen G e s e t z e s a n h a n g . 

I m Gesetzesanhang sind — jeweils unter I — die bundesrechtlichen und die neben 
den Landesberggesetzen geltenden Vorschriften bergrechtlichen Inhal ts abgedruckt und 
erläutert . 

Da der Bergbau heute in viel stärkerem Maße als früher auch zahlreichen allgemeinen 
Vorschriften unterworfen ist, schien es im Interesse der Benützer des Werkes angezeigt, 
verschiedene sonstige fü r den Bergbau bedeutsame Vorschriften, insbesondere auf den 
Gebieten des Arbeitsrechts, Gewerberechts, Steuerrechts, Wasserrechts, Kernenergie-
rechts und des allgemeinen Sicherheitsrechts mitaufzunehmen. Dies ist jeweils unter I I 
geschehen. Viele dieser Vorschriften wurden im Hinblick auf ihre Anwendung im Berg-
bau noch näher erläutert . Wegen der überragenden Bedeutung des deutschen Kohlen-
bergbaus erschien auch die Aufnahme der wichtigsten Best immungen des Montan-
union-Vertrages zweckmäßig. 

U m den großen Stoff dem Benützer leicht zugänglich zu machen, haben wir uns 
bemüht , neben einem ausführlichen Inhaltsverzeichnis ein umfangreiches Stichwörter-
verzeichnis anzufertigen. 

Wir hoffen, daß das Buch allen am Bergbau interessierten Kreisen, Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern im Bergbau, ihren Verbänden, den Bergbehörden, den allgemeinen Ver-
waltungsbehörden, Gerichten und Anwälten nützlich sein wird und auch einen Beitrag 
gegen die infolge der im Bergrecht herrschenden Rechtszerspli t terung drohenden Rechts-
unsicherheit zu liefern vermag. 

München, im F rüh jah r 1962. 
D i e V e r f a s s e r 
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Einleitung 

A. Begriff des Bergrechts 
Der Begri f f des Bergrechts wird allgemein verwendet, auch das Gesetz ge- 1 

braucht ihn (vgl. Art. 67 EGBGB). Er ist aber nirgends gesetzlich definiert. In der Literatur 
wird das Bergrecht allgemein als das S o n d e r r e c h t des Bergbaus umschrieben (vgl. 
z.B. Voelkel S. 9; Willecke S. 1). Mit dieser Begriffsbestimmung ist indessen praktisch 
nicht viel anzufangen, weil sie erst eine Klärung des Begriffes Bergbau voraussetzt. 
Unter Bergbau wird allgemein die auf Erwerb gerichtete Aufsuchung und Gewinnung 
von nutzbaren Bestandteilen der Erdrinde (nicht des Wassers) verstanden. Auch diese 
Begriffsbestimmung ist nicht genau. Vor allem muß scharf zwischen einem bergmän-
nisch-technischen Begriff des Bergbaus und dem Rechtsbegriff unterschieden werden. 
Bergmännisch betrachtet ist jede Tätigkeit zum Bergbau zu rechnen, die mit bestimmten 
technischen Methoden Mineralien gewinnt. Im Rechtssinne ist der Begriff teils weiter, 
teils enger zu fassen. So zählt zum Bergbau im Rechtssinne einerseits die Aufsuchung 
und Gewinnung b e s t i m m t e r Mineralien, gleichgültig mit welchen Methoden sie 
durchgeführt wird. Andere Mineralien sind dem Bergrecht nur unterstellt, soweit ihre 
Gewinnung im untertägigen Betrieb vorgenommen wird. Außerdem zählt zum Bergbau 
im Rechtssinn auch der Betrieb bestimmter Anlagen, die der Aufbereitung und Weiter-
verarbeitung von Bergwerkserzeugnissen dienen. Schließlich wurden den bergrecht-
lichen Vorschriften auch Tätigkeiten unterworfen, die hinsichtlich der mit ihrer Aus-
übung verbundenen Gefahren den Gefahren eines Bergbaubetriebes verwandt sind, 
ohne daß eine Aufsuchung oder Gewinnung von Bodenschätzen stattfände (z. B. Tief-
bohrungen nach dem preuß. Mineralgewinnungsgesetz). 

Eine allgemein gültige Begriffsbestimmung des Bergrechts ist in der Bundesrepublik 
auch deshalb nicht möglich, weil sie nur vom geltenden Recht her getroffen werden 
könnte, dieses sich aber aus den verschiedensten Rechtsquellen (Bundesrecht, Landes-
recht, partielles Landesrecht) zusammensetzt. 

Trotz dieser Sachlage hat der Reichs- bzw. Bundesgesetzgeber die Begriffe Berg-
recht, Bergbau und Bergwesen gesetzlichen Regelungen zugrundegelegt (vgl. Art. 67 
EGBGB, § 6 GewO, § 1 d. Ges. zur Überleitung des Bergwesens auf das Reich vom 
28. 2. 1935, Art. 74 Ziff. 11 GG). In anderen Gesetzen wird auf einzelne bergrechtliche 
Tatbestände Bezug genommen, z. B. in § 14 WHG auf den bergrechtlichen Betriebsplan, 
in § 55 Erste Strahlenschutzverordnung auf die Vorschriften über die Anerkennung 
von Aufsichtspersonen. Der Gesetzgeber nimmt in diesen Fällen in Kauf, daß die 
Regelung an die er anknüpft, innerhalb des Geltungsbereiches der Norm voneinander 
abweicht. 

Mit dem Anspruch auf Allgemeingültigkeit läßt sich nur folgende, überwiegend 
formale Begriffsbestimmung des Bergrechts geben: Zum B e r g r e c h t gehören al le 
V o r s c h r i f t e n , welche die Aufsuchung und Gewinnung b e s t i m m t e r 
B o d e n s c h ä t z e sowie damit in Zusammenhang s tehende und gewisse 
v e r w a n d t e T ä t i g k e i t e n abweichend von den für den a l lgemeinen R e c h t s -
v e r k e h r gül t igen R e c h t s s ä t z e n besonders regeln. 

1 Miesbach-Engelhardt, Berggesetz 1 



Einl A. Begriff des Bergrechts 

2 Das Bergrecht enthält teils privates, teils öffentliches Recht. 

2 a P r i v a t r e c h t l i c h e r Natur sind vor allem die Vorschriften über das Verhältnis 
zwischen dem Bergbautreibenden und dem Grundbesitzer, soweit die Befugnis zur 
Aufsuchung und Gewinnung dem Verfügungsrecht des Grundeigentümers entzogen 
ist, ferner die Bestimmungen über das Verhältnis zwischen mehreren Bergbautreibenden 
(bergbauliches Nachbarrecht). Nach Art. 67 EGBGB bleiben die bestehenden privat-
rechtlichen Vorschriften der Länder auf dem Gebiet des Bergrechts bestehen. Die Länder 
können auch neue bergrechtliche Vorschriften privatrechtlichen Inhalts erlassen 
(Art. 3 EGBGB). Sie können daher bestimmen, welche Bestandteile des Bodens dem 
Grundeigentum entzogen sind und wer stattdessen über sie verfügungsberechtigt ist 
(der Staat, ein Bergbau treibender). Ferner können sie den Umfang der sonstigen Pflich-
ten festlegen, die dem Grundeigentümer gegenüber dem Bergbautreibenden auferlegt 
sind und damit sein Grundeigentum beschränken (§ 1004 Satz 2 BGB). Schließlich 
können sie die Rechtsform der Bergbauberechtigungen und das Verhältnis der ein-
zelnen Bergbautreibenden zueinander abweichend vom allgemeinen bürgerlichen Recht 
regeln. 

2 b Zum Bergrecht gehören von jeher auch ö f f e n t l i c h - r e c h t l i c h e Bestimmungen. 
Sie beziehen sich insbesondere auf die Bekämpfung der vom Bergbau ausgehenden 
Gefahren für die dort Beschäftigten und die Allgemeinheit (fachbehördliche Über-
wachung), ferner auf den Schutz der Bergleute in arbeitsrechtlicher und sozialver-
sicherungsrechtlicher (Knappschaften) Hinsicht. Im Laufe der Entwicklung führte 
die volkswirtschaftliche Bedeutung des Bergbaus zu weiteren Sonderregelungen (z.B. 
Betriebszwang, Lagerstättenschutz), insbesondere nahm der Staat auf die Entstehung 
von Bergbauberechtigungen zunehmend Einfluß (Einführung des sog. Staatsvorbehalts). 

3 Die Vorschriften des Bergrechts gehen als Spezialvorschriften den allgemeinen 
Vorschriften — auch wenn diese jünger sind — grundsätzlich vor. Dabei ist aber zu 
beachten, daß höherrangige Vorschriften (z.B. Bundesrecht) in jedem Falle den Vor-
rang vor den Vorschriften niederen Ranges (z.B. Landesrecht) genießen, es sei denn, 
sie lassen deren Fortgeltung ausdrücklich oder stillschweigend zu. 

Das Bergrecht regelt die Rechtsverhältnisse der Bergbautreibenden n i c h t er-
schöpfend. Vielmehr gelten ergänzend die allgemeinen Vorschriften z.B. des BGB, 
HGB, AktG. 

4 Unter Bergrecht versteht man nur das objektive Recht. Es gibt kein subjektives 
Bergrecht, d.h. ein einer natürlichen oder juristischen Person oder einer sonstigen 
Gesellschaft zustehendes Recht, das man als Bergrecht bezeichnet. Zur Aufsuchung 
und Gewinnung von Bodenschätzen berechtigen eine Reihe rechtlich verschiedenartig 
ausgestalteter Rechte. Sie gehören nur teilweise dem Bergrecht an, z. B. Belehnungen, 
Bergwerkseigentum, Konzessionen, Berechtigungen zur Ausbeutung von Reservat-
feldern, Privatbergregale, teils beruhen sie auf dem bürgerlichen Recht und sind nur 
in ihrer Ausübung dem Bergrecht unterworfen, so die Rechte zur Ausbeutung sog. 
Grundeigentümermineralien. Hierfür kommen vor allem das Grundeigentum und die 
Dienstbarkeiten des BGB in Frage. 

I B. Die geltenden bergrechtlichen Vorschriften 

Die Zuständigkeit zur Gesetzgebung 

I 1 Nach der W e i m a r e r R e i c h s v e r f a s s u n g hatte das Reich die konkurrierende 
Gesetzgebung über den Bergbau (Art. 7 Ziff. 16). Während des Bestandes der Weimarer 
Republik wurde von der Gesetzgebungsbefugnis des Reichs auf dem Gebiet des Berg-
rechts nur für den Erlaß eines Reichsknappschaftsgesetzes Gebrauch gemacht, durch 
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B. Die geltenden bergrechtlichen Vorschriften Einl 

das die landesrechtlichen Vorschriften ausdrücklich aufgehoben worden sind. Erst unter 
der Herrschaft der Nationalsozialisten kam es zu weiteren bergrechtlichen Regelungen 
(vgl. unten I I 1). 

Die Zuständigkeitsregelung nach dem G r u n d g e s e t z . 1 2 

Nach Art. 74 Ziff. 11 des Grundgesetzes gehört (zur konkurrierenden Gesetz- 1 2 a 
gebung des Bundes „ d a s R e c h t d e r W i r t s c h a f t B e r g b a u . . . ) " . In der Literatur 
ist umstritten, wie weit die Zuständigkeit des Bundes zur Regelung des Bergrechts reicht; 
vgl. Dapprich, ZfB 91, 462 (1950) und ZfB 94, 368 (1953); Klapper ZfB 94, 81 (1953); 
Brockhoff ZfB 94, 86 (1953); Boldt ZfB 95, 90 (1954) ; Reuß-Grotefend-Dapprich, 
11. Aufl. S. 25; Willecke S. 15. Zweifelhaft erscheint vor allem, ob sich die Zuständigkeit 
des Bundes nur auf das B e r g w i r t s c h a f t s r e c h t (vgl. § 1 d. Ges. zur Überleitung des 
Bergwesens auf das Reich vom 28. 2. 1935) oder auf das gesamte Bergrecht erstreckt. 
Vertritt man die engere Auffassung, so ergibt sich die weitere Frage, welche Gegen-
stände des herkömmlichen Bergrechts zum Wirtschaftsrecht zu zählen sind und ob 
andere Gegenstände, vor allem das Bergaufsichtsrecht, nicht als Annex im Sinne der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgericht (vgl. BVerfG 29. 4. 1958, ES 8, 143 = 
N J W 1959, 29) mitgeregelt werden könnten. 

Unserer Auffassung nach spricht aber sowohl der Wortlaut wie die Entstehungs-
geschichte dafür, daß dem Bund nach Art. 74 Ziff. 11 das Recht zukommt, für die in der 
Klammer aufgeführten Wirtschaftszweige umfassendes Sonderrecht zu schaffen, soweit 
sich nicht aus sonstigen Bestimmungen des Grundgesetzes ergibt, daß bestimmte berg-
rechtliche Fragen den Ländern ausschließlich zugewiesen sind. Der Bund kann aus 
diesem Grunde, falls die allgemeinen Voraussetzungen des Art. 72 Abs. 2 GG (Bedürfnis 
bundesrechtlicher Regelung) vorliegen, nahezu das gesamte bestehende Bergrecht neu 
regeln. 

Ausnahmen gelten nur hinsichtlich des Behördenaufbaues, des Verwaltungs-
verfahrens (vgl. Achter Titel — Von den Bergbehörden) und des Schul- und Aus-
bildungswesens. Diese Angelegenheiten sind grundsätzlich den Ländern vorbehalten. 

Die Einrichtung der Behörden und das Verwaltungsverfahren gehören nach Art. 84 
Abs. 1 GG zur Zuständigkeit der Länder, soweit der Bund nicht mit Zustimmung des 
Bundesrats ausdrücklich etwas anderes bestimmt. Über die Möglichkeit zur Errichtung 
von mittleren und unteren Bundesbehörden vgl. Art. 87 GG. Das bergbauliche Schul-
und Ausbildungswesen fällt in die ausschließliche Zuständigkeit der Länder, soweit 
Fragen der Erziehung betroffen sind, also insbesondere die Regelung des Bergschul-
wesens. In Erziehungsfragen steht den Ländern im Rahmen des Art. 7 GG •—• abgesehen 
von auswärtigen Angelegenheiten auf kulturellem Gebiet — das ausschließliche Gesetz-
gebungsrecht zu. Die Länder sind auch im Rahmen des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
für die Regelung des Nachwuchses für die Bergbeamten zuständig. 

Der Bund hat bislang von dem ihm zustehenden Gesetzgebungsrecht auf dem 1 2 b 
Gebiet des Bergbaus noch keinen Gebrauch gemacht. Er hat aber verschiedene Gesetze 
erlassen, die auch für den Bergbau gelten und entgegenstehende bergrechtliche Vor-
schriften der Länder außer Kraft gesetzt haben. Dies gilt z. B. für das Wasserhaushalts-
gesetz, das Jugendarbeitsschutzgesetz, die Verwaltungsgerichtsordnung, das Atom-
gesetz und die Erste Strahlenschutzverordnung. 

Soweit das Gesetzgebungsrecht des Bundes reicht, sind die reichsrechtlichen 1 2 c 
Vorschriften aus der Zeit vor 1945, die materiell mit dem Grundgesetz vereinbar sind 
(Art. 123 Abs. 1 GG), Bundesrecht geworden, wenn die Voraussetzungen des Art. 125 
GG vorlagen, d.h. die Vorschriften innerhalb einer oder mehrerer Besatzungszonen 
einheitlich gegolten haben. Die nach diesen Bestimmungen als Bundesrecht fortgeltenden 
Vorschriften (vgl. Anh. A I) können von den Ländern nicht abgeändert werden (Art. 31 
GG). Im übrigen besitzen die Länder vorerst das Recht zum Erlaß bergrechtlicher Vor-
schriften weiter. 
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Einl B. Die geltenden bergrechtlichen Vorschriften 

II Übersicht über da s geltende Bergrecht 
Das derzeit in der Bundesrepublik Deutschland geltende Bergrecht ist in zahl-

reichen Einzelgesetzen geregelt. Es bestehen als Bundesrecht fortgeltende ehemals 
reichsrechtliche Vorschriften, frühere landesrechtliche Vorschriften, die zum Teil 
in mehreren Ländern oder Landesteilen gelten, sowie neues Landesrecht. 

II 1 Bundesrecht 
Der Bund hat von seinem Gesetzgebungsrecht noch keinen Gebrauch gemacht. 

Aus der Zeit vor 1945 gelten aber verschiedene reichsrechtliche Vorschriften als Bundes-
recht fort (vgl. oben I 2 c). Die vom Reich auf bergrechtlichem Gebiet erlassenen Vor-
schriften sind zum Teil durch die Rechtsentwicklung, insbesondere durch den Neuaufbau 
Westdeutschlands auf der verfassungsrechtlichen Grundlage des Grundgesetzes über-
holt. Alle ehemals reichsrechtlichen Vorschriften sind im Anh. A I abgedruckt. Über 
die Fortgeltung der einzelnen Vorschriften vgl. dort. Die noch fortgeltenden Vorschriften 
gehen dem Landesrecht vor. 

1 1 2 Der überwiegende Teil des Bergrechts ist in Landesgesetzen geregelt, vor allem 
in den Landesberggesetzen, daneben aber auch in verschiedenen Einzelgesetzen. 

II 2 a Die Landesberggesetze stammen alle aus derZeit vor 1945. Sie beruhen inhaltlich 
weitgehend auf dem A l l g e m e i n e n B e r g g e s e t z f ü r die P r e u ß i s c h e n S t a a t e n 
(ABG) vom 24. 6. 1865 (GS S. 705), 

Im Zeitpunkt der Auflösung Preußens galt das ABG in der Fassung der Änderungs-
gesetze vom 22. 2. 1869 (GS S. 401), vom 9. 4. 1873 (GS S. 181), vom 24. 6. 1892 (GS 
S. 131), vom 8. 4. 1894 (GS S. 41), vom 20. 9. 1899 (GS S. 177), vom 7. 7. 1902 (GS 
S. 255), vom 5. 7. 1905 (GS S. 265), vom 14. 7. 1905 (GS S. 307), vom 18. 6. 1907 (GS 
S. 119), vom 28. 7. 1909 (GS S. 677), vom 23. 6. 1920 (GS S. 367), vom 11. 12. 1920 
(GS 1921 S. 74), vom 18. 12. 1920 (GS 1921 S. 97), vom 6. 8. 1921 (GS S. 486), vom 
22. 4. 1922 (GS S. 93), vom 24. 5. 1923 (GS S. 268), vom 3. 1. 1924 (GS S. 17), vom 
1. 6. 1931 (GS S. 77), vom 3. 3. 1932 (GS S. 107), vom 9. 6. 1934 (GS S. 303), vom 
24. 9. 1937 (GS S. 93) und vom 29. 12. 1942 (GS 1943 S. 1). 

Das ABG wurde vor der Auflösung des preußischen Staates nach dem Zusammen-
bruch 1945 auch noch in einigen anderen deutschen Ländern eingeführt, so in H a m b u r g , 
durch VO vom 25. 3. 1937 (RGBl. I S. 426), VO vom 15. 11. 1937 (RGBl. I S. 1256) 
und VO vom 7. 12. 1938 (RGBl. I S. 1742); in B r e m e n durch VO vom 15. 7. 1941 
(RGBl. I S. 447); im S a a r l a n d durch VO vom 23. 2. 1935 (RGBl. I S. 232 und 234), 
VO vom 13. 4. 1935 (RGBl. I S. 537), VO vom 19. 10. 1937 (RGBl. I S. 1732) und VO 
vom 28. 11. 1938 (RGBl. I S. 1679); in den früher zu Oldenburg gehörigen Gebieten 
L ü b e c k und B i r k e n f e l d (Ges. vom 26. 1. 1937 — RGBl. I S.91; VO vom 13. 5. 1937 
— Preuß. GS S. 69). 

Nach der Auflösung des preußischen Staates wurde in den sowjetisch besetzten 
Landesteilen das ABG teilweise ausdrücklich aufgehoben. Heute ist es dort überall 
durch die Rechtsentwicklung, insbesondere durch die Sozialisierungsgesetze überholt 
(vgl. Krautschneider ZfB 100, 160 — 1959). In den westlichen Zonen gilt das ABG 
als Landesrecht, zum Teil als partielles Landesrecht, fort. In Nordrhein-Westfalen 
wurde die Geltung des ABG auch auf die Landesteile des früheren Landes L i p p e 
(Ges. vom 25. 5. 1954 — GS NW S. 694), in H e s s e n auf das ganze Staatsgebiet er-
streckt (Ges. vom 6. 7. 1952 — GVB1. S. 130). 

II 2 b In B a y e r n galt bis zum Zusammenbruch des Jahres 1945 einheitlich das Berg-
gesetz vom 13. 8. 1910 (GVB1. S. 815) in der Fassung zahlreicher Änderungsgesetze. 
Das unter dem 13. 8. 1910 verkündete Berggesetz ist eine Neubekanntmachung des 
Berggesetzes für das Königreich Bayern vom 20. 3. 1869, das am 1. 7. 1869 in Kraft 
getreten war. Seit der Neubekanntmachung von 1910 ist das Berggesetz durch ver-
schiedene Gesetze ausdrücklich oder stillschweigend geändert worden. Die am 1. 1. 1957 
in Bayern maßgebliche Fassung ergibt sich aus der Bereinigten Sammlung des Baye-
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rischen Landesrechts (BayBS) Bd. IV S. 136 ff. Inzwischen wurde das Gesetz wiederum 
in einigen Punkten geändert, ausdrücklich durch das Ges. vom 30. 5. 1961 (GVB1. 
S. 148). Die Änderungen sind im Text berücksichtigt. 

Nach dem Zusammenbruch des Jahres 1945 wurde die bis dahin zu Bayern ge-
hörende P f a l z in das neugebildete Land Rheinland-Pfalz eingegliedert. Dort gilt das 
bayerische Berggesetz als partielles Landesrecht fort, allerdings in der Fassung des 
Änderungsgesetzes vom 15. 10. 1952 (GVB1. S. 154). 

Die übrigen in der Bundesrepublik fortgeltenden Landesberggesetze ergeben 112c 
sich aus der unter 3 abgedruckten Übersicht. 

Ü b e r s i c h t über die in den einzelnen Ländern der Bundesrepublik Deutsch- 1 1 3 
land geltenden Landesberggesetze: 

Baden-Würt temberg 
a) Regierungsbezirk Nord-Württemberg (früher zum Bundesland Württemberg-

Baden — Amerikanische Zone — gehörender Teil des ehemaligen Landes Württemberg 
sowie ehemals hessische Gebiete Wimpfen am Berg, Wimpfen im Tal und Hohenstadt 
siehe Ges. vom 22. 2. 1960): 

W ü r t t e m b e r g i s c h e s B e r g g e s e t z vom 7. 10. 1874 (RegBl. S. 265) i. d. F. 
d. Ges. vom 28. 7. 1899 (RegBl. S. 423), vom 17. 2. 1906 (RegBl. S. 10), vom 25. 7. 1910 
(RegBl. S. 413), vom 16. 8. 1911 (RegBl. S. 403), vom 22. 12. 1916 (RegBl. S. 114), 
vom 29. 3. 1918 (RegBl. S. 48), d. VO vom 29. 3. 1924 (RegBl. S. 183), u. d. Ges. vom 
15. 12. 1928 (RegBl. S. 458); 

b) Regierungsbezirk Süd-Württemberg-Hohenzollern ausgenommen die Land-
kreise Hechingen und Sigmaringen (früher zum Bundesland Württemberg-Hohen-
zollern — Französische Zone — gehörender Teil des ehemaligen Landes Württemberg): 
Württembergisches Berggesetz vom 7. 10. 1874 in der unter a) angeführten Fassung, 
geändert durch Ges. vom 4. 9. 1951 (RegBl. S. 91); 

c) Landkreise Hechingen und Sigmaringen des Regierungsbezirks Süd-Württem-
berg-Hohenzollern (ehemals preußische Gebiete): ABG in der oben unter 2) auf-
geführten Fassung; 

d) Regierungsbezirk Nord-Baden (früher zum Bundesland Württemberg-Baden — 
Amerikanische Zone — gehörender Teil des ehemaligen Landes Baden sowie ehemals 
hessische Gebiete Helmhof, Zimmerhöfer Feld und Finkenhof — siehe Ges. vom 
22. 2. 1960): 

B a d i s c h e s B e r g g e s e t z vom 22. 6. 1890 i.d.F. d. Bek. vom 17. 4. 1925 (GVB1. 
S. 103) und d. Ges. vom 24. 3. 1934 (GVB1. S. 180) und vom 25. 3.1937 (GVB1. S. 53); 

e) Regierungsbezirk Süd-Baden (früher zum Bundesland Baden — Französische 
Zone — gehörender Teil des ehemaligen Landes Baden): 

Badisches Berggesetz vom 22. 6. 1890 in der unter d) aufgeführten Fassung, 
geändert durch Landesverordnung vom 26. 3. 1947 (ABl. S. 65) und durch Ges. vom 
25. 2. 1960 (GBl. S. 17). 

Bayern 
a) Im Gebiet des Freistaates Bayern gilt das B e r g g e s e t z vom 13. 8. 1910 

(BayBS IV S. 136) i .d.F. d. Ges. vom 31. 5. 1961 (GVB1. S. 148). In dieser Fassung gilt 
das Berggesetz heute im ganzen Staatsgebiet einschließlich der früheren coburgischen 
Landesteile (vgl. Ges. vom 18. 12. 1920 — BayBS I S. 45 — u. Bek. vom 5. 3. 1921 — 
BayBS IV S. 164). Die ursprünglich vorgesehene Weitergeltung des 4. Titels des 
c o b u r g i s c h e n Berggesetzes für die bis zum Tage des Inkrafttretens des bayerischen 
Bergrechts in den coburgischen Landesteilen bestehenden Gewerkschaften ist auf Grund 
der Bek. über die Geltung des bayerischen Bergrechts in Coburg vom 26. 8. 1931 
(GVB1. S. 229) in Fortfall gekommen. 
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Das Berggesetz gilt insbesondere auch im bayerischen Kreis L indau (Ges. vom 
23. 7. 1955 — BayBS I S. 46). 

b) In der vom Gebiet des heutigen Freistaates Bayern eingeschlossenen ehemals 
t h ü r i n g i s c h e n E x k l a v e Stetten, Sondheim, Urspringen, Ostheim innerhalb des 
bayerischen Landkreises Mellrichstadt im Regierungsbezirk Unterfranken, deren staats-
rechtliche Lage nicht geklärt ist, gilt — als partielles bayerisches Recht (vgl. Kraut-
schneider ZfB 99, 341) —heute noch das Berggesetz von Sachsen-Weimar-Eisenach vom 
1. 3. 1905 (RegBl. S. 63) i .d.F. d. Ges. vom 20. 12. 1905 (RegBl. S. 257) u. vom 30. 3. 
1910 (RegBl. S. 159). Ferner gelten dort noch folgende Gesetze des Landes Thüringen: 
Ges. vom 14. 6. 1920 betr. die Aufsuchung und Gewinnung von Stein- und Braunkohle 
(ThGS S. 109) mit AVO vom 15. 9. 1920 (ThGS S. 209), Notgesetz über das Aufsuchen 
und Gewinnen von Erdöl vom 18. 7. 1930 (ThGS S. 111) i .d.F. d. Bek. vom 25. 6. 1931 
(ThGS S. 259) u. d. Ges. über das Aufsuchen und Gewinnen von Griffelschiefer vom 
22. 7. 1933 (ThGS S. 329). 

Berlin 
In Berlin gilt das A BG in der oben unter 2 aufgeführten Fassung. 

Bremen 
Im Gebiet der Freien Hansestadt Bremen gilt seit 1. 8. 1941 (VO vom 15. 7. 1941 

— RGBl. I S. 447) das ABG in der damals geltenden Fassung (vgl. oben unter 2). 

Hamburg 
Im Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg gilt seit 1. 4. 1937 das ABG in der 

durch die Verordnungen vom 25. 3. und 15. 11. 1937 (RGBl. I S. 426 und 1256) einge-
führten Fassung, geändert durch Ges. vom 1. 10. 1957 (GVB1. S. 445). 

Hessen 
Im gesamten Gebiet des Volksstaates Hessen gilt das ABG in der Fassung des 

Ges. vom 6. 7. 1952 (GVB1. S. 130) als Al lgemeines B e r g g e s e t z für das L a n d 
Hessen i .d.F. d. Bek. vom 1. 3. 1953 (GVB1. S. 61) ber. S. 162 und GVB1. 1957 S. 1) 
u. d. Ges. vom 9. 2. 1960 (GVB1. S. 1), vom 20.12.1960 (GVB1. S. 238) u. vom 6. 2. 1962 
(GVB1. 13). 

Niedersachsen 
a) In den ehemals preußischen Landesteilen und in Teilen des ehemaligen Landes 

Braunschweig gilt das ABG in der oben unter 2 aufgeführten Fassung und in der Fas-
sung des nieders. Ges. vom 20. 6. 1956 (GVB1. S. 77). Wegen der ehemals braunschweigi-
schen Landesteile, in denen preußisches Bergrecht gilt, vgl. VO über Gebietsbereinigun-
gen im Räume der Reichswerke Salzgitter vom 25. 6. 1941 (RGBl. I S. 357) mit Durch-
führungsverordnungen vom 29. 7. 1942 (RGBl. I S. 450) und vom 31. 7. 1942 (RGBl. I 
S. 483) sowie VO über Salze und Solquellen im Landkreis Holzminden (Regierungsbe-
zirk Hildesheim) vom 4. 1. 1943 (PreußGS S. 9). 

b) Im Gebiet des ehemaligen Landes Braunschweig, außer in den Gebieten, in 
denen das ABG gilt — vgl. oben a) —, gilt das B e r g g e s e t z für das Herzogtum 
B r a u n s c h w e i g vom 15. 4. 1867 (GVS. S. 109) i .d.F. d. Ges. vom 10. 6. 1893 (GVS 
S. 235), vom 19. 4. 1894 (GVS S. 45), vom 12. 6. 1899 (GVS S. 447), vom 10. 4. 1909 
(GVS S. 273), vom 25. 10. 1909 (GVS S. 445), vom 17. 5. 1912 (GVS S. 273), vom 
10. 12. 1912 (GVS S. 681), vom 9. 4. 1913 (GVS S. 55), vom 9. 7. 1915 (GVS S. 193), 
vom 28. 10. 1916 (GVS S. 203), vom 13. 6. 1917 (GVS S. 123), vom 20. 12. 1921 (GVS 
S. 327) vom 3. 1. 1924 (GVS S. 18) und des nieders. Ges. vom 20. 6. 1956 (GVB1. S. 77). 

c) Im Gebiet des ehemaligen Landes Oldenburg (nicht in Lübeck und Birkenfeld, 
wo gemäß Ges. vom 26. 1. 1937 (RGBl. I S. 91) und VO vom 13. 5. 1937 (PreußGS S. 69) 
das ABG gilt) gilt das B e r g g e s e t z für das Herzogtum Oldenburg und für das Für-
stentum Lübeck vom 3. 4. 1908 (GBl. S. 875) i.d.F. d. Ges. vom 20. 3. 1935 (GBl. S. 77) 
und d. nieders. Ges. vom 20. 6. 1956 (GVB1. S. 77). 
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d) Im Gebiet des ehemaligen Landes Schaumburg-Lippe gilt das B e r g g e s e t z 
f ü r das Fürstentum S c h a u m b u r g - L i p p e vom 28. 3. 1906 (LV S. 215) i .d .F. d. nie-
ders. Ges. vom 20. 6. 1956 (GVB1. S. 77). 

Nordrhein-Westfalen 
Im gesamten Gebiet des Landes Nordrhein-Westfalen einschließlich des Gebietes 

des früheren Landes Lippe gilt das ABG in der oben unter 2 aufgeführten Fassung mit 
Änderungen durch die Ges. vom 25. 4. 1950 (GVB1. S. 73 — GS NW S. 694), vom 25. 5. 
1954 (GVB1. S. 155 — GS NW S. 694), vom 16. 10. 1956 (GS NW S. 155) und vom 
27. 7. 1961 (GVB1. S. 240). 

Rheinland-Pfalz 
a) Regierungsbezirke Trier, Koblenz, Montabaur (ehemals preußische Landes-

teile): das ABG in der oben unter 2 aufgeführten Fassung, geändert durch Ges. vom 
15. 10. 1952 (GVB1. S. 154); 

b) Regierungsbezirk Rheinhessen (ehemals hessische Landesteile): 
H e s s i s c h e s B e r g g e s e t z vom 28. 1. 1876 (RegBl. S. 73) i .d.F. d. Bek. vom 

30. 9. 1899 (RegBl. S. 801) u.d. Ges. vom 28. 3. 1908 (RegBl. S. 89), vom 26. 8. 1922 
(RegBl. S. 240), vom 26. 3. 1929 (RegBl. S. 51) u. d. rheinl.-pfälz. Ges. vom 15. 10. 1952 
(GYB1. S. 154); 

c) Regierungsbezirk der Pfalz (ehemals bayerische Landesteile): 
B e r g g e s e t z vom 13. 8. 1910 (GVB1. S. 815) i .d.F. d. Ges. vom 15. 8. 1914 (GVB1. 

S. 413), vom 17. 8. 1918 (GVB1. S. 551), vom 10. 10. 1919 (GVB1. S. 676), vom 9. 2. 1924 
(GVB1. S. 25), vom 23. 7. 1931 (GVB1. S. 189), vom 12. 11. 1937 (GVB1. S. 299), vom 
23. 3. 1938 (GVB1. S. 145), vom 30. 3. 1939 (GVB1. S. 97) u. d. rheinl.-pfälz. Ges. vom 
15. 10. 1952 (GVB1. S. 154). 

Saarland 
Im Saarland gilt das ABG in der oben unter 2 aufgeführten Fassung, geändert 

durch Ges. vom 10. 7. 1953 (ABl. S. 353) und vom 23. 3. 1956 (ABl. S. 443). 

Schleswig-Holste in 
Im gesamten Gebiet des Landes Schleswig-Holstein, einschließlich der ehemals 

mecklenburgischen Landesteile (vgl. Art. 50 der Landessatzung vom 31. 12. 1949 — 
GVB1. 1950 S.3) gilt das ABG in der oben unter 2 aufgeführten Fassung, geändert durch 
Ges. vom 12. 11. 1952 (GVB1. S. 176). 

Neben denLandesberggesetzen bestehen in den einzelnenLändern noch zahlreiche 114 
E i n z e l g e s e t z e bergrechtlichen Inhalts. Soweit sie im Geltungsbereich des bayerischen 
Berggesetzes oder des ABG gelten, sind diese Gesetze im Anh. B bis N jeweils unter I 
abgedruckt, vgl. dort. 

C. Zur Geschichte der Berggesetze 
Aus den M o t i v e n zum Entwürfe eines bay. Berg-Gesetzes S. I bis XIII: „Wie in allen I 

Staaten Deutschlands, so wurde auch in Bayern schon längst das Bedürfnis gefühlt und anerkannt, 
die verschiedenen, größtenteils veralteten, den industriellen und staatswirtschaftlichen Verhält-
nissen der Neuzeit immer weniger entsprechenden Bergordnungen, wie solche diesseits des Rheines 
noch in gesetzlicher Kraft bestehen, durch eine der freien Bewegung der Industrie mehr Spielraum 
gebende und zu dem dermaligen Staatsorganismus passende, der Fortbildung auf dem Gebiete der 
Technik und der Wissenschaft angemessene Berggesetzgebung zu ersetzen. 

Da die französische Berggesetzgebung der Pfalz die freie industrielle Bewegung des Bergbaues 
nicht hemmte und auf denselben die Ertragsabgaben weniger als der Zehent in Bayern dieseits des 
Rheines drückten, so wurde in der Pfalz der Wunsch nach einer neuen Berggesetzgebung früher 
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nicht laut, es machte sich im Gegenteile die Ansicht vielseitig geltend, sich auch in Bayern dies-
seits des Rheines den Grundsätzen des französischen Bergrechts anzuschließen. 

Mit dem im Jahre 1848 auf allen Gebieten der Gesetzgebung laut gewordenen Streben nach 
neuen Gesetzen mußte dieses natürlich um so lebhafter bezüglich des Bergbaues hervortreten. 

Ungeachtet dessen schritt aber die Berggesetzgebung in allen deutschen Staaten nur sehr 
langsam voran, was seinen Grund hauptsächlich darin haben mochte, daß das Gebiet der wissen-
schaftlichen Ausbildung des Bergrechtes in Deutschland, mit Ausnahme Preußens, fast ganz öde lag. 

Und selbst in Preußen, wo man schon vom Jahre 1824 an bis zum Jahre 1848 vier Berg-
gesetzentwürfe durch sachverständige Techniker und Juristen bearbeiten, prüfen und revidieren 
ließ, begann man erst im Jahre 1851 damit, auf einzelne Bergrechtsgegenstände sich beziehende 
Gesetze zu erlassen, und brachte erst im Jahre 1865 eine mit dem 1. Oktober desselben Jahres in 
Kraft getretene Berggesetzgebung zustande. 

In Bayern, woselbst der Bergbau nur in geringem Umfange betrieben wurde und es an einer 
auf Theorie und Praxis gestützten Bergrechtsausbildung fast gänzlich fehlte, war es nicht rätlich, 
vor den anderen deutschen Staaten mit der Berggesetzgebung voranzugehen. 

Zudem tauchte im Jahre 1848 die Hoffnung auf Erlangung einer allgemeinen deutschen Berg-
gesetzgebung auf, welche sich längere Zeit erhielt. 

Politische und andere Verhältnisse standen aber der sofortigen Verwirklichung dieser Er-
wartung entgegen und so erschienen denn und zwar zuerst für das Königreich Sachsen (1851), für 
Österreich (1854) und, dem könglich sächsischen Berggesetz sich anschließend, für Sachsen-Wei-
mar (1857) allgemeine Berggesetze, während in Preußen die auf einzelne Bergrechtsgebiete sich 
beschränkende Novellengesetzgebung voranschritt. 

Übrigens war man auch in Bayern keineswegs untätig, indem man nicht allein das Augen-
merk auf Sammlung des nötigen Materials richtete, sondern auch auf dem Wege der Gesetzgebung 
selbst, da wo es am nötigsten schien, Abhilfe brachte. 

Dieses geschah durch das Gesetz vom 1. Juli 1856 über die Abgaben von den Bergwerken 
diesseits des Rheines, durch welches der Bergzehent und verschiedene andere für die Bergwerks-
besitzer lästige Abgaben und Gebühren vom Anfange des Verwaltungsjahres 1855/56 aufgehoben 
worden sind, an deren Stelle eine 5%ige Abgabe vom Reinerträge getreten ist. Ferner wurde der 
Betrag des nach Art. 46 der bayerischen Bergordnung vom Jahre 1784 zu entrichtenden Quatem-
bergeldes von jährlich einem Gulden auf dreißig Kreutzer durch Art. 12 dieses Gesetzes gemindert. 

Durch den Art. 13 desselben ist auch die in den bestehenden Gesetzen dem Erbstöllner zuge-
standene Abgabenerhebung, welche schon mit dem damaligen Stande der Technik durchaus nicht 
mehr im Einklang stand, weggefallen, und es sind in diesem Artikel dafür andere zeitgemäße 
Bestimmungen gegeben worden. 

Endlich wurde im Art. 10 dieses Gesetzes der k. Genehmigung vorbehalten, einige Berg-
regalitätsgegenstände bis zum Erscheinen eines neuen Berggesetzes von der Regalität auszu-
nehmen oder von Bergwerksabgaben jederart teilweise oder gänzlich zu befreien. 

Auf Grund dem des ersteren Vorbehalts wurde durch allerhöchste Verordnung vom 21. No-
vember 1858 die Regalität mehrerer, sogenannter niederer Fossilien, welche innerhalb des Ge-
bietes der vormaligen Provinz Bayreuth zur großen Belästigung der Grundeigentümer noch be-
standen hatte, aufgehoben. 

Nachdem nun auf diese Weise dem dringendsten Bedürfnisse abgeholfen war und nachdem 
leider der Bergbau aus ganz außer dem Bereiche des Bergrechtes liegenden Ursachen in Stockung 
geraten war, drängte in Bayern eine Gefahr für das öffentliche Wohl nicht in dem Maße zum Erlaß 
eines neuen Berggesetzes, daß man auf den Vorteil hätte verzichten müssen, welcher zu erwarten 
war, wenn man einer neuen Gesetzgebung eines namentlich in Beziehung auf Bergbau größeren 
Staates sich anschließen und so unter Annahme der wesentlichen Bergrechtsgrundsätze desselben 
auch an der Entwicklung des Bergrechtes durch mannigfaltige literarische Beleuchtung und viel-
fache Praxis, sowie durch zahlreiche Präjudizien und Vollzugsvorschriften teilnehmen konnte. 

Neue Berggesetze waren damals, wie oben erwähnt, für das Königreich Sachsen und den 
Kaiserstaat Österreich erlassen. 

Auf das zuerst (1851) erschienene neue Berggesetz für das Königreich Sachsen mußte man 
nicht wegen des Umfanges des sächsischen Bergbaubetriebs, sondern deshalb ganz besonders das 
Augenmerk richten, weil das sächsische Bergrecht unter den in Bayern diesseits des Rheines noch 
geltenden Berggesetzen des vorigen Jahrhunderts offenbar das ausgebildetste war, daher gleich-
sam als gemeines deutsches Bergrecht galt und besonders in Bayern gemäß des Publikations-
patentes zur Bergordnung vom Jahre 1784 sogar subsidiäre Gültigkeit hatte. 

Obwohl nun das neue Berggesetz Sachsens in vieler Beziehung bedeutende Fortschritte zeigte, 
so vermochte dasselbe doch nicht den Anforderungen der Zeit genügend zu entsprechen. 

Es hielt sich noch zu sehr an die bisherige Bevormundung und Überwachung des Bergbaues 
und konnte sich von dem immer mehr und mehr als unhaltbar anerkannten Bergregalitätsprinzipe 
nicht lösschälen. 
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Über dies war es nur für den Erzbergbau mit Ausschluß des Kohlenbergbaues gegeben, daher 
für Bayern ganz und gar unanwendbar. 

Übrigens wurde es selbst in Sachsen von dem Landtage nur als ein vorläufiges Gesetz unter 
dem Vorbehalte angenommen, daß dasselbe den Kammern, soferne dies noch den nächsten zwei 
Finanzperioden darauf antragen sollten, von Seite der Staatsregierung zur Revision vorgelegt werde. 

Diese Revision wurde auch von den Kammern 1858 beantragt. 
Die k. sächsische Regierung brachte daher dem Landtage von 1863/64 einen Berggesetzent-

wurf in Vorlage, welcher seine Wirksamkeit auch auf den nicht zum Regalbergbau gehörigen 
Kohlenbergbau erstrecken und den Bergbau von allen entbehrlichen Erschwerungen und Be-
schränkungen seiner Tätigkeit entlasten sollte. 

Dieser Entwurf fand aber so viele Gegner, daß er von der Regierung zurückgezogen wurde und 
sie sich damit begnügte, von den Kammern die Ermächtigung zu erhalten, eine fernere Beschrän-
kung der bergbehördlichen Aufsichtsführung auf das unbedingt Notwendige, sowie weitere Ver-
einfachungen als Übergänge zu den künftigen Einrichtungen im Wege der Verordnung verfügen 
zu können. 

Man konnte sohin das Gesetz für den Regalbergbau im Königreich Sachsen nicht zur Grund-
lage eines Berggesetzes für Bayern nehmen. 

Das im Jahre 1854 erschienene allgemeine Berggesetz für Österreich beruht auf sehr liberalen, 
den industriellen Verhältnissen der Neuzeit entsprechenden Grundsätzen und hat das Regalitäts-
prinzip, wenn auch nicht dem Namen, doch der Sache nach aufgegeben. 

Man glaubte daher einige Zeit sich demselben anschließen zu können, obwohl man sich nicht 
verhehlte, daß wegen seines Zusammenhanges mit den eigentümlichen österreichischen Staats-
einrichtungen und mannigfach abweichenden Landesverhältnissen dessen Annahme für Bayern, 
selbst wenn man sich auf eine neue Berggesetzgebung für Bayern diesseits des Rheines beschrän-
ken wollte, große Schwierigkeiten biete und sehr bedeutende Abänderungen notwendig mache, daß 
damit die Vorteile des Anschlusses an die Gesetzgebung eines großen Staates nahezu verloren 
gehen würden. 

Als nun überdies die Überzeugung festen Boden gewann, daß für Bayern diesseits und jen-
seits des Rheines eine gemeinsame Berggesetzgebung geschaffen werden solle, gab man den bereits 
gemachten Versuch einer Umarbeitung des österreichischen Gesetzes für Bayern gänzlich auf. 

Um so willkommener mußte daher der im Jahre 1862 erschienene vorläufige Entwurf eines 
allgemeinen Berggesetzes für die preußischen Staaten sein, als die Berggesetzgebung des in 
Beziehung auf Bergbau in Deutschland bedeutendsten Staates schon an sich, im Falle des An-
schlusses an dieselbe, die oben erwähnten allgemeinen Vorteile gewähren mußte, und dieser Ent-
wurf noch überdies sowohl hinsichtlich der Grundsätze, auf welchen er ruhte, als auch hinsichtlich 
der Ausführung der einzelnen Teile und der Zergliederung des Ganzen sich vor allen, bis dahin 
erschienenen Berggesetzen äußerst vorteilhaft auszeichnete, und sich in der Hauptsache ganz 
besonders zur Annahme für Bayern empfahl. 

Von durchaus sachkundiger Hand ausgegangen, hatte er den Vorzug, daß in demselben in 
praktischer und theoretischer Richtung den auf dem Gebiet der älteren, sowie der neueren Gesetz-
gebung gemachten Erfahrungen vollständige Berücksichtigung zugewendet war und daß er 
namentlich eine Verschmelzung des links- und rechtsrheinischen Bergrechts in sich begriff. 

In Bayern bestehen hinsichtlich des Bergrechtes in der Hauptsache dieselben Verhältnisse, 
wie sie in Preußen zur Zeit des Erscheinens des Gesetzentwurfes (von den neuesten Spezial-
gesetzen daselbst abgesehen) bestanden haben: 

Diesseits des Rheins eine veraltete, auf das nicht mehr haltbare Regalitätsprinzip gestützte 
Berggesetzgebung, jenseits des Rheines das keinen Anspruch auf Bergwerksverleihung gewährende 
französische Konzessionssystem. Auch sind die industriellen Verhältnisse, insofern sie durch die 
Berggesetzgebung Berücksichtigung finden sollen, in Preußen und Bayern in der Hauptsache 
dieselben. 

Dieser Entwurf wurde sofort nach seinem Erscheinen von den gewichtigsten Autoritäten 
Preußens, Sachsens und Österreichs eingehender Kritik unterstellt. 

Alle sprachen sich in der Hauptsache sehr anerkennend über diesen Gesetzesentwurf aus 
und diesem Urteile schlössen sich die zwei bedeutendsten berg- und hüttenmännischen Zeitungen, 
die in Köln erscheinende Zeitschrift ,,Der Berggeist" und die „Österreichische Zeitschrift für 
Berg- und Hüttenwesen" an. 

Die aus Veranlassung der preußischen Staatsregierung über diesen Entwurf von den Gerichts-
höfen, Handelskammern, Regierungen, Oberpräsidenten, Bergbauvereinen u.a. erhaltenen Gut-
achten wurden von dem Verfasser des Gesetzentwurfes, Berghauptmann Dr. jur. Brassert, 
systematisch zusammengestellt und mit Berücksichtigung derselben sowie der oben erwähnten 
Abhandlungen wurde ein neuer Gesetzentwurf von ihm verfaßt, welcher, nachdem kommissionelle 
Beratungen hierüber gepflogen worden waren, dem am 14. Januar 1865 eröffneten preußischen 
Landtage zur Beratung und zwar zuerst dem Herrenhause vorgelegt wurde. 
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Daselbst wurde dieser Entwurf von der IX. Kommission gründlicher und umfassender Wür-
digung unterstellt und mit einigen von der Kommission vorgeschlagenen und von der Staats-
regierung gebilligten Änderungen, wodurch aber dessen Grundzüge und liberale Richtung keines-
wegs alteriert wurden, angenommen. 

In dem desfallsigen Kommissionsberichte ist unter anderem hervorgehoben, daß diesem Ent-
würfe, welcher das Erzeugnis einer mehr als vierzigjährigen Anstrengung sei, Erfahrung und 
Wissenschaft in gleichem Maße zur Seite stehen. 

Zur Vorberatung des Berggesetzentwurfes wurde sodann von der Kammer der Abgeordneten 
eine Kommission von 21 Mitgliedern ernannt , und man fand zur möglichsten Beschleunigung 
der Vorberatung, unbeschadet der Gründlichkeit, angemessen, s tat t e i n e s sechs Kommissions-
mitglieder zu Spezialreferenten zu bestimmen. 

Der 106 Seiten umfassende Bericht der Ko mmission wurde im Monate Mai 1865 dem Abge-
ordnetenhause vorgelegt. 

Die Kommission beantragte einstimmig, dem Entwürfe in der von dem Herrenhaus aufge-
nommenen Fassung die Zustimmung zu erteilen. 

In der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 31. Mai 1865 erfolgte sodann die Annahme des 
Entwurfes ohne jede Debatte in der von dem Herrenhause beschlossenen Fassung. 

Durch Gesetz vom 24. Juni 1865 erhielt nun dieser Entwurf als „ A l l g e m e i n e s B e r g g e s e t z 
f ü r d i e P r e u ß i s c h e n S t a a t e n " mit dem 1. Oktober 1865 Gesetzeskraft. 

Dieses Gesetz, durch welches nunmehr auch der in Deutschland bedeutendste Bergbaustaat 
seine neue Berggesetzgebung erhalten hat, kann, da es sich auch auf in Österreich und Sachsen 
gemachte Erfahrungen und auf eine Reihe von Würdigungen und Prüfungen Sachkündiger stützt, 
sowohl der Zeit als der Behandlung nach als das Vollendetste auf dem Gebiete der Berggesetz-
gebung betrachtet werden. Man konnte sich daher bei dem vorliegenden Gesetzentwurf umso-
mehr gerade für Bayern demselben fest anschließen, als daselbst gleichfalls eine Verschmelzung 
der Berggesetzgebung jenseits und diesseits des Rheines angestrebt werden mußte. 

Um nicht oben erwähnter Hauptvorteile des Anschlusses an die Gesetze eines größeren Staa-
tes, nämlich der gleichmäßigen Entwicklung und Fortbildung des Rechtes zum größten Teile 
verlustig zu werden, mußte man nicht allein den Grundsätzen, sondern, soweit nicht besondere 
Verhältnisse und Einrichtungen Bayerns Abweichungen notwendig machten, auch dem Wortlaut 
nach, den Gesetzentwurf für Bayern dem allgemeinen Berggesetze für die preußischen Staaten 
nachbilden. 

Da ferner die Gesetze am sichersten und richtigsten im Zusammenhalte mit den Motiven 
ausgelegt werden, so erschien es angemessen, da, wo in dem Gesetzentwurfe selbst von dem preußi-
schen Gesetz nicht abgewichen wurde, auch die Motive zu dem bayerischen Gesetzentwurfe mit 
möglichst geringer Änderung, sogar ihrer wörtlichen Fassung unter Berücksichtigung der Kom-
missionsberichte der beiden Häuser des Preuß. Landtages den Motiven des preußischen Gesetz-
entwurfes zu entnehmen, um so diese Quelle der Gesetzauslegung nicht zu trüben, sie vielmehr zu 
allen Zeiten in gleichem Maße mit den preußischen Gesetzesauslegungen auf dem Gebiete sowohl 
der Justiz, als der Verwaltung benützen zu können. 

Demnach sind auch die allgemeinen auf die bayerischen Verhältnisse anwendbaren, einlei-
tenden Bemerkungen der Motive des preuß. Berggesetzentwurfes mit den nötigen wenigen Ände-
rungen den allgemeinen einleitenden Bemerkungen zum gegenwärtigen Gesetzentwurf zugrunde 
gelegt worden. 

Vor allem sind die Gründe auszuführen, aus welchen die Ausdehnung der Bergrechtsreform 
auf die Landesteile diesseits und jenseits des Rheines unter den gegenwärtigen Verhältnissen nicht 
bloß zweckmäßig, sondern sogar notwendig erscheint. Denn von einer solchen auf allgemeineren 
höheren Rücksichten beruhenden Notwendigkeit darf selbst dann geredet werden, wenn zuge-
geben werden muß, daß die bergrechtlichen Zustände jenseits des Rheines an sich nicht in dem 
Grade der Verbesserung bedürftig sind, wie in den übrigen Landesteilen. 

Trotz vieler Vorzüge leidet aber auch das französische Berggesetz vom 21. April 1810 an 
manchen in der Praxis fühlbaren Mängeln und Lücken und hat sich außerdem in seinen leitenden 
Grundsätzen zum Teil überlebt. 

Die neuere französische und belgische Gesetzgebung ha t daher wenigstens in dringenden 
Fragen verbessernd und ergänzend nachgeholfen. 

In Bayern ist seither von einer den veränderten Rechtsanschauungen und Bedürfnissen ent-
sprechenden Fortbildung des französischen Bergrechtes abgesehen worden. 

Sachgemäße Vorschriften werden unter anderem vermißt in bezug auf das innere Gesell-
schaftsverhältnis der Bergbautreibenden, die Vertretung derselben nach außen, das Zwangs-
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entäußerungsverfahren gegenüber dem Grundeigentümer, die Entziehung des Bergwerkseigen-
tums usw. 

Namentlich aber fehlt dem französischen Bergwerksgesetze der bewährte deutsch-rechtliche 
Grundsatz der Bergbaufreiheit, insoferne dort ein Rechtsanspruch des Muters auf die Verleihung 
und ein Vorrecht des Finders nicht anerkannt, sondern lediglich dem Ermessen der Staatsbe-
hörde überlassen ist, ob und welchem Erwerber die Konzession auf das Bergwerk gegeben werden 
soll. 

In dieser Beziehung empfiehlt sich die Rückkehr zum deutschen Bergrecht um so mehr, als 
selbst Belgien, Portugal und Sardinien, wo bis dahin der Grundsatz des französischen Rechtes 
ebenfalls zur Anwendung kam, die neuere Gesetzgebung sich im Interesse des Bergbaues genötigt 
gesehen hat, jenes Ermessen der Behörde wesentlich einzuschränken, und gewisse gesetzliche 
Vorzugsrechte auf Erteilung der Konzession einzuführen. 

Es muß daher der Gesichtspunkt im Auge behalten werden, daß es sich gegenwärtig darum 
handelt, die Vorzüge des französischen Bergrechtes mit den erprobten Grundsätzen des deutschen 
Bergrechtes zu verschmelzen und auf diese Weise das Berggesetz den Zuständen und Bedürfnissen 
des Bergbaues diesseits und jenseits des Rheines anzupassen. 

Eine Beibehaltung der seitherigen getrennten Berggesetzgebung würde sich innerhalb 
ein und desselben Staatsgebietes um so weniger rechtfertigen lassen, als die Notwendigkeit 
einheitlicher gesetzlicher Vorschriften für das verwandte Industrie-, Gewerbe- und Handelsrecht 
allseitig anerkannt und zum Teil schon für ganz Deutschland durch gemeinsame Gesetze be-
friedigt ist. 

Endlich liegen aber auch die unmittelbar praktischen Vorzüge und Vorteile auf der Hand, 
welche durch die beabsichtigte Rechtseinigung sowohl den Bergbautreibenden und dem sonst 
bei dem Bergbau beteiligten Publikum, als auch den Behörden bei der Ausübung des staatlichen 
Aufsichtsrechtes gewährt werden. 

Die allgemeine Aufgabe der gegenwärtigen Bergrechtsreform beruht darin, den Bergbau 
mit denjenigen Rechtsregeln auszustatten, welche geeignet sind, einerseits die Entwicklung des-
selben möglichst zu fördern und seine Erfolge zu steigern, andererseits aber auch den natürlichen 
Konflikt, in welchen andere Zweige der wirtschaftlichen Tätigkeit des Volkes sowie die öffent-
lichen Interessen mit dem Bergwerksbetriebe geraten, nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit 
und Billigkeit auszugleichen und auf diese Weise den allgemeinen materiellen Wohlstand soweit 
derselbe auf dem Bergbaue beruht, zu heben. 

Bei der Frage, nach welchen leitenden Grundsätzen diese Aufgabe zu lösen sei, kommen vor-
nehmlich die volkswirtschaftlichen Bedürfnisse der heutigen Bergwerksindustrie, die auf der 
praktischen Handhabung der seitherigen Berggesetzgebung beruhenden Erfahrungen und die 
wissenschaftlichen und gesetzgeberischen Fortschritte in Betracht, welche insbesondere das 
deutsche Bergrecht während des jüngsten Zeitraumes in Preußen und im übrigen Deutschland 
gemacht hat. 

Diese verschiedenen Gesichtspunkte führen übereinstimmend zu einem Hauptgrundsatze, 
welcher auch in dem für Bayern abzufassenden allgemeinen Berggesetze, wie es in Preußen nun 
erreicht ist, zu erstreben ist. 

Es ist dies der Grundsatz, der Bergwerksindustrie unter Aufhebung staatlicher Bevormun-
dung volle Selbständigkeit in der Wahrnehmung ihrer Privatinteressen zu gewähren, dagegen 
die Bergbehörde auf die Überwachung der mitberührten öffentlichen Interessen zu beschränken. 

In seiner Fürsorge für die Verbesserung der Rechtszustände des Bergbaues ist dem Berg-
gestz insofern eine Grenze gezogen, als dasselbe sich auf das Bergrecht im eigentlichen Sinn, also 
auf diejenigen Gegenstände zu beschränken hat, welche wegen der eigentümlichen Natur des 
Bergbaues und seiner besonderen Bedürfnisse eine von dem allgemeinen Rechte abweichende 
rechtliche Behandlung erheischen. 

Dagegen ist alles dasjenige, was mit den Eigentümlichkeiten des Bergbaues nichts gemein hat, 
auszuscheiden und den treffenden Gebieten der allgemeinen Gesetzgebung zuzuweisen. Nur bei 
einer solchen engeren Begrenzung seines Inhaltes kann das allgemeine Berggesetz in den Bereich 
des dies- und jenseitigen bürgerlichen Rechtes eingefügt werden, ohne Rechtsstörungen und 
Konflikte hervorzurufen. 

Auch entspricht den eigenen Interessen des Bergbaues, den Regeln des bürgerlichen Rechtes 
überall unterworfen zu sein, wo seine Verhältnisse und Beziehungen nichts Eigentümliches auszu-
weisen haben und sich namentlich nicht von denjenigen der anderen Industriezweige unter-
scheiden". 
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II Nachdem das Preußische allgemeine Berggesetz vom 24. Jun i 1865 die zeit-
gemäßen für den Bergbau erforderlichen gesetzlichen Vorschriften aufgestellt ha t te , 
haben die deutschen Bundess taa ten in engster Anlehnung an das preußische Gesetz 
Berggesetze eingeführt. Das preußische Gesetz ha t im Laufe der Zeit Abänderungen und 
Ergänzungen erfahren, welche zumeist von den anderen deutschen Berggesetzen über-
nommen worden sind. Das bayerische Berggesetz ist am 1. Jul i 1869 in Kra f t getreten. 
Das bis dahin bestehende Bergregal ist mit diesem Zeitpunkte aufgehoben worden. Alle 
anderen allgemeinen und besonderen Gesetze und Verordnungen über Gegenstände, auf 
welche das neue Berggesetz sich bezog, wurden außer Kra f t gesetzt, insbesondere: 

1. die Bergordnung des kurfürstl ichen Herzogtums Bayern und der oberen Pfalz, 
dann der Landgrafschaf t Leuchtenberg mit der beigefügten freien Bergwerkserklärung 
vom 6. Mai 1784 und den erteilten Privilegien und Freiheiten vom gleichen Tage; 

2. die im Jahre 1715 neu in Druck gelegte Bergordnung des Markgrafen Christian 
und Joachim Erns t von Brandenburg vom 1. Dezember 1619; 

3. die §§ 6 und 69 bis 480 des sechszehnten Titels im zweiten Teil des allgemeinen 
preußischen Landrechts, ferner die k. preußische Deklaration vom 29. Oktober 1804; 

4. das gemeine deutsche Bergrecht; 
5. das organische Edik t vom 14. September 1809, die Berggerichtsverfassung im 

Königreiche Bayern betreffend; ferner die Art . 75 und 79 Abs. 4 des Gesetzes vom 
10. November 1861, die Gerichtsverfassung betreffend; 

6. die Best immung in Art. 46 Abs. 2 des Gesetzes vom 28. Mai 1852, die Benützung 
des Wassers betreffend, hinsichtlich des Vorbehalts für den S taa t ; 

7. die königl. Allerhöchste Verordnung vom 21. November 1858, die Regal i tä t 
mehrerer Fossilien in der ehemaligen Markgrafschaft Bayreu th betreffend; 

8. das in der Pfalz geltende Bergwerksgesetz vom 21. April 1810, das Dekret über 
die Organisation des Bergwerkscorps vom 18. November 1810 und das Bergwerks-
polizeidekret vom 3. J anua r 1813. 

Bezüglich der Begründung des Berggesetzes vom 20. März 1869 s. die Landtags-
verhandlungen 1866/69. K. d. Abg. Beil. Bd. IV S. 11, Beil. Bd. V S. 93, 314, StenBer. V 
S. 156, 443, 451, K. d. R R . Beil. Bd. V S. 146, 197, Prot . Bd. VI S. 96, 144, 253. 

I I I Seit 1869 h a t das bayerische Berggesetz wiederholt Änderungen erfahren: 

1. durch Art. 78 des AG ZPO und KO vom 23. Februar 1879 (GVB1. S. 63). Be-
gründung s. in den Landtagsverhandlungen 1877/81, K. d. Abg. Beil. Bd. V, Beil. D 
S. 163ff., 220. 

2) Durch Art. 157 AGBGB vom 9. 6. 1899 (GVB1. 1899 Beil.-Bd. zum Landtags-
Abschiede S. 50). Dieses Gesetz brachte eine Reihe zivilrechtlicher Bestimmungen des 
Berggesetzes in Einklang mit dem neuen bürgerlichen Rechte des BGB usw. Begründung 
s. in den Landtagsverhandlungen 1898/99, K. d. Abg. Beil. X X Abs. 1 Beil. B S. 73 ff., 
102ff. und Beil. G S. 209, StenBer. X I I I S. 740. 

3) Durch das Gesetz vom 30. 6. 1900 betr. Änderung einzelner Best immungen 
des Berggesetzes f. d. Königreich Bayern vom 20. 3. 1869 (GVB1. S. 745): E inführung 
des Staatsvorbehal ts für Steinsalz nebst den auf derselben Lagerstät te vorkommenden 
Salzen, namentl ich Kali-, Magnesia- und Borsalzen, sowie der Solquellen; Ersetzung 
des dr i t ten Titels, vierter Abschnit t (von den Bergleuten) durch neue Best immungen 
im Anschlüsse an das Arbeiterschutzgesetz vom 1. 6. 1891; Anpassung des siebenten 
Titels (von den Knappschaftsvereinen) an die Bestimmungen der reichsgesetzlichen 
Krankenversicherung; Ausdehnung der Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes 
auf Angelegenheiten der Rechte der Muter, Bergbautreibenden und Grundbesitzer; 
Neuorganisation der Bergbehörden; allgemeine Revision des Gesetzes. Begründung s. 
in den Landtagsverhandlungen 1899/1900, K. d. Abg. Beil. Bd. I S. 317, Bd. I I S. 295, 

12 



C. Zur Geschichte des bayerischen Berggesetzes Einl 

859, StenBer. Bd. I S. 387ff., Bd. I I S. 789., Bd. IV S. 444, K. d. R R . Aussch.-Prot. 
Beil.-Bd. I S. 300, Prot . Bd. I S. 134ff. 

4) Durch das Gesetz vom 13. August 1910, die Änderung des Berggesetzes be-
t reffend: Änderung mehrerer Bestimmungen über das Schürfen und Muten im An-
schlüsse an die Novelle zum Allgemeinen Berggesetze für die preußischen Staaten vom 
18. 6. 1907; ferner von Best immungen über die Aufsichtspersonen und die Verantwort-
lichkeit im Bergwerksbetriebe im Anschlüsse an die Novelle zu diesem Gesetze vom 
28. 7. 1909; Ergänzung und Änderung des dr i t ten Titels, vierter Abschnit t (von den 
Bergleuten und Betr iebsbeamten); Änderung des siebenten Titels (von den Knapp-
schaftsvereinen bez. Ent r ich tung der Beiträge der Werksbesitzer in gleicher Höhe wie die 
der Arbeiter). Begründung s. in den Landtagsverhandlungen 1907/08, 1909/10, K. d. 
Abg. Beil.-Bd. I I S. 1, StenBer. Bd. I I I S. 508ff., K. d. R R . Beil.-Bd. I I S. 57, 170, 281, 
Prot . Bd. I S. 346ff. Beil. 382, K. der Abg. Beil.-Bd. I I I S. 229, S. 859, Bd. IV S. 7, 
StenBer. Bd. VI S. 252ff„ K. der R R . Beil.-Bd. S. 47, 730ff„ 169ff., 250, 434. Sten. 
Ber. Bd. I I S. 97ff., K. der Abg. Beil.-Bd. I X S. 827, Beil.-Bd. X S. 821, 964, StenBer. 
Bd. X I S. 890ff., K. der R R . StenBer. Bd. I I S. 424ff„ K. der Abg. Beil.-Bd. X I S. 110, 
StenBer. Bd. X I I S. 602 ff. 

5) Durch den Art. 48 des AGRVO (GVB1.1912 S. 1146) wurden einige Vorschriften 
des siebenten Titels über die Knappschaftsvereine geändert . 

6) Durch das Gesetz vom 15. 8. 1914 (GVB1. S. 413), wodurch der Artikel 99 einen 
2. Absatz bez. Wahl der Vertrauensmänner durch die Mitglieder des Arbeiterausschusses 
erhielt. 

7) Durch das Gesetz vom 21. 7. 1918 (GVB1. S. 377) betr . Ausdehnung der Knapp-
schaftspflicht auf Betriebe auf nichtverleihbare Mineralien und Err ichtung eines gemein-
samen Knappschaf ts Vereines. 

8) Durch das Gesetz vom 17. 8. 1918 (GVB1. S. 551): Aufnahme des Graphits 
(mit Ausnahme des Vorkommens in Niederbayern) und Bitumens unter die bergbau-
freien Mineralien nach Art. 1, ferner Einführung des Staatsvorbehalts fü r Eisen- und 
Manganerze, Braunkohlen und der im Regierungsbezirke Pfalz vorkommenden Stein-
kohlen, Graphit (mit Ausnahme eines Vorkommens in Niederbayern) und Bi tumen mit 
Übergangsbest. 

9) Durch das Gesetz vom 10. 10. 1919 (GVB1. S. 676), wodurch Art. 68 hinsichtlich 
des Zwanges zur Inbetr iebnahme von verliehenen Bergwerken, Art. 82 hinsichtlich 
Unterstellung des Bergbaubetriebes unter die staatliche Aufsicht auch in wirtschaftlicher 
Beziehung, Art. 214 hinsichtlich der Entziehung des Bergwerkseigentums im Zusam-
menhange mit den Vorschriften des Art . 68 geändert wurden. Ferner wurde Art. 218a 
in das Berggesetz neu eingefügt, der die Behörde im Rahmen des Entziehungsver-
fahrens zu sofortigen Anordnungen ermächtigt . 

10) Durch Art. 54 Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum Reichsknappschaftsgesetz 
vom 23. 6. 1923 (RGBl. I S. 465) wurde der VII . Titel des Berggesetzes über die Knapp-
schaftsvereine aufgehoben. Die Kranken-, Pensions-, Invaliden- und Angestellten-
versicherung wird nunmehr nach dem Reichsknappschaftsgesetz vom 1. 7. 1926 von 
der Süddeutschen Knappschaf t mit dem Sitz in München gewährt. 

11) Durch das Gesetz vom 9. 2. 1924 (GVB1. S. 25): Änderung bzw. Ergänzung von 
Best immungen des vierten Titels (von den Rechtsverhältnissen der Mitbeteiligten eines 
Bergwerkes), E inführung eines Aufsichtsrates bei den Gewerkschaften, der später 
wieder weggefallen ist. 

12) Durch das Vereinfachungsgesetz vom 23. 7. 1931 (GVB1. S. 189) wurde der 
Beirat für die wirtschaftliche Aufsicht der Bergwerke (Art. 82 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 4) 
abgeschafft. Das Grundabtretungsverfahren wurde vereinfacht und beschleunigt: die 
Entscheidung über die Grundabt re tung der Kreisverwaltungsbehörde übertragen; 

durch den neuen Art . 200 a die sofortige Inanspruchnahme des Grundstücks in dringen-
d e n Fällen ermöglicht. 
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13) Durch das Graphitgesetz vom 12. 11. 1937 (GVB1. S. 299 — BayBS IV S. 164) 
wurde der Graphit auch in den 1918 noch dem Verfügungsrecht der Grundeigentümer 
belassenen Gebieten in Niederbayern in Art. 1 aufgenommen und gleichzeitig unter 
Staatsvorbehalt gestellt; bestehende Rechte blieben jedoch aufrechterhalten (vgl. Gra-
phitgesetz — Anh. B I 4). 

14) Durch das Gesetz zur Änderung des Berggesetzes und des Wassergesetzes vom 
23. 3. 1938 (GVB1. S. 145 — BayBS IV S. 165) wurde auch das Waschgold zum berg-
baufreien Mineral erklärt und die früher maßgebliche Regelung des Wassergesetzes 
aufgehoben. Gleichzeitig wurde das Gold unter Staatsvorbehalt gestellt. 

15) Durch das Gesetz zur Änderung des Berggesetzes vom 30. 3. 1939 (GVB1. S. 87) 
wurden zum Teil in Anlehnung an die Novelle zum ABG vom 24. 9. 1937 geophysika-
lische Untersuchungsarbeiten teilweise den Schürfvorschriften unterstellt, verschiedene 
Schürf Vorschriften geändert (Art. 5, 9, 11, 12), die Gültigkeit der Mutung von der 
Einzahlung eines Kostenvorschusses abhängig gemacht (Art. 16), das Staatsministerium 
für Wirtschaft und Verkehr ermächtigt, die Vorschriften über den Hilfsbau auch auf 
Grundeigentümermineralien zu erstrecken (Art. 55a), die Befugnis zur Ausstellung von 
Fahrscheinen (Art. 81) auf das Oberbergamt übertragen, die Verpflichtung des Repräsen-
tanten, seinen Wohnsitz in Bayern zu haben (Art. 160, 177), dahingehend geändert, daß 
der Wohnsitz innerhalb des Deutschen Reichs liegen muß, das Recht auf Grundabtretung 
auch gegenüber bebauten Grundstücken und Hofräumen eingeführt (Art. 179ff.), die 
Vorschriften über die Beschwerde (Art. 249) abgeändert, die bergbehördliche Aufsicht 
auch auf den Schutz aller Lagerstätten im volkswirtschaftlichen Interesse erstreckt 
(Art. 253) die Zuständigkeit des Oberbergamts zum Erlaß oberpolizeilicher Vor-
schriften begründet (Art. 254) und schließlich Art. 271 redaktionell geändert. 

15) Durch das Gesetz zur Änderung des Berggesetzes vom 29. 12. 1949 (GVB1. 
1950 S. 40 — BayBS IV S. 166) wurden die Mineralien Molybdän, Titan, Uran, Wismut 
und Wolfram sowie die wegen ihres Gehalts an Phosphor technisch verwertbaren Ge-
steine dem Verfügungsrecht des Grundeigentümers entzogen, Titan- und Uranerze so-
wie die wegen ihres Gehalts an Phosphor technisch verwertbaren Gesteine unter Staats-
vorbehalt gestellt; ferner wurden die Vorschriften über das Beschwerdeverfahren ge-
ändert. 

16) Durch das Polizeiaufgabengesetz vom 16. 10. 1954 (BayBS I S. 442) wurden 
die Befugnisse der Bergämter bei der Strafverfolgung abgegrenzt (Art. 248). 

17) Durch das Rechtsbereinigungsgesetz wurde das Berggesetz auf seine Fort-
geltung überprüft. Dabei wurden zahlreiche Vorschriften, die durch entgegenstehendes 
Bundes- oder Landesrecht, durch Änderung der Verhältnisse oder durch Fristablauf 
gegenstandslos geworden waren, ohne ausdrücklich aufgehoben worden zu sein, fallen 
gelassen und das Berggesetz mit Wirkung vom 1. 1. 1957 in die Bereinigte Sammlung 
des Bayerischen Landesrechts Bd. IV S. 136 aufgenommen. 

18) Durch Art. 48 Abs. 1 Ziff. 15 des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 
Vollstreckungsgesetzes vom 30. 5. 1961 (GVB1. S. 148) wurde Art. 256 aufgehoben. 

Neben den ausdrücklichen Änderungen des Textes des Berggesetzes sind durch 
verschiedene sonstige bundes- und landesrechtliche Vorschriften (z. B. die Verwaltungs-
gerichtsordnung) einzelne Vorschriften inhaltlich überholt. Hierauf ist bei den einzelnen 
Artikeln jeweils hingewiesen. 

I V Über die Änderungen des ABG seit 1865 vgl. oben unter B I I 2a. 
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(GS S. 705) 
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*) Uber die Fassung vgl. Einleitung B II 2. 
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Erster Titel 

Allgemeine Bestimmungen 

Ü b e r b l i c k 

Der Erste Titel enthält die grundsätzlichen Bestimmungen über B e r g b a u f r e i - I 
h e i t und S t a a t s v o r b e h ä l t . In Art. 1 bzw. § 1A BG ist festgelegt, daß das Recht zur Auf-
suchung und Gewinnung bestimmter Mineralien (bergbaufreie oder bergfreie Mineralien) 
dem Grundeigentümer entzogen ist und unter Beachtung der berggesetzlichen Vor-
schriften grundsätzlich jedermann zusteht. Der Grundsatz wird eingeschränkt durch 
die Einführung des sog. Staatsvorbehalts für die volkswirtschaftlich besonders wichtigen 
Mineralien (Art. 2 bzw. § 2 ABG). Diese Mineralien sind zwar ebenfalls dem Grund-
eigentümer entzogen, also bergbaufrei, jedoch ist ihre Aufsuchung und Gewinnung 
dem Staate vorbehalten; er bedarf im Geltungsbereich des ABG allerdings noch der 
Verleihung. Der Staat kann das ihm zustehende, bzw. verliehene Recht anderen Per-
sonen überlassen. 

Praktisch ist die durch die deutschen Berggesetze ursprünglich gewährte allgemeine 
Bergbaufreiheit durch die Einführung des Staatsvorbehalts für die wichtigsten Mine-
ralien stark eingeschränkt worden. 

Während bei bergbaufreien Mineralien, die dem Staatsvorbehalt nicht unter-
liegen, die Berechtigung zur Aufsuchung und Gewinnung von Bodenschätzen jedermann 
eingeräumt werden muß, der die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt, hat der Staat 
bei der Überlassung des Rechts zur Aufsuchung und Gewinnung staatsvorbehaltener 
Mineralien weitgehend freie Hand. Er kann also insbesondere auch auf die persönliche 
und finanzielle Zuverlässigkeit des Unternehmers achten. Daneben verschafft sich der 
Staat durch die Übertragung der ihm zustehenden Bergbaurechte eine Einnahmequelle. 
(Hierzu siehe im einzelnen Anm. 9 b zu Art. 2). 

Im Ersten Titel ist in Art. 3 bzw. § 1 a A BG ferner noch klargestellt, daß auch die 11 
vom S t a a t b e t r i e b e n e n B e r g w e r k e in vollem Umfang den berggesetzlichen Vor-
schriften unterliegen. In Art. 3 ist auch geregelt, welche Vorschriften des Berggesetzes 
auf die Aufsuchung und Gewinnung von staatsvorbehaltenen Mineralien durch dazu 
ermächtigte Personen Anwendung finden. 

Art. 1 bayBergG — § 1 ABG 
[Bergbaufreie Mineralien] 

Art . 1 
(1) Das Eigentumsrecht an Grund und Boden1 erstreckt sich nicht auf 

die nachbezeichneten Mineralien2 ; deren Aufsuchung3 und Gewinnung3 ist, 
soweit nicht für einzelne derselben abweichende Bestimmungen getroffen 
sind4, unter Einhaltung der Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes einem 
jeden gestattet. 

S Miesbach-Engelhardt, Berggesetz 17 
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(2) Diese Mineral ien s ind: 
Gold®, Silber, Quecksilber, Eisen*, Blei , Kupfer, Zinn, Zink, Kobalt, Nickel , 
Arsenik 7 , Mangan, Ant imon, Molybdän8 , Titan8 , Uran8 , Wismut 8 , Wolfram 8 

und Schwefel9 , gediegen und als Erze 1 0 ; Alaun- und Vitriolerze1 1 , Stein- und 
Braunkohle 1 2 ; Graphit 1 3 ; Steinsalz nebst den m i t demse lben auf der näml ichen 
Lagerstätte v o r k o m m e n d e n Salzen 1 4 16, nament l i ch Kali, Magnes ia - und Bor-
salzen sowie die Solquel len 1 4 1 6; B i tumen 1 6 in f e s tem, f l ü s s i g e m oder g a s -
f ö r m i g e n Zustand, insbesondere Erdöl, Erdgas , B e r g w a c h s (Ozokerit) und 
Asphalt 1 7 sowie die w e g e n ihres Gehalts an B i t u m e n oder Phosphor 1 ' technisch 
verwertbaren Gesteine. 

Art. 1 gilt heute in der Fassung d. Gesetzes v. 17. 8. 1918 (BayBS IV S. 162 — GVBl 
S. 551) — Anh. B 11 —, des Graphitgesetzes v. 12.11.1937 (BayBS IV S. 164) — Anh 
B 1 4 — , des Ges. v. 23. 3.1938 (BayBS IV S. 165 — GVBl. S.145) — Anh. B I 5 — und d 
Ges. vom 29.12.1949 (BayBS IV S. 166 — GVBl. 1950 S. 40) — Anh. B I 6. 

In Rheinland-Pfalz sind die Mineralien in Art. 1 Abs. 1 bayBergG in anderer 
Reihenfolge aufgeführt ; ferner sind noch die Mineralien Vanadium und Chrom auf-
genommen worden (Ges. v. 15.10.1952 — GVBl. S. 154). 

Der Art. 1 entsprechende § 1 ABG gilt in den einzelnen Ländern in verschiedenen 
Fassungen. 

In Berlin, B r e m e n und in den ehemals preußischen Landesteilen von Baden-
Würt temberg (Hohenzollern) gilt noch die bei Kriegsende im gesamten Geltungs-
bereich des ABG maßgebliche Fassung: 

§ 1 A B G 
(1) Die nachstehend bezeichneten Mineral ien s ind v o m Verfügungsrecht 

des Grunde igentümers 1 a u s g e s c h l o s s e n : 
Gold5 , Silber, Quecksi lber, Eisen 6 m i t A u s n a h m e der Raseneisenerze6», Blei , 

Kupfer, Zinn, Zink, Kobalt, Nickel , Arsenik 7 , Mangan, A n t i m o n und Schwe-
fel9 , ged iegen und a ls Erze 1 0 ; 

Alaun- und Vitriolerze 1 1; 
Steinkohle1 2 , Braunkohle 1 2 und Graphit 1 3 ; 
Steinsalz, Kali- , Magnes ia - und Borsalze nebst den m i t diesen Salzen auf der 

näml ichen Lagerstätte v o r k o m m e n d e n Salzen 1 4 1 6 und die Solquel len 1 4 15. 
(2) Die Aufsuchung 3 und Gewinnung 3 dieser Mineral ien 2 unterl iegt den 

Vorschri f ten des gegenwärt igen Gesetzes . 

In den Ländern Hamburg . Hessen, Niedersachsen, Nordrhein -Westfalen, 
Rheinland-Pfalz , Saarland und Sch le swig -Hol s te in wurden in § 1 Abs. 1 ABG zwi-
schen die Elemente Mangan und Antimon in verschiedener Reihenfolge die Elemente 
Wolfram, Molybdän, Vanadium, Titan, Chrom und W i s m u t eingefügt; ferner wurde 
hinter Alaun- und Vitriolerze in einer neuen Zeile Uran- und Thor iumerze eingefügt. 

In H a m b u r g und Niedersachsen wurde die Reihe der Elemente Wolfram usw. 
außerdem noch durch G e r m a n i u m ergänzt. 

Ferner wurden in Hamburg , Hessen, Niedersachsen, Nordrhein -Westfalen 
und im Saarland das Mineral Arsenik in Arsen umbenannt. 

In verschiedenen Ländern gelten für bestimmte Landesteile noch Ausnahmen für 
gewisse Mineralien, die bei der Einführung des ABG vorbehalten worden waren. Diese 
Ausnahmen sind in den Anmerkungen zu den einzelnen Mineralien erwähnt. 

1 Bergbaufreihei t . 
1 a Nach § 905 BGB erstreckt sich das Recht des Grundeigentümers grundsätzlich 
auch auf den Raum unter der Erdoberfläche. Durch Art. 1 bzw. § 1 ABG wird dieses 
Recht bezüglich der Verfügung über die dort aufgeführten Mineralien eingeschränkt. 
Rechtsgrundlage für diese Beschränkung ist Art. 67 EGBGB. Der Grundeigentümer 
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muß die Aufsuchung und Gewinnung dieser Mineralien nach Maßgabe der berggesetz-
lichen Bestimmungen zulassen. 

Streitig ist, ob an noch ungetrenntenMineralien bereits Eigentum bestehen kann. 1 b 
Die h.M. nimmt an, daß die Mineralien bis zur Trennung h e r r e n l o s sind, also weder 
im Eigentum des Grundstückseigentümers (so Achenbach S. 97, Brassert-Gottschalk 
S. 7, Schlüter-Hense Anm. 3, Klostermann-Thielmann Anm. 2) noch des Staates stehen 
(so Arndt Bergregal S. 279ff.). Für das bayerische Recht wird diese Auffassung aus 
dem Text des Art. 1 Abs. 1 „das Eigentumsrecht an Grund und Boden erstreckt sich 
nicht auf . . zu folgern sein. Das ABG spricht nur vom Ausschluß des Verfügungs-
rechts; auch für seinen Geltungsbereich wird heute überwiegend angenommen, daß 
Eigentum erst mit der Trennung durch Aneignung (§ 958 BGB) entstehen kann (so 
Boldt Anm. 4; Ebel Anm. 2; Reuß-Grotefend-Dapprich Anm. 1, Willecke S. 5/6; 
Müller-Erzbach S. 120f„ Voelkel S. 105; Wolff-Raiser, § 97 I, vgl. auch RG 12. 2. 1932, 
RGZ 135, 201). 

Der Bergwerkseigentümer hat ein absolutes Aneignungsrecht an den ihm ver-
liehenen Mineralien wie z.B. der Jagdberechtigte an den herrenlosen Tieren; s. auch 
Anm. l b zu Art. 44/45. 

Die u n b e f u g t e Aneignungbergbaufre ier Mineralien durchDritte, auch durch 1 C 
den Grundstückeigentümer, sowie bestimmte Vorbereitungshandlungen hierzu, sind 
nach Art. 271 bzw. §§ 1, 2 des Ges. über die Bestrafung unbefugter Gewinnung oder 
Aneignung von Mineralien v. 26. 3. 1856 (GS S. 203) strafbar. Auch kommen Schadens-
ersatzansprüche nach § 823 Abs. 1 BGB (Verletzung des Aneignungsrecht) und § 823 
Abs. 2 BGB i. V. m. d. o. a. Strafgesetzen in Frage. Schließlich erwirbt der Nicht-
berechtigte auch kein Eigentum (§ 958 Abs. 2 BGB). 

Die Aufzählung der Mineralien in Art. 1 bzw. § 1 ABG ist e r s c h ö p f e n d . 2 a 
Eine Generalklausel wie sie andere Berggesetze (z.B. das sächsische und das öster-
reichische) enthalten, gilt derzeit in der Bundesrepublik nirgends. Eine Anpassung an 
die fortschreitende wissenschaftliche und technische Entwicklung durch Aufnahme 
weiterer Mineralien ist nur im Wege der Gesetzgebung möglich. Durch die Reichs-
verordnung über die Aufsuchung und Gewinnung mineralischer Bodenschätze vom 
31.12.1942 (RGBl. 1943 I S. 17) — Anh. A I 12 — ist allerdings der Bergbau auf die 
wichtigsten dem Grundeigentümer verbliebenen Mineralien ebenfalls der bergbehörd-
lichen Aufsicht unterstellt worden. 

Problematisch erscheint, ob eine N e u a u f n a h m e von Mineralien in den Katalog 
des Art. 1 bzw. § 1 ABG sich als eine Enteignung der Grundeigentümer darstellen 
würde, die nur unter Beachtung der Vorschriften des Art. 14 Abs. 3 GG zulässig wäre. 
Nach dem vom Bundesgerichtshof in ständiger Rechtsprechung vertretenen (modernen) 
Enteignungsbegriff, stellt, eine Beschränkung der Befugnisse des Eigentümers immer 
dann eine Enteignung dar, wenn ihm ein besonderes Vermögensopfer auferlegt wird 
(vgl. BGHZ 6, 270). Die Entziehung bestimmter Mineralien ist nicht schon deshalb 
keine Enteignung, weil sie alle Grundstückseigentümer innerhalb des Landes gleich 
trifft. Denn praktisch wirkt sich die Regelung nur dort aus, wo das Mineral tatsäch-
lich vorkommt. Es wird vielmehr darauf abgestellt werden müssen, ob das Vorhanden-
sein des Minerals sich in irgendeiner Form als wertbildender Faktor ausgewirkt hat. 
Die Unterstellung eines bislang gewerblich nie genutzten Elementes z.B. des Thoriums 
unter das Berggesetz bewirkt kein Sonderopfer einzelner Grundstückseigentümer, da 
von einer Vermögenseinbuße nicht gesprochen werden kann. Dies wäre erst dann der 
Fall, wenn dem Grundstückseigentümer das Vorhandensein eines bestimmten Minerals 
und seine wirtschaftliche Verwertbarkeit bekannt geworden wäre, sein Grundstück 
also einen höheren Wert erhalten hätte. Grundeigentümermineralien, deren Wert ge-
meinhin bekannt ist und die anderwärts abgebaut werden, wie Spate, Tone, Kaolin, 
Formsand u.ä. könnten demnach nicht ohne Entschädigung für bergbaufrei erklärt 
werden, während dies bei Elementen wie Thorium im allgemeinen noch zulässig erscheint. 
Insoweit liegt nur eine Inhaltsbeschränkung nach Art. 14 Abs. 1 GG vor, die nicht 
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zur Entschädigung verpflichtet (vgl hierzu Kremer ZfB 99, 409—1958; Mang, Verwal-
tungsrecht in Bayern Bd. I I S. 407). 

2 b Im Geltungsbereich des ABG sind über §1 hinaus noch verleihbar: D a c h s c h i e f e r 
in Hessen im Gebiet des ehemaligen Herzogtums Nassau gem. Art. I I d. Einf.VO 
f. Nassau v. 22. 2. 1867 (GS S. 237), ferner im Gebiet des ehemaligen Fürstentums 
W a l d e c k (ohne Pyrmont), s. Kast ZfB 76, 384 (1935). 

S c h w e r s p a t in Hessen im Gebiet der ehemaligen Herrschaft Schmalkalden gem. 
Art. X V Einf. VO f. Hessen v. 1. 6. 1867 (GS S. 770). Ferner sind noch über § 1 ABG 
hinaus in einzelnen Landesteilen bestimmte Mineralien dem Verfügungsrecht des Grund-
eigentümers entzogen und dem Staate vorbehalten; s. vor Anm. 1 zu Art. 2. 

2 c In allen Ländern bestehen noch die sog. a l t e n R e c h t e weiter, die ihre Ent-
stehung auf die vor Inkrafttreten des Berggesetzes und des ABG bestehenden Gesetze 
gründen (Art. 281 bzw. § 222 ABG). In B a y e r n gehören hierzu vor allem die sog. 
n i e d e r e n F o s s i l i e n i m Gebiet der ehemaligen markgräflich Brandenburg-Bayreuther 
Bergordnung vom 1. 12.1619 (z.B. K a l k s t e i n , G r a n i t , S y e n i t , D a c h s c h i e f e r , 
G r ü n s t e i n , Gips , L e h m , Quarz , R ö t e l , P o r z e l l a n e r d e , S p e c k s t e i n , T o n , 
S a n d s t e i n , O c k e r , S c h w e r s p a t , S c h m i r g e l u.a.). 

3 a Der Begriff Aufsuchung wird im Berggesetz an verschiedenen Stellen ge-
braucht (s. Art. 2 bzw. § 2 ABG, Art. 4 bzw. § 3 ABG und Art. 46 bzw. § 54 ABG). 
Er umfaßt zweierlei: einmal die Tätigkeit, die auf die Entdeckung des Minerals ge-
richtet ist (Kiessling-Ostern, Art. 4 Anm. 2), aber auch das Nachforschen nach Art 
und Ausdehnung der Lagerstätte eines bereits bekannten oder zu erwartenden Minerals 
(Kiessling-Ostern Art. 2 Anm. 2). Da durch das Berggesetz offensichtlich beide Tätig-
keiten geregelt werden sollen, muß der Begriff Aufsuchung in Art. 1 bzw. § 1 ABG auch 
beide umfassen, also im weitesten Sinne verstanden werden. 

B b Gewinnung ist die auf die Förderung des Minerals gerichtete Tätigkeit. Mit 
der Besitzergreifung erlangt der Berechtigte nach § 958 B G B Eigentum an den Mine-
ralien. Von der Gewinnung zu unterscheiden sind die Aufbereitung (vgl. Art. 50) und 
die Weiterverarbeitung, insbes. die Verhüttung (s. Anm. 2 a zu Art. 50 und Anm. 3 zu 
Art. 253). 

4 Durch die Erweiterung des Katalogs der sog. staatsvorbehaltenen Mineralien 
(Art. 2) sind bergbaufreie Mineralien im eigentlichen Sinne (d.h. v e r l e i h b a r e Mine-
ra l i en) in B a y e r n nur noch: S i l b e r , Q u e c k s i l b e r , B l e i , K u p f e r , Z inn , Z i n k , 
K o b a l t , N i c k e l , A r s e n i k , A n t i m o n , M o l y b d ä n , W i s m u t , W o l f r a m und 
S c h w e f e l , gediegen und als Erze; ferner A l a u n - und V i t r i o l e r z e sowie S t e i n -
k o h l e (letztere nicht in der Pfa lz ! ) . Nur auf diese Mineralien kann gemutet werden. 
Jedoch sind noch aus der Zeit vor der Einführung des Staatsvorbehalts bzw. auf Grund 
der Übergangsbestimmungen bei Einführung des Staatsvorbehalts Verleihungen vor-
handen auf Gold , E i s e n - und M a n g a n e r z e , B r a u n k o h l e , G r a p h i t und 
B i t u m e n (vgl. Art. IV d. Ges. v. 17. 8. 1918 — Anh. B I 1 —). 

5 Zu den bergbaufreien Mineralien gehört auch das Gold in Seifen, d. s. durch 
natürliche Vorgänge von dem ursprünglichen Ort entfernte und in einer zweiten Ab-
lagerung wieder gesammelte Goldreste, ferner das W a s c h g o l d . Bis zur Änderung 
des Berggesetzes durch das Ges. v. 23. 3. 1938 (BayBS IV S. 165) — Anh. B I 5 — 
war für die G o l d w ä s c h e r e i in B a y e r n nur die Erlaubnis der Verwaltungsbehörde 
erforderlich (Art. 26 Abs. 2 Satz 2 WG). Mit der Aufnahme in das Berggesetz wurde 
das Waschgold — wie das Gold überhaupt unter Staatsvorbehalt gestellt. Die Gold-
wäscherei bedarf in Bayern daher der Erlaubnis der Staatsregierung (Art. 2 Abs. 2). 
Für das Verfahren bei der Erteilung der Erlaubnis vgl. Bek. über Aufsuchung und 
Gewinnung von Waschgold (Goldwäscherei) v. 19. 5. 1938 (BayBS IV S. 165). — 
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Anh. B I 5 a —. Alte Erlaubnisse der Verwaltungsbehörden galten für ihre Frist fort, 
solche bestehen aber heute nicht mehr. 

Im Geltungsbereich des ABG konnte Waschgold von jeher verliehen werden. 

Eisenerz. 6 
B o h n e r z ist dem Grundeigentum entzogen; in B a y e r n auch das R a s e n e i s e n -

e rz , während es im Geltungsbereich des ABG dem Grundeigentümer verblieben ist. 

Der Abbau von R a s e n e i s e n e r z e n ist jedoch durch Reichsgesetz vom 22. 6. 6 a 
1937 (RGBl. I S. 650) — Anh. A 1 6 — geregelt worden: Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 d. Gesetzes 
dürfen Raseneisenerze nur mit staatlicher Genehmigung abgebaut werden. Nach 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 des Ges. bedarf der Genehmigung nicht der Abbau von Raseneisen-
erzen, die nach einem Landesgesetz verliehen sind, das die Raseneisenerze dem Ver-
fügungsrecht des Grundeigentümers entzieht. U. E. kommt die Genehmigungspflicht 
daher für den Abbau von Raseneisenerzen in Bayern nicht in Frage. Zwar ist eine 
Verleihung nicht mehr möglich, da Eisenerze nach Art. 2 unter Staatsvorbehalt stehen. 
Doch muß die Ausnahme von der Genehmigungspflicht nach dem o. a. Gesetz hier erst 
recht zutreffen, da ja der Abbau von der Erteilung der Erlaubnis nach Art. 2 Abs. 2 
also bereits von einer behördlichen Ermächtigung abhängig ist. Der Staatsvorbehalt 
stellt gegenüber den Beschränkungen des Abbaus durch das Reichsgesetz eindeutig 
die weitergehendere Norm dar, die sinngemäß durch § 1 Abs. 1 Satz 2 d. Gesetzes auf-
rechterhalten blieb. 

Verbindungen vonEisen mit Schwefel ( S c h w e f e l k i e s , E i s e n k i e s , M a r k a s i t) 6 b 
werden nicht als E i s e n e r z e , sondern als Schwefelerze erachtet. Über den Begriff 
,,Erz", insbesondere den erforderlichen Prozentgehalt an Fe vgl. auch Anm.10 u. Anm. 6 
zu Art. 17. 

In B a y e r n wurde das Bergwerkseigentum auf E i s e n e r z e verliehen, wenn der 6 c 
Eigensehalt ca. 20% betrug (Bay. VGH 6. 9. 1909 Nr. 10 111/09, 4. 1. 1909 Nr. 161 
u. 162 111/08). In seinem Bescheid vom 19. 3. 1919 Nr. 38 1/17 hat der BayVGH ein 
eisenhaltiges Mineral mit 17,26% als Eisenerz erklärt. 

Für die Erteilung einer Erlaubnis nach Art. 2 Abs. 2 ist der Nachweis eines be-
stimmten Eisengehaltes ebenfalls erforderlich, da andernfalls das Mineral dem Grund-
eigentümer verblieben ist. Nach der derzeitigen bayerischen Praxis wird für die Er-
teilung einer Eisenerzgewinnungserlaubnis der Nachweis einer Lagerstätte von Eisenerz 
mit mindestens 15% Fe-Gehalt verlangt. 

Schwierigkeiten ergeben sich nicht selten bei der Gewinnung von F ä r b er de 6 d 
durch den Grundeigentümer in einem auf Eisen verliehenen Grubenfelde oder in einem 
Konzessionsfelde, wenn Farberde und mulmiges oder ockeriges Eisenerz in Vergesell-
schaftung vorkommen. Der Grundeigentümer muß das Eisenerz dem Grubenfeldbesitzer 
gegen Erstattung der Gewinnungs- und Förderkosten auf Verlangen herausgeben. Das 
gleiche gilt für den Grubenfeldbesitzer bei der Mitgewinnung der vorkommenden Farb-
erde (Art. 48 u. 49). Eine Verpflichtung zur Mitgewinnung oder Förderung besteht in 
beiden Fällen nicht. 

Nach dem Aussehen kann der Eisengehalt meist nicht ausreichend beurteilt werden. 
Es gibt intensiv gelb oder braungelb gefärbte Vorkommen mit einem Eisengehalte 
von etwa 10% und darunter. Im fränkischen Jura sind mulmige Eisenerze mit einem 
Eisengehalte von 50% bekannt. Im Zweifelsfalls muß deshalb die chemische Unter-
suchung Aufschluß geben. 

In H a m b u r g , H e s s e n , N i e d e r s a c h s e n , N o r d r h e i n - W e s t f a l e n und im 7 
S a a r l a n d wurde das Mineral Arsenik in A r s e n umbenannt. 

Die Elemente M o l y b d ä n , T i t a n , U r a n , W i s m u t u n d W o l f r a m wurden 8 
durch Art. 1 Ziff. 1 d. Ges. v. 29. 12. 1949 (BayBS IV S. 166 — GVB1. 1950 S. 40) 

eingefügt. Verleihungen auf Grund der Übergangsbestimmungen wurden nicht aus-
gesprochen. 
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In H a m b u r g , H e s s e n , N i e d e r s a c h s e n , N o r d r h e i n - W e s t f a l e n , R h e i n -
l a n d - P f a l z , S a a r l a n d und S c h l e s w i g - H o l s t e i n gehören auch V a n a d i u m und 
C h r o m zu den bergbaufreien Mineralien, ferner neben U r a n e r z e n auch T h o r i u m -
e r z e , allderdings stehen sie unter Staatsvorbehal t (vgl. Art . 2) in H a m b u r g und 
N i e d e r s a c h s e n ist auch G e r m a n i u m in das ABG aufgenommen worden. 

In R h e i n l a n d - P f a l z wurde in das dort geltende bayerische Berggesetz auch 
T h o r i u m eingefügt, und zwar in Art . 2, nicht aber in Art . 1. Es handelt sich offensicht-
lich um ein Redaktions versehen. Thorium ist dort also nicht bergbaufreies Mineral, 
sondern Grundeigentümermineral; seine Aufsuchung und Gewinnung ist aber dem 
Staa te vorbehalten, ähnlich wie Bitumen und Phosphor im A BG-Bereich (vgl. Anm. 16). 

9 Als S c h w e f e l e r z wird nur Schwefelkies, Eisenkies, Markasit betrachtet , nicht 
dagegen ein Mineral, in welchem der Schwefel in Verbindung mit Blei, Zink, Kupfer 
u.dgl . vorkommt. Das Schwefelerz muß nach allgemeiner Verwendung zur Herstellung 
von Schwefel oder Schwefelsäure dienen können, Gips, Anhydri t , Stront iamit u.dgl . 
sind keine Schwefelerze. 

1 0 Für die metallhaltigen Mineralien sowie fü r Arsen und Schwefel ist Voraussetzung, 
daß sie „ g e d i e g e n " oder „ a l s Erz" vorkommen. 

1 0 a E r z im Sinne der Berggesetze sind nur die im festen Aggregatzustand vorkom-
menden Verbindungen, die nach dem jeweiligen Stand der Aufbereitungs- u. Hüt ten-
technik technisch zur Herstellung des Elementes geeignet sind und deren Verwendung 
zur Verhüt tung wirtschaftl ich möglich erscheint. Dabei kommt es nicht darauf an, ob 
das Mineral zur tatsächlichen Verarbeitung auf das Element gewonnen werden soll, 
da der Begriff Erz rein objekt iv zu bestimmen ist. Eine Verwendungsmöglichkeit nur 
als Zuschlag bei der Verhüt tung genügt nicht. 

Alle übrigen Metallverbindungen mögen sie geologisch und mineralogisch als 
Erze ansprechbar sein, gehören dem Grundeigentümer. Das gleiche gilt von Lösungen 
metallhaltiger Verbindungen (z.B. M i n e r a l q u e l l e n ) . Über Heilquellen vgl. Überblick 
vor Art . 203. 

1 0 b Danach steht nicht ein fü r allemal fest, welche Mineralien (Erze) dem Grundeigen-
t u m entzogen sind. Denn nach dem jeweiligen Stand der Technik können Erze, die 
bislang als nicht unter das Berggesetz fallend anzusehen waren, nunmehr von ihm erfaßt 
werden. Mit zunehmendem technischen Fortschr i t t kann daher das Grundeigentum 
durch die Berggesetze weitere Beschränkungen erfahren. U.E. kann darin allerdings 
nicht der Tatbes tand der E n t e i g n u n g (Art. 14 Abs. 3 GG) gesehen werden. Vielmehr 
handel t es sich hier um eine sog. Inhal tsbeschränkung des Eigentums (Art. 14 Abs. 1 
GG), da dem Sacheigentum auf Grund von Art . 67 E G B G B dieser Vorbehalt von vorn-
herein anhaf te t . E r wird allerdings nicht schon bei Er laß der berggesetzlichen Bestim-
mungen, sondern erst mit dem Fortschreiten der technischen Entwicklung wirksam. 
Die Beschränkung ist aber von Anfang an durch die Begriffsbestimmung der Berg-
gesetze festgelegt. 

Nicht zu verwechseln mit dem Nachweis des Vorhandenseins eines Erzes im Sinne 
von Art . 1 bzw. § 1 ABG ist der erforderliche Nachweis eines wirtschaftl ich verwertbaren 
Vorkommens nach Art . 17 bzw. § 15 ABG. Fü r die Verleihbarkeit eines Minerals ist 
neben dem Vorhandensein eines Erzes im obenbeschriebenen Sinne noch weiter er-
forderlich, daß es an einem best immten P u n k t in solcher Menge und Beschaffenheit 
(Teufe, Mächtigkeit) nachgewiesen wird, daß eine bergmännische Gewinnung möglich 
erscheint (vgl. hierzu im einzelnen Anm. 6 zu Art . 17). Dieser Nachweis ist stets nur fü r 
einen best immten Fundpunk t notwendig, ergibt also schon seiner Na tu r nach keine 
Handhabe fü r die Abgrenzung der dem Grundeigentum entzogenen Mineralien. Er gilt 
auch nur für verleihbare Mineralien, nicht aber fü r die nach Art . 2 dem Staa t vorbe-
haltenen Mineralien (anders im Geltungsbereich des ABG, vgl. § 38b Abs. 2 ABG). 

1 1 Vitriolhaltiger Torf gilt nicht als Vitriolerz (Krusch, Ger.- u. Verwaltungsgeologie, 
S. 400). 
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Stein- und Braunkohlen. 1 2 

Im Geltungsbereich d e s g e l t e n Ausnahmen: S t e i n - u n d B r a u n k o h l e 12a 
sind Grundeigentümermineralien in den zu N i e d e r s a c h s e n gehörigen Gebieten des 
ehem. Fürstentums C a l e n b e r g einschl. der Grafschaft Spiegelberg gem. Art. XII . 
Einf. VO f. Hannover v. 8. 5. 1867 (GS S. 601). 

Als S t e i n - o d e r B r a u n k o h l e gilt ein Mineral nur dann, wenn die Abla- 1 2 b 
gerung soviel Kohlenstoffgehalt hat, daß eine technische Verwertung als Brennmaterial 
möglich ist. 

Zwischen Stein- und Braunkohle muß scharf unterschieden werden, in Bayern 12c 
(nicht in der Pfalz) wurde nur für Braunkohle der Staatsvorbehalt eingeführt (Art. 2 
Ziff. 6), im Geltungsbereich des ABG zählt Steinkohle überall, Braunkohle dagegen 
nur in bestimmten Gebieten zu den staatsvorbehaltenen Mineralien (§ 2 Buchst, a und c 
ABG). Siehe auch Anm. 6 zu Art. 2. 

Die Frage, ob Steinkohle oder Braunkohle vorliegt, beantwortet sich nach 12c 1 
der physikalischen Beschaffenheit und der geologischen Zugehörigkeit, weniger nach der 
chemischen Zusammensetzung (RekB. v. 9. 6. 1908, ZfB 50, 130). Die überwiegend 
vertretene Auffassung stellt bei der Beurteilung, ob es sich bei einem Vorkommen 
um Stein- oder Braunkohle handelt, die geologischen Gesichtspunkte in den Vorder-
grund. Hiernach sind Kohlen, die älter als tertiär sind, als Steinkohle zu erachten (s. a. 
Isay Anm. 25; Müller-Erzbach S. 133: „Jenseits des Tertiärs gibt es keine Braunkohle"). 
Andere Autoren halten aber daran fest, daß charakteristische Unterscheidungsmerkmale 
zwischen Stein- und Braunkohle nicht im geologischen Alter, sondern in physikalischen 
und chemischen Eigenschaften derselben liegen. Kohlengeologie der österreichischen 
Teilstaaten 1922/24 von Petraschek S. 22: „Braun- und Steinkohle bezeichnen Quali-
täts- nicht Altersunterschiede". Danenberg sagt in seiner Geologie der Steinkohlenlager, 
Berlin 1925, daß selbst nicht alle der Kreide und älteren Formationen angehörige Koh-
len als Steinkohlen zu bezeichnen sind, da für die Herausbildung dieser Gruppe nicht 
allein die Zeit, also das geologische Alter maßgebend sind, sondern noch andere Ur-
sachen in Betracht kommen. 

Die sog. oberbayerische Pechkohle der oligozänen Molasse ist früher wegen 12c 2 
ihrer äußeren Steinkohlenähnlichkeit oft als Steinkohle bezeichnet worden. Die älteren 
Verleihungsurkunden benannten sie „Mineralkohle". Diese Kohle ist aber geologisch, 
petrographisch und chemisch als Braunkohle zu bezeichnen. 

Torf gehört der gegenwärtigen Periode der Erdbildung an. Krusch, Ger.- und 1 2 d 
Verw.Geologie S. 431: „Alluviale Bildungen sind Torf". Eine braunkohlenähnliche Torf-
bildung des Alluviums ist keine Braunkohle (BayVGH 1. 7. 1914 und 23. 5. 1916). 

Graphit. 13 

Berechtsamswesen. 13a 
Der Graphit war im Geltungsbereich des ABG von jeher, in Bayern jedoch erst 

durch das Änderungsgesetz vom 17. 8. 1918 in das Berggesetz aufgenommen worden; 
im Bezirk des Landkreises Wegscheid und in den links der Hz gelegenen Teilen des Land-
kreises Passau erfolgte die Einbeziehung in das Berggesetz jedoch erst durch das 
Graphitgesetz vom 12. 11. 1937 (BayBS IV S. 164 — Anh. B I 4). Die Graphit-
gewinnung in Niederbayern besitzt wegen der Einzigartigkeit des bayer. Vorkommens 
in Deutschland wirtschaftliche Bedeutung. Der Graphit wurde in diesem Gebiet schon 
seit Jahrhunderten abgebaut, und zwar vielfach in bäuerlichen Kleinbetrieben. Wegen 
der darin begründeten Gefahr des Raubbaus und der unwirtschaftlichen Betriebsfüh-
rung erging während des ersten Weltkrieges am 1. 3. 1917 eine Anordnung der bayeri-
schen Stellvertretenden Generalkommandos, derzufolge die Inbetriebnahme neuer sowie 
die Wiederinbetriebnahme aufgelassener alter Graphitgruben der Genehmigung des 

23 



Art. 1 bayBergG — § 1 ABG Berggesetz 

Kriegsministeriums bedurfte und Vermittlungen bei Verträgen, welche Verfügungen 
über Grundstücke zum Zwecke der Graphitgewinnung zum Gegenstand hatten, verboten 
waren. Am 4. 8.1917 wurde die Bundesratsverordnung über Graphitindustrie (RGBl. 
S. 693) erlassen. Danach konnte die Landeszentralbehörde (das Oberbergamt) Bestim-
mungen über die Vergütungen beim Erwerb von Grundstücken zum Zwecke der Gra-
phitförderung und bei der Bestellung oder Übertragung von Graphitgewinnungsrechten 
treffen, ferner die Graphitabbautreibenden für bestimmte betriebliche Zwecke zusam-
menschließen. Durch das Änderungsgesetz von 1918 wurde der Graphit lediglich in den 
nicht zum eigentlichen Abbaugebiet gehörigen Landesteilen in das Berggesetz aufge-
nommen und gleichzeitig unter Staatsvorbehalt gestellt. Auch das Graphitgesetz 
brachte, trotz der Erstreckung des Staatsvorbehalts auf das ganze Land nur scheinbar 
eine Beendigung des Grundeigentümerbergbaus. Auf Grund der Vorbehaltsbestim-
mungen, die gesetztechnisch an die Vorschriften der preußischen Erdölverordnung — 
Anh. C 113 b •— angelehnt sind, blieb dem Grundeigentümer das Recht zur Aufsuchung 
und Gewinnung auf den für seinen Betrieb dienenden Grundstücken erhalten, desgleichen 
vertragliche Abbaurechte Dritter. Diese Rechte mußten innerhalb einer bestimmten 
Frist beim Oberbergamt angezeigt werden. Da dies in großem Umfang geschehen ist, 
wird auch heute noch Graphit vorwiegend auf Grundeigentümerbasis abgebaut. Jedoch 
hat sich praktisch eine Umstellung insofern ergeben, als im wesentlichen nur noch eine 
Firma Graphit abbaut , die alle noch bestehenden Berechtigungen erworben hat . 

Über das Graphitgesetz im einzelnen s. Anh. B I 4 und Anm. hierzu. 

1 3 b Graphit ist reiner Kohlenstoff (C). E r kann kristallin oder amorph sein. Nicht jedes 
graphithaltige Mineral fällt unter das Berggesetz. Bei der Beurteilung kommt es auf den 
Prozentgehalt an — im RekB v. 6. 8. 1876 (ZfB 17, 532) wurden 6,2% C zu gering er-
achtet — ferner auch auf die Beschaffenheit des Graphits für verschiedene Verwendungs-
zwecke (Flinzart, elektrische Eigenschaften, Farbkraft) . 

1 4 In N i e d e r s a c h s e n sind dem Grundeigentümer verblieben die S a l z e und S o l -
q u e l l e n in der ehemaligen preußischen Provinz Hannover einschl. Pyrmont (vgl. Kast, 
ZfB 76, 384—1935) gem. Art. I I Einf. VO f. Hannover v. 8. 5. 1867 (GS S. 601). Für 
S t e i n - u n d K a l i s a l z e kann jedoch eine besondere Salzabbaugerechtigkeit bestellt 
werden (Ges. v. 4. 8. 1904 — Anh. J I 5). Ferner wurde für den Betrieb der Kaliberg-
werke die Gewerkschaftsfähigkeit gesetzlich vorgesehen (Gesetz vom 30. 5. 1917 •— 
Anh. J I 6). 

Nach der Fassung des b a y e r . Berggesetzes sind K a l i - , M a g n e s i a - u n d B o r -
s a l z e u n d s o n s t i g e m i t S t e i n s a l z a u f d e r n ä m l i c h e n L a g e r s t ä t t e v o r -
k o m m e n d e Salze (namentlich J o d - u n d B r o m s a l z e , ferner s o n s t i g e N a t r i u m -
sa lze ) nur dann dem Grundeigentümer entzogen, wenn sie auf einer Lagerstätte mit 
Steinsalz vorkommen, während nach dem ABG auch s e l b s t ä n d i g e K a l i - , M a g n e -
s i a - u n d B o r s a l z e verleihbar sind. Praktisch kommen diese Salze allerdings stets 
zusammen mit Steinsalz vor. 

1 5 Solquellen, Salzquellen sind natürliche Wasser mit einem solchen Gehalt an 
Chlornatrium, daß daraus auf eine in der Technik gebräuchliche Art und Weise Koch-
salz, Siedesalz hergestellt werden kann. Es ist gleichgültig, ob die Wasser zutage treten 
oder nicht. Ein Gehalt von 5 % ist durch Urteil des Bergausschusses, Abteilung Sachsen, 
v. 21. 12. 1910 als Mindestgehalt angenommen worden (ZfB 53, 138). 

Entgegen dem früheren Wasserrecht (vgl. Art. 16 Abs. 2 WG und § 396 d. Preuß. 
Wassergesetzes vom 7. 4. 1913 — GS S. 53) ist seit Inkraf t t re ten des Wasserhaushalts-
gesetzes für die Benutzung der S o l q u e l l e n auch eine wasserrechtliche Erlaubnis oder 
Bewilligung erforderlich, soweit nicht die Länder von der Möglichkeit Gebrauch gemacht 
haben, bestimmte Gewässer und u.a . die Solquellen von der Anwendung des W H G 
auszunehmen. Für die Erteilung der Erlaubnis ist nach § 14 Abs. 2 und 3 W H G die 
Bergbehörde im Einvernehmen mit der Wasserbehörde zuständig. In Bayern ist vorge-
sehen, daß das Bergamt Erlaubnis und Bewilligung im Einvernehmen mit der Kreis-
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Verwaltungsbehörde erteilt (Art. 74 Abs. 4 Entw. BayWG). Über Heilquellen vgl. 
Überblick vor Art. 203. 

Bi tumen sowie b i t u m i n ö s e und p h o s p h o r h a l t i g e G e s t e i n e sind in 1 6 a 
Bayern in das Berggesetz aufgenommen worden, Bitumen durch Art. I Z i f f . 1 d. Ges. v. 
17. 8.1918 (BayBS IV S. 162 — GVB1. S. 551) und Phosphor durch Art. 1 Ziff. 2 d. Ges. v. 
29. 12. 1949 (BayBS IV S. 166 — GVB1. 1950 S. 40). Schon vorher war die Aufsuchung 
und Gewinnung von phosphorhaltigen Mineralien und Gesteinen in den Amtsgerichts-
bezirken Amberg und Sulzbach (Oberpfalz) durch Gesetz vom 27. 7. 1921 (GVB1. S. 384) 
ergänzt durch Gesetz v. 19. 6. 1946 (GVB1. S. 222) besonders geregelt worden. Diese 
Vorschriften sind am 1. 12. 1949 außer Kraf t getreten. 

Im Geltungsbereich des ABG sind B i t u m e n und p h o s p h o r h a l t i g e M i n e r a l i e n 
u n d G e s t e i n e zwar nicht in das Berggesetz aufgenommen worden, jedoch wurde ihre 
Aufsuchung und Gewinnung auf Grund des Phosphoritgesetzes vom 16. 10. 1934 
— Anh. C I 13 — und der Verordnung über die Berechtigung zur Aufsuchung und Ge-
winnung von E r d ö l und anderen Bodenschätzen (Erdölverordnung) vom 13. 12. 1934 
— Anh. C I 13 b — dem Staat vorbehalten. Bestimmten Grundeigentümern und Ab-
bauberechtigten stehen aber auf Grund der Übergangsbestimmungen der Erdölverord-
nung (§§ 3ff.) noch heute Abbaurechte zu (vgl. hierzu Nebel, Die Bedeutung der Erd-
ölaltverträge im Bezirk des Oberbergamts Clausthal-Zellerfeld, Erdölzeitschrift 1959, 
S. 488ff.). 

Vor der Aufnahme in das Berggesetz ha t te inBayern eine Gewinnung von B i t u - 1 6 b 
m e n in volkswirtschaftlich bedeutsamem Umfang nicht stattgefunden. Vorkommen 
waren nur in wenigen Gegenden nachgewiesen worden ( E r d ö l am Tegernsee, bitumen-
haltiger Schiefer im alpinen Hauptdolomit und im fränkischen Lias, E r d g a s in Nieder-
bayern) . Vor dem Zweiten Weltkrieg wurden umfangreiche Untersuchungen angestellt, 
die nach Kriegsende fortgeführt worden sind. Sie waren teilweise erfolgreich. Vor allem 
in Oberbayern und in Schwaben konnten Erdöl- und Erdgaslagerstätten entdeckt wer-
den (vgl. im einzelnen Ostern, Der bayerische Staatsvorbehalt an Bitumen und die Bitumen-
aufsuchungserlaubniserteilungen im bayerischen Voralpengebiet nach dem Zweiten Weltkrieg, 
Erdöl und Kohle 1951 S. 533). 

Trotz des fehlenden Kommas hinter, , A s p h a 11" ist davon auszugehen, daß die 1 7 
wegen ihres Gehalts an Bitumen oder Phosphor technisch verwertbaren Gesteine selb-
ständig neben Bitumen dem Grundeigentum entzogen sind und nicht nur als Er läute-
rung zu „Bi tumen" zu gelten haben (Kiessling-Ostern, Anm. 11; nichtveröffentlichte 
Entschließung des BStMWV v. 10. 7. 1951 Nr. 7101e — V 36 — 34 139). Eine andere 
Auslegung wäre vor allem im Hinblick auf die phosphorhaltigen Gesteine sinnlos. 

§ 1 a A B G siehe bei Art. 3 bayBergG. 

Art. 2 bayBergG — § 2 ABG 
[Staatsvorbehalt] 

Art. 2 
(1) Die Aufsuchung 1 und Gewinnung 3 

1. von Steinsalz nebst den m i t i h m auf der näml ichen Lagerstätte vor-
k o m m e n d e n Salzen, nament l i ch Kali- , Magnes ia - und Borsa lzen 
sowie der Solquellen, 

2. von Gold3, ged iegen und als Erz, 
3. von Eisen4- , Mangan- und Titanerzen, 
4. von Uranerzen6 , 
5. von den w e g e n ihres Gehalts an Phosphor verwertbaren Mineral ien 

und Gesteinen, 
6. von Braunkohlen 8, 
7. von Graphit' , 
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8. von Bitumen in festem, flüssigem oder gasförmigem Zustand, ins-
besondere Erdöl, Erdgas , Bergwachs (Ozokerit) und Asphalt sowie 
den wegen ihres Gehalt an Bitumen technisch verwertbaren Gesteinen 

bleibt dem Staate vorbehalten. 
(2) Die Staatsregierung 8 ist jedoch befugt, die Erlaubnis* hierzu einzelnen 

oder Gemeinschaften1 0 zu erteilen. 
Art. 2 wurde neugefaßt durch das Ges. vom 17. 8. 1918 (BayBS IV S. 162 — GVBl. 

S. 551), als den schon durch Gesetz vom 30. 6. 1900 dem Staate vorbehaltenen Salzen und 
Solquellen, Eisen- und Manganerze, Braunkohle, Graphit (außer im Landkreis Wegscheid 
und in den links der Hz gelegenen Teilen des Landkreises Passau) und Bitumina hinzu-
gefügt wurden. Im Berggesetz vom 20. 3.1869 war dem Staat nur für den Bereich des Land-
kreises Berchtesgaden (damals einschl. der heute kreisfreien Stadt Bad Reichenhall) das 
ausschließliche Recht zur Steinsalz und Solegewinnung vorbehalten worden. 

Durch das Graphitgesetz vom 12. 11. 1937 (BayBS IV S. 164) wurde der Staatsvor-
behalt an Graphit auf das gesamte Staatsgebiet ausgedehnt, soweit nicht alte Rechte auf-
rechterhalten blieben (s. Anm. 13 zu Art. 1 und Erl. zum Graphitgesetz — Anh. B I 4). 
Das Gesetz vom 23. 3. 1938 (BayBS IV S. 165 — GVBl. S. 145) erstreckte den Staatsvor-
behalt auf Gold, gediegen und als Erz, das Gesetz vom 29. 12. 1949 (BayBS IV S. 166 — 
GVBl. 1950 S. 40) auch auf Titan- und Uranerze und auf die wegen ihres Gehalts an 
Phosphor technisch verwertbaren Gesteine. Wegen der bestehengebliebenen alten Verleihungen 
auf heute staatsvorbehaltene Mineralien s. Anm. 4 zu Art. 1. 

In Rheinland-Pfalz lautet Ziffer 4 abweichend: 
4. von Uran- und Thoriumerzen, 

Ferner gilt noch die ursprüngliche Fassung der Ziffer 6: 
6. von Braunkohlen und den im Regierungsbezirk Pfalz vorkommenden 

Steinkohlen, 
Der Art. 2 entsprechende § 2 ABG gilt in den einzelnen Ländern in verschiedenen 

Fassungen. 
In Berlin, B r e m e n und in den ehem. preußischen Landesteilen von Baden-Würt -

temberg (Hohenzol lern) gilt noch die bei Kriegsende im gesamten Geltungsbereich 
des ABG maßgebliche Fassung: 

§ 2 A B G 
(1) Soweit nicht durch Gesetz oder Verordnung Ausnahmen vorgesehen sind, 

steht die Aufsuchung1 und Gewinnung2 folgender Mineralien nur dem Staate z u : 
a ) der Steinkohle; 
b) des Steinsalzes sowie der Kali-, Magnesia- und Borsalze nebst den mit 

ihnen auf der nämlichenLagerstätte vorkommenden Salzen und Sol-
quellen ; 

c ) der Braunkohle . . . {betrifft hier nicht einschlägige ehemals preußische Pro-
vinzen) in dem Gebiet der Reichshauptstadt Berlin; 

d) der Eisenerze in den Hohenzollerischen Landen, mit Ausnahme der 
Raseneisenerze. 

(2) Der Staat kann die Ausbeutung eines Bergwerkes, das ihm im Bereich 
des Vorbehaltes verliehen ist, anderen Personen übertragen. 

In Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und 
im Saarland ist angefügt: 

e) der Uran- und Thoriumerze ; 
in Schleswig-Holstein: 

f) des Ti tans ; 
g) der Uran- und Thoriumerze ; 

in Hessen ist der Abs. 1 neu gefaßt: 
(1) Die Aufsuchung und Gewinnung folgender Mineralien steht nur dem 

Staate zu : 
a ) der Steinkohle; 
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b) des Steinsalzes sowie der Kali-, Magnesia- und Borsalze nebst den 
mit diesen Salzen auf derselben Lagerstätte vorkommenden Salzen 
und der Solquellen; 

c ) der Braunkohle in der ehemaligen Provinz Hessen-Nassau; 
d) (entfällt)-, 
e) der Uran- und Thoriumerze. 

Im Geltungsbereich, des ABG sind in einigen Ländern oder Landesteilen darüber-
hinaus noch weitere Mineralien dem Staate vorbehalten: 

In Hessen steht in den ehemals hessischen Landesteilen die Aufsuchung und Ge-
winnung der freien, chemisch nicht gebundenen K o h l e n s ä u r e , soweit sie 1 g/1 über-
steigt und frei ausströmt, allein dem Staate zu; er kann die Ausübung dieses Rechts 
anderen Personen übertragen (§ 4 d. Ges. vom 6. 7.1952 — GVB1. S. 130). 

In Nordrhein-Westfalen steht im Gebiet des ehemaligen Landes L ippe die 
Aufsuchung und Gewinnung der m i n e r a l i s c h e n Hei lque l l en und der K o h l e n -
s ä u r e q u e l l e n allein dem Staat zu; er kann die Ausübung dieses Rechts anderen Per-
sonen übertragen (Art. I I I Abs. 5 Ges. vom 25. 5. 1954 — GSNW S. 694). 

Im Saarland steht die Aufsuchung und Gewinnung von E i s e n - und M a n g a n -
erzen allein dem Staat zu (§ 1 Abs. 1 Ges. vom 10. 7. 1953 — Anh. M 13). Die Regie-
rung kann die Ausübung dieses Rechts anderen Personen übertragen (§ 2 d. Ges.). 
Bemerkenswert ist dabei, daß im Gegensatz zu der sonst bei Einführung des Staats-
vorbehalts üblichen Regelung bestehendes Bergwerkseigentum auf Eisen- und Mangan-
erze nach § 1 Abs. 2 d. Ges. nur fortbestehen soll, wenn der Betrieb innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten des Gesetzes aufgenommen worden ist. Die Gültigkeit dieser 
Vorschrift ist im Hinblick auf Art. 14 Abs. 3 GG zweifelhaft. Die Fortgeltung wurde be-
jaht vom OLG Saarbrücken in den Beschlüssen vom 28. 1. 1960 und vom 17. 3. 1961 
(ZfB 102, 481). 

Der wesentlichste Unterschied zwischen dem Staatsvorbehalt nach dem bayer. 
Berggesetz und dem ABG besteht darin, daß staatsvorbehaltene Mineralien in Bayern 
überhaupt nicht verliehen werden können. Der Staat ist kraft Gesetzes zur Aufsuchung 
und Gewinnung befugt, steht also in gewisser Weise einem Bergwerkseigentümer gleich. 
Nach dem ABG bedarf es dagegen auch einer Verleihung, die aber nur an den Staat 
erfolgen kann. Das Verfahren ist in § 38b ABG geregelt. 

Das dem Staate verliehene Bergwerkseigentum ist nach § 38c ABG mit einer be-
sonderen dinglichen Bergbauberechtigung beleihbar. Die §§ 38b und 38c sind nach Art.41 
abgedruckt. 

Es wird die Auffassung vertreten, daß A u f s u c h u n g i. S. von Art.2 nur „das 1 
Nachforschen nach der Art und Ausdehnung der Lagerstätte eines bereits bekannten 
oder zu erwartenden Minerals" sei (Kiessling-Ostern Anm. 2 zu Art. 2). Die auf die bloße 
Entdeckung eines Vorkommens gerichtete Tätigkeit soll noch keine Aufsuchung in 
diesem Sinne sein und gem. Art. 1 jedermann freistehen. Der Grund für diese Unter-
scheidung dürfte darin zu sehen sein, daß nicht jede Untersuchungstätigkeit der Er-
laubnispflicht unterworfen werden soll. Indes findet diese zweckgerichtete Unterschei-
dung u. E. im Gesetz keine Stütze. Jede Tätigkeit, die darauf gerichtet ist ein dem Staat 
vorbehaltenes Mineral ausfindig zu machen ist als Aufsuchung anzusehen und bedarf 
der Erlaubnis nach Art. 2 Abs. 2 (so auch Zydek — ZfB 98, 178). 

Vgl. Anm. 3 zu Art. 1. 2 
Einschl. des W a s c h g o l d e s , vgl. Anm. 5 zu Art. 1. 3 
Wegen des R a s e n e i s e n e r z e s vgl. Anm. 6a zu Art. 1. 4 
In R h e i n l a n d - P f a l z lautet der Text des bayer. Berggesetzes: 5 
4. von U r a n - und T h o r i u m e r z e n (i.d.F. des Ges. vom 15. 10. 1952 — GVB1. 

Rhl.-Pf. S. 154 — ZfB 94, 34; vgl. auch Anm. 8 zu Art. 1). Im Gegensatz zu Art. 1 ist 
gediegenes Uran in Art. 2 nicht aufgeführt. Es wäre also theoretisch verleihbar. In 
Wasser gelöstes Uran ist nicht als Uranerz, sondern als Mineralwasser anzusehen und 
steht daher dem Eigentümer des Gewässers zu. 
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6 a Für das Land R h e i n l a n d - P f a l z lautet der dort noch gültige ursprüngliche Text 
des bayer. Berggesetzes: 

6. von Braunkohlen und den im Regierungsbezirke Pfalz vorkommenden 
Steinkohlen. 

6 b Im ABG-Bereich steht die S t e i n k o h l e unter Staatsvorbehalt außer im ehemaligen 
Fürstentum Calenberg und in der Grafschaft Spiegelberg — vgl. Anm. 12a zu Art. 1 — 
nicht dagegen die Braunkohle, außer in der ehemaligen Provinz Hessen-Nassau und im 
Gebiet der Reichshauptstadt Berlin. Vgl. auch Anm. 12 a zu Art. 1. 

Verleihbar sind im Bereich des Staatsvorbehalts sogen. Zwischenfelder auf Stein-
kohle und Braunkohle, aber nur an die angrenzenden Bergwerkseigentümer (Art. X I 
d. Ges. vom 18. 6. 1907 und Art. V d. Ges. vom 3. 1. 1924). 

7 Vgl. Anm. 13 zu Art. 1. 

8 Vor der Änderung durch Ges. vom 17. 8. 1918 war für die Erteilung der Erlaubnis 
in B a y e r n das Staatsministerium der Finanzen zuständig. Nach der Änderung sollte 
die Staatsregierung als Trägerin der Berghoheit des Staates diese Aufgabe übernehmen 
(Begründung der Regierung in den Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 
1917/18, Beilage 2407 S. 3). Auf Grund der Bek. zum Vollzuge des Gesetzes vom 17. 8. 
1918 über die Änderung des Berggesetzes vom 18. 8. 1918 (BayBS IV S. 163 — GVB1. 
S. 556 — Anh. B I 1 a —) hat die Erlaubnis jetzt das Staatsministerium für Wirtschaft 
und Verkehr im Benehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen zu erteilen. Be-
denken gegen die Gültigkeit der von den damaligen Königlichen Staatsministerien des 
Königlichen Hauses und des Äußern und der Finanzen „auf Grund Allerhöchster 
Ermächtigung" erlassenen Bekanntmachung bestehen u.E. nicht. Zwar ist im Berg-
gesetz die Befugnis zur Erteilung der Erlaubnis der Staatsregierung zugesprochen 
worden. Nach der damaligen Verfassungslage ruhte die Regierungsgewalt bei der 
monarchischen Spitze, die sich bei der Ausübung durch einzelne Ministerien wirksam 
vertreten lassen konnte. Durch die fortschreitende Rechtsentwicklung hat allerdings 
diese Übertragung der Zuständigkeit Rechtsnormcharakter erlangt und könnte heute 
nur mehr im Wege der förmlichen Gesetzgebung abgeändert werden. Der Antrag auf 
Erlaubniserteilung ist beim Bayerischen Oberbergamt einzureichen. Uber das Verfahren 
bei der Erlaubniserteilung siehe die unter Anh. B I 1 a abgedruckte Bek. vom 17. 8. 
1918 und Erläuterungen dazu. 

9 Erlaubnis (Konzession). 
Nach der derzeitigen Verwaltungspraxis wird zunächst nur eine Aufsuchungser-

laubnis auf drei bis fünf Jahre erteilt, die verlängert werden kann. Erst bei Nachweis 
einer bauwürdigen Lagerstätte wird ein Antrag auf Erteilung einer Gewinnungserlaub-
nis berücksichtigt. Gewinnungserlaubnisse werden für einen längeren Zeitraum (i. d. 
Regel 30 Jahre) erteilt. 

9 a R e c h t s c h a r a k t e r der Erlaubnis. 
Nach der Praxis wird die Erlaubnis als begünstigender Verwaltungsakt erlassen und 

entsprechend dem Wortlaut des § 1 Abs. 3 der Bek. vom 28. 8. 1918 mit sog. E r l a u b -
n i s b e d i n g u n g e n versehen, die als Bestandteil der Erlaubnis gelten. Durch diese „Be-
dingungen" soll in erster Linie einer mißbräuchlichen Ausbeutung vorgebeugt werden. 
Ein Muster solcher „Bedingungen", die im Einzelfall und für bestimmte Mineralien 
(z.B. Bitumen) etwas abweichen können, sind im Anhang zu Art. 2 abgedruckt. 

Mit der Erlaubnis erlangt der Begünstigte das ausschließliche Recht der Auf-
suchung bzw. Gewinnung des Minerals in dem zugewiesenen Feld. 

In den Erlaubnisbedingungen ist dieses Recht h ö c h s t p e r s ö n l i c h ausgestaltet. 
Es kann also ohne Zustimmung des Staates nicht auf Dritte übertragen werden. Dem-
entsprechend ist es auch nicht dinglich belastbar (§ 1274 Abs. 2 BGB). 

Die Mehrzahl der Bestimmungen in den Erlaubnisbedingungen ist eindeutig 
ö f f e n t l i c h - r e c h t l i c h e r Natur. Dies gilt vor allem für den Betriebszwang und den 
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Widerrufsvorbehalt. Demgegenüber können die an den Staat zu entrichtenden Kon-
zessionsabgaben (Anerkennungsgebühren, Förderzinsen, Feldesabgaben) nach gelten-
dem Recht als öffentlich-rechtliche Abgaben nicht festgesetzt werden. Sie können nur 
dann verlangt werden, wenn — wie unter Anm. 9 b näher dargelegt ist — gleichzeitig ein 
zivilrechtlicher Vertrag abgeschlossen wird. Bei dieser Handhabung wird der Erlaß 
des Verwaltungsakts vom gleichzeitigen Abschluß eines Vertrages zwischen dem Staat, 
der hier als Fiskus handelt, und dem Begünstigten über die zu entrichtenden Konzes-
sionsabgaben abhängig gemacht. Die Versagung der Erlaubnis ist vor den Verwaltungs-
gerichten anfechtbar. Für Streitigkeiten aus den Erlaubnisbedingungen sind, soweit es 
sich um öffentlich-rechtliche handelt, die Verwaltungsgerichte, soweit sie privatrecht-
licher Natur sind, die ordentlichen Gerichte zuständig. Letztere sind daher allein zu-
ständig für alle Streitigkeiten über Konzessionsabgaben. 

Im Geltungsbereich des ABG kommen Erlaubnisse zur Aufsuchung und Gewinnung 
staatsvorbehaltener Mineralien nur auf Grund des Phosphoritgesetzes und der Erdöl-
verordnung in Betracht. Sie wurden von Anfang an durch Vertrag, nicht durch Ver-
waltungsakt eingeräumt. Auch diese Verträge haben teils öffentlich-rechtlichen, teils 
privatrechtlichen Charakter. 

Konzessionsabgaben. 9 b 
Es entspricht allgemeiner Übung, daß der Staat für die Überlassung der ihm 9 b 1 

nach den bergrechtlichen Gesetzen vorbehaltenen Befugnisse zur Gewinnung von Boden-
schätzen ein Entgelt fordert. In einigen Ländern, so von jeher in Bayern wird auch 
für die Einräumung des bloßen Aufsuchungsrechts ein Entgelt (in Bayern sog. A n e r -
kennungsgebühren erhoben. Bei der Übertragung der Befugnis zur Gewinnung spricht 
man von Förderabgaben, die wiederum in Wartegelder (Feldesabgabe) für die Zur-
verfügungstellung eines Gewinnungsfeldes und in Förderzinsen für die tatsächliche 
Förderung zerfallen. 

R e c h t s g r u n d l a g e der Konzessionsabgaben. 9 b 2 
Die ö f f e n t l i c h - r e c h t l i c h e Form des Entgelts für eineLeistung des Staates, die 2 

dem einzelnen gewährt wird, ist die G e b ü h r . Die Gebühren sind entweder Verwaltungs-
gebühren oder Benutzungsgebühren. Bei Überlassung eines Ausbeuterechts handelt es 
sich keinesfalls um eine sog. V e r w a l t u n g s g e b ü h r , da diese nur für die Vornahme 
einer Amtshandlung verlangt werden kann. Selbst wenn also der Staat dem Unterneh-
mer gegenüber bei der Einräumung von Aufsuchungs- und Gewinnungsrechten hoheit-
lich tätig wird — wie dies nach allgemeiner Ansicht etwa bei den Erlaubniserteilungen 
nach Art. 2 Abs. 2 des bayer. Berggesetzes der Fall ist —, so kann er zwar für den Ver-
waltungsakt als solchen eine Verwaltungsgebühr verlangen, nicht aber als Entgelt für 
die Ausübung des Schürf- oder Abbaurechts. Auch eine B e n u t z u n g s g e b ü h r scheidet 
aus. Von Benützungsgebühren spricht man einmal im Zusammenhang mit öffentlichen 
Einrichtungen wie Bibliotheken usw. Näher liegt schon die Annahme, es könnte sich 
um eine öffentlich-rechtliche Sondernutzungsgebühr handeln, wie sie im Recht der 
öffentlichen Sachen vorkommt (vgl. z .B . § 8 Abs. 3 FStrG vom 6. 8. 1953 oder Art. 73 
BayWG, Art. 54 Preuß. WG). Der Charakter einer Sondernutzungsgebühr kann dem 
Entgelt für die Überlassung der Schürf- und Abbaurechte aber ebenfalls nicht zukom-
men, da es sich nicht um öffentliche Sachen handelt, d. h. solche Gegenstände, die öffent-
lichen Zwecken unmittelbar dienen oder dem Gemeingebrauch gewidmet sind (vgl. 
Forsthoff § 19, 1). 

Die Festsetzung der Konzessionsabgaben als Gebühr bedürfte zudem einer aus-
drücklichen Rechtsgrundlage. Sie stellt einen Verwaltungsakt dar, der nach dem Grund-
satz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung nur auf Grund einer besonderen Ermächtigung 
rechtswirksam erlassen werden kann (Art. 20 Abs. 3, 28 Abs. 2 GG). Eine Rechtsgrund-
lage für die Erhebung einer Gebühr gibt weder das ABG in seinen heute in den ein-
zelnen Ländern geltenden Fassungen, noch die den echten Staatsvorbehalt einführenden 
besonderen Gesetze, wie das Phosphoritgesetz und die Erdölverordnung. Auch die 
übrigen Landesberggesetze sehen eine solche Rechtsgrundlage nicht vor. Da die Berg-
gesetze keine Rechtsgrundlage für eine Gebührenerhebung kennen, besteht keine Mög-
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lichkeit, die fraglichen Entgelte auf öffentlich-rechtlicher Grundlage festzusetzen. Sie 
können auch nicht als Nebenbestimmungen einer öffentlich-rechtlichen Erlaubniser-
teilung auf öffentlich-rechtlicher Grundlage verlangt werden. Denn auch durch Bedin-
gungen und Auflagen können nur solche Leistungen festgesetzt werden, für die eine 
Rechtsgrundlage besteht. Die in Bayern geforderten Anerkennungsgebühren und För-
derabgaben sind daher nicht öffentlich-rechtlicher Natur, obwohl sie in den sog. Er-
laubnisbedingungen festgesetzt werden, die als Bestandteil der öffentlich-rechtlichen 
Erlaubniserteilung nach Art. 2 Abs. 2 des Berggesetzes angesehen werden. 

9 b 3 Für die vom Staat verlangten Entgelte steht also nur eine p r i v a t r e c h t l i c h e 
Grundlage zur Verfügung. Man ist im Geltungsbereich des ABG stets davon ausgegangen, 
daß das dem Staat nach § 2 vorbehaltene Gewinnungsrecht und das Schürfrecht des § 3 
vertraglich auf Dritte übertragen werden könne, und zwar entgeltlich. 

Das gleiche wurde von den Konzessionen auf Grund der Erdölverordnung angenom-
men. So hat man dort Verträge mit den Firmen geschlossen, in denen u.a. ein Entgelt, 
allerdings vielfach abweichend von der Praxis in Bayern nur bei den Gewinnungs- nicht 
bei den Aufsuchungserlaubnissen verlangt wird (vgl. Nebel, Das Verfahren bei der Erteilung 
von Erdölkonzessionen im Bezirk des Oberbergamtes Clausthal-Zellerfeld, Sonderdruck der 
Erdölzeitschrift). Damit ist zum Ausdruck gebracht, daß der Staat auch privatrechtlich 
dem Unternehmen gegenübertritt und in einem pachtähnlichen Vertrag die ihm auf 
Grund der Berggesetze zustehende Befugnis auf Zeit auf den Privaten überträgt. 

Auch in B a y e r n sind die Anerkennungsgebühren und Förderabgaben privatrecht-
liche Forderungen, obwohl sie in einem Zug mit der öffentlich-rechtlichen Erlaubnis-
erteilung vereinbart werden. Für das wirksame Zustandekommen eines pachtähnlichen 
Vertrages ist allerdings erforderlich, daß beide Parteien sich über die Erlaubnisbedin-
gungen einig sind. Um dies eindeutig zum Ausdruck zu bringen, wäre erforderlich, daß 
diese Bedingungen nach außen hin nicht einseitig vom Staat festgesetzt, sondern in 
Vertragsform, d.h. unterschriftlich von beiden Parteien vollzogen werden. Es bestehen 
an sich keine Bedenken gegen die Übung, eine solche Vereinbarung in einem Zuge mit 
echten Auflagen und Bedingungen festzusetzen: So hat der Bundesgerichtshof in BGHZ 
28 S. 34 in einer Entscheidung über die Benutzung eines öffentlichen Flusses die Ver-
bindung eines privatrechtlichen Gestattungsvertrages mit der öffentlich-rechtlichen 
Bewilligung der Benutzung für zulässig erklärt, da die zuständigen Stellen zugestimmt 
hatten. Das die Erlaubnis nach Art. 2 Abs. 2 des bayer. Berggesetzes im Benehmen mit 
dem Bayer. Staatsmin. der Finanzen erteilende Bayer. Staatsmin. f. Wirtschaft und 
Verkehr ist nach der Bayer. Verfassung in seinem Zuständigkeitsbereich auch zur 
Vertretung des Freistaates Bayern befugt (Art. 55 BayVerf.). 

Anhang : Im folgenden ist ein Muster der derzeit in Bayern bei der Erteilung von Auf-
suchungserlaubnissen üblichen Erlaubnisbedingungen abgedruckt. 

Bedingungen 

für die Erlaubnis zur Aufsuchung von durch die Firma 

§ 1 
Die Erlaubnis begründet die ausschließliche Befugnis der Erlaubnisträgerin, innerhalb des 

Erlaubnisfeldes auf Erlaubnisdauer vorbehaltlich etwaiger älterer und besserer Rechte Dritter 
aufzusuchen. 

§2 
Die Ausübung der Erlaubnis unterliegt den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen oder 

den jeweils an die Stelle der jetzigen Bestimmungen tretenden Vorschriften. 

§3 
(1) Die Erlaubnisträgerin hat innerhalb des Erlaubnisfeldes das Vorhandensein einer 

Lagerstätte in bergbauüblicher Weise zu ermitteln und für den Fall, daß eine Lagerstätte gefun-
den wird, sie auf ihre Bauwürdigkeit zu untersuchen. 
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(2) Mit diesen Arbeiten ist spätestens sechs Monate nach Zustellung dieser Erlaubnis zu 
beginnen. Ein späterer Beginn oder eine Unterbrechung der Arbeiten bedarf der vorherigen Zu-
stimmung des Bayerischen Oberbergamtes. 

(3) Die Erlaubnisträgerin hat dem Bayerischen Qberbergamt nach Ablauf eines jeden Jah-
res, gerechnet vom Beginn der Erlaubnis an, über die geleisteten Arbeiten und deren Ergebnisse 
unter Einreichung der einschlägigen Planunterlagen (Flurkarten 1 : 5000 mit Eintragung der 
bergmännischen Aufschlußarbeiten) schriftlich (in doppelter Fertigung) zu berichten. Spätestens 
einen Monat nach Fertigstellung jeder Bohrung ist dem Bayerischen Oberbergamt das Schichten-
verzeichnis mit entsprechenden Analysen (in 3-facher Fertigung) vorzulegen. Die Gesteinsproben 
sind auf Anforderung unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. 

Die aus Bohrungen gewonnenen Proben sind nach Beendigung der Bohrung drei Monate zur 
Verfügung des Bayerischen Oberbergamts zu halten. 

§ 4 
Die Erlaubnisträgerin kann, solange die Mengen für die Erteilung einer Gewinnungserlaubnis 

nicht ausreichen, über das bei den Aufsuchungsarbeiten geförderte nach Maßgabe des 
jeweils geltenden Rechts verfügen. 

§ 5 
(1) Die Erlaubnisträgerin hat eine Anerkennungsgebühr von jährlich 0,05 DM je ha des 

Erlaubnisfeldes — für jeden angebrochenen Monat Via dieser Gebühr — zu entrichten. Die Gebühr 
ist jeweils zum 31. März für das abgelaufene Kalenderjahr bei der Zahlstelle des Bayerischen 
Oberbergamtes einzuzahlen. 

(2) Von der Einziehung eines Teils der Gebühr kann auf Antrag der Erlaubnisträgerin 
Abstand genommen werden, wenn die Verpflichtungen nach § 3 erfüllt sind. Die Erlaubnisträgerin 
muß einen etwaigen Antrag jeweils bis zum 15. Februar beim Bayerischen Oberbergamt einge-
reicht haben. Die Entscheidung trifft das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft und Ver-
kehr unter Berücksichtigung des Einsatzes der Erlaubnisträgerin nach billigem Ermessen. Ein 
Drittel der angefallenen Gebühr ist jedoch in jedem Fall zu zahlen. 

§ 6 

Falls der Freistaat Bayern auf Ersatz von Schäden, die Dritten aus der Tätigkeit der Erlaub-
nisträgerin über und unter Tage erwachsen, in Anspruch genommen werden sollte, hat ihn die 
Erlaubnisträgerin von Verpflichtungen unter Übernahme der Schuld durch rechtzeitige Befriedi-
gung der Ansprüche zu befreien und ihm die Kosten einer etwa notwendigen Rechtsverteidigung 
zu ersetzen. Dies gilt auch für die Zeit nach dem Erlöschen der Erlaubnis. 

§ 7 
Die Übertragung der Erlaubnis sowie die Beteiligung eines anderen an der Erlaubnis, bei-

spielsweise auf der Grundlage eines Gesellschaftsverhältnisses, ist nur mit Einwilligung des 
Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft und Verkehr zulässig. Die Einwilligung kann 
unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden. 

Ein entsprechender Antrag ist in doppelter Ausfertigung beim Bayerischen Oberbergamt 
einzureichen. 

§ 8 

(1) Die Erlaubnis erlischt durch Fristablauf oder Verzicht. Eine Verzichtserklärung ist 
schriftlich (in doppelter Ausfertigung) über das Bayerische Oberbergamt beim Bayerischen 
Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr einzureichen. Sie wird drei Monate nach Eingang 
der Erklärung beim Bayerischen Oberbergamt wirksam. 

(2) Bei einem teilweisen Verzicht sollen die neu entstehenden Grenzlinien gradlinig sein 
und durch Flurkarteneckpunkte laufen oder einer im Ubersichtsplan deutlich erkennbaren 
gradzahligen Unterteilung der Flurkartengrenzen entsprechen. 
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§ 9 
(1) Das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr kann die Erlaubnis 

widerrufen, 

a) wenn die Erlaubnisträgerin einer wesentlichen Verpflichtung aus der Erlaubnis in 
gröblicher Weise zuwiderhandelt oder 

b) wenn die Vermögensverhältnisse der Erlaubnisträgerin sich wesentlich verschlech-
tern, insbesondere, wenn Antrag auf Eröffnung eines Vergleichsverfahrens oder des 
Konkursverfahrens über das Vermögen der Erlaubnisträgerin gestellt ist oder die 
Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung angeordnet ist. 

(2) Das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr hat die Erlaubnisträgerin 
vor einem Widerruf nach Abs. (1) Buchstabe a) schriftlich zu mahnen. Dabei ist eine angemessene 
Frist zur Erfüllung der Verpflichtungen zu setzen und der Widerruf für den Fall der Nicht-
erfüllung anzudrohen. Die Mahnung kann unterbleiben, wenn durch die Zuwiderhandlung bereits 
Folgen eingetreten sind, die nicht wieder gut gemacht werden können. 

§ 10 
(1) Die Erlaubnisträgerin ist verpflichtet, zur Sicherung der Erfüllung der ihr aus der Er-

laubnis dem Freistaat Bayern gegenüber obliegenden Verpflichtungen Sicherheit in Höhe von 
zunächst DM durch Anlegung eines zugunsten des Bayerischen Oberbergamtes gesperrten 
Sparbuches bei einer mündelsicheren Sparkasse oder durch Bürgschaftserklärung eines dem 
Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr genehmen Bankinstituts oder Ver-
sicherungsunternehmens zu leisten; Sparbuch bzw. Bürgschaftserklärung sind spätestens drei 
Monate nach Zustellung der Erlaubnis dem Bayerischen Oberbergamt einzureichen. Bei Bedarf 
kann der Betrag der Sicherheitsleistung jederzeit erhöht werden. 

(2) Der Freistaat Bayern kann die geleistete Sicherheit bis zu drei Jahren nach Beendigung 
der Erlaubnis in Anspruch nehmen. 

§11 
(1) Der Erlaubnisträgerin wird die Erlaubnis zur Gewinnung von jeweils in einem 

Feld von höchstens 340 ha auf die Dauer von 30 Jahren gegen Zahlung eines Förderzinses erteilt 
werden, wenn ein ausreichender Erfolg der Aufsuchungsarbeiten die Planung der Gewinnung 
in einem solchen Feld ermöglicht. 

(2) Der Antrag auf Erteilung einer Gewinnungserlaubnis ist unter Angabe des begehrten 
Gewinnungsfeldes auf Flurkartenblatt (in doppelter Fertigung) beim Bayerischen Oberbergamt 

einzureichen. 
(3) Die Gewinnungserlaubnis wird an besondere Bedingungen und Auflagen geknüpft. 
(4) Mit der Erteilung einer Gewinnungserlaubnis scheidet das ihr zugrunde liegende Ge-

winnungsfeld aus der Aufsuchungserlaubnis aus. 

Art. 3 bayBergG — § 1 a ABG 
[Bergbau auf staatsvorbehaltene Mineralien — Staatsbergwerke] 

Art. 3 
Bei der vom Staate oder auf Grund einer von der Staatsregierung erteilten 

Erlaubnis1 von sonstigen Unternehmern betätigten Aufsuchung2 und Gewin-
nung2 der im Art. 2 dem Staate vorbehaltenen Mineralien finden sowohl hin-
sichtlich der für den Betrieb maßgebenden Beschränkungen und Verpflich-
tungen, als auch hinsichtlich des Verhältnisses des Unternehmers zu anderen 
Bergwerksbesitzern und zu den Mutern, zu den Grundbesitzern und zu den bei 
dem Betriebe beschäftigten Personen die Vorschriften dieses Gesetzes, soweit 
sie nach der Natur der Sache zutreffen, entsprechende Anwendung3. Im übrigen 
findet dieses Gesetz auf den Erwerb und Betrieb von Bergwerken für Rechnung 
des Staates in vollem Umfange Anwendung4. 

Art. 3 ist durch Ges. v. 17. 8. 1918 (BayBS IV S. 162 — GVBl. S. 551) hinsichtlich 
der Zuständigkeit der Erlaubniserteilung geändert worden (vgl. Anm. 8 zu Art. 2). 
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Eine Art. 3 Satz 1 entsprechende Vorschrift enthält das ABG nicht. 
Da nach dem ABG auch für den Bergbau auf die staatsvorbehaltenen Mineralien 

eine Verleihung erforderlich ist (vgl. § 38 a, abgedr. nach Art. 41) war eine dem Art. 3 
Satz 1 entsprechende Regelung nicht veranlaßt. Beachte auch § 38c ABG, abgedr. nach 
Art. 41. 

Art. 3 Satz 2 entspricht 
§ 1 a ABG 

Der Erwerb und Betrieb von Bergwerken für Rechnung des Staates ist, 
sofern sich aus den nachstehenden Bestimmungen nicht ein anderes ergibt, 
allen berggesetzlichen Bestimmungen ebenfalls unterworfen. 

In Hessen ist § 1 a A B G weggefallen. 

Vgl. Anm. 9 zu Art. 2. 1 

Vgl. Anm. 1 zu Art. 2 und Anm. 3 zu Art. 1. 2 

Für anwendbar erklärt sind „soweit sie nach der Natur der Sache zutref- 3 
ien" die für den Betrieb maßgeblichen Beschränkungen — Art. 68 bis 82 — die das 
Verhältnis des Unternehmers zu anderen Bergwerksbesitzern und zu den Mutern 
betreffenden Vorschriften — Art. 46 ff. —, zu den Grundbesitzern — 'Art. 46 ff. und 
insbesondere Art. 178 bis 212 — und zu den bei dem Betrieb beschäftigten Personen 
— Art. 84 bis 137 —. 

Nach dem Wortlaut nicht anwendbar sind die Vorschriften über das Schürfen 3 a 
(Art. 4ff.), insbesondere auch nicht Art. 4 Abs. 2 über geophysikalische Untersuchungs-
arbeiten (so Kiessling-Ostern, Anm. 4 zu Art. 4, Zydek ZfB 99, 178, 183). U.E . sind 
jedoch die Bestimmungen der Art. 4ff. auch auf Untersuchungsarbeiten (einschl. der 
geophysikalischen) die auf die Entdeckung staatsvorbehaltener Mineralien gerichtet sind, 
anzuwenden (vgl. Anm. 2 und 4 zu Art. 4). 

In der Praxis bestehen Zweifel, ob diejenigen berggesetzlichen Vorschriften, die 3 b 
nur für den Bergwerkseigentümer und nicht auch für den Bergwerksbesitzer gelten (z.B. 
Hilfsbaurecht, nach Auffassung des Reichsgerichts auch die Bergschadenshaftung), auf 
den Unternehmer angewendet werden können, der auf Grund einer nach Art. 2 Abs. 2 
erteilten Erlaubnis zur Aufsuchung und Gewinnung von staatsvorbehaltenen Mine-
ralien Bergbau betreibt. Andernfalls wären diese Vorschriften nur auf den Staat an-
wendbar, auch wenn er nicht selbst Bergbau betreibt. Der Staat würde also z.B. für 
Bergschäden haften. 

Da in Art. 3 Satz 1 der Unternehmer dem Staat, der selbst Bergbau betreibt, 
g l e i c h g e s t e l l t ist, sind im Falle der Erlaubniserteilung u.E. die berggesetzlichen Vor-
schriften, die für den Bergwerkseigentümer gelten, auch unmittelbar auf den Unter-
nehmer (Erlaubnisträger) anzuwenden, soweit sie der Natur der Sache nach zutreffen. 

Darunter fallen das Findervorrecht des Art. 26, das Mutungsvorrecht des Berg-
werkseigentümers nach Art. 47 und das Hilfsbaurecht nach Art. 52, 53 jedoch nur, 
wenn der Unternehmer eine Gewinnungserlaubnis besitzt. Der Unternehmer, nicht der 
Staat, haftet für Bergschäden (Art. 206). 

Satz 2 regelt den Bergbau des Staates im allgemeinen, also auch auf Mineralien, 4 
die ihm nicht vorbehalten sind. Für letztere bedarf der Staat der Mutung undVerleihung, 
wie jedermann. Auch beim Erwerb und Betrieb solcher Bergwerke ist der Staat den 
Privatpersonen völlig gleichgestellt, der Staatsbergbau unterliegt also auch der berg-
behördlichen Aufsicht, ausgenommen Art. 82 (Wirtschaftsaufsicht). Die Vorschriften 
über die Aufhebung des Bergwerkseigentums sind anwendbar (Mot. S. 11). Praktische 
Bedeutung kommt Art. 3 Satz 2 — wie dem übereinstimmenden § l a ABG allerdings 
nicht zu, da der Staat keine Bergwerke in eigener Regie mehr betreibt. 
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B a y e r n hat die bis 1927 von der Berg-Hütten- und Salinen Verwaltung, bestehend 
aus der Generaladministration und aus den Berg-, Hütten- und Salinenämtern, betrie-
benen Staatsbergwerke durch Ges. v. 1. 4. 1927 (BayBS S. 556) auf eine neugegründete 
Aktiengesellschaft, die Bayerische Berg-, Hütten- und Salzwerke AG (BHS) übertragen, 
deren Anteile zu 100 % in Händen des Staates liegen. Ein ähnlicher Vorgang hatte in 
P r e u ß e n stattgefunden:Vgl.Ges.v. 9.10.1923 (GSIIS.467) ,VOv.l9 .1 .1924(GSS.45)u. 
Ges. v. 26.7.1926 (GS S. 234). Auf Grund dieser Vorschriften wurden die staatlichen Berg-
werke in die Preußischen Bergwerks- und Hütten-AG (Preussag) eingebracht. 
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Zweiter Titel 

Von der Erwerbung des Bergwerkeigentums 

Überb l i ck 
Die Überschrift ist zu weit gefaßt. Der Titel enthält im bayer. Berggesetz nur I 

Vorschriften über den ursprünglichen (originären) Erwerb von Bergwerkseigentum 
durch Verleihung, während das ABG im Fünften Abschnitt dieses Titels („Von der 
Konsolidation" — §§ 41—49) außerdem noch Vorschriften über die Entstehung von 
Bergwerkseigentum durch Vereinigung von zwei oder mehreren Bergwerken mitum-
faßt. Von der Verleihung handeln der Dritte Abschnitt („Vom Verleihen" — Art. 24—41 
bzw. §§ 22—38c ABG), aber auch der Zweite Abschnitt („Vom Muten" — Art. 14 —23 
bzw. §§ 12—21 ABG): denn die Verleihung setzt stets die Mutung, d.i. der förmliche 
Antrag auf Verleihung voraus. Dagegen ist das im Ersten Abschnitt (Art. 4—13 bzw. 
§§ 3—11 ABG) geregelte Schürfen — die Aufsuchung des Minerals auf seiner natürlichen 
Ablagerung — keine notwendige Voraussetzung für die Entstehung des Bergwerkseigen-
tums, weil der Mutung keine eigene Entdeckung des Minerals zugrunde liegen muß. Der 
Finder hat lediglich ein Vorrecht vor anderen zu muten (vgl. Art. 26 bzw. § 24 ABG). 
Außerdem enthält der Titel noch einen Vierten Abschnitt „Vom Vermessen". Die Ver-
messung ist ebenfalls keine notwendige Voraussetzung für die Entstehung des Berg-
werkseigentums. 

Außer durch Verleihung entsteht Bergwerkseigentum noch durch Vereinigung 11 
(Konsolidation), die im bayer. Berggesetz im Dritten Titel (Art. 57—65) behandelt wird, 
ferner durch reale Teilung eines Feldes und durch Austausch von Feldesteilen (Art. 66 
bzw. § 51 ABG). Der abgeleitete (derivative) Erwerb ist im Dritten Titel geregelt 
(Art. 44, 45 bzw. § 50 ABG), und zwar sind die Vorschriften des bürgerlichen Gesetz-
buches über den Erwerb von Grundstücken (§§ 873fi., §§ 925ff.) für anwendbar erklärt. 

Der Titel handelt nur vom Bergwerkseigentum, nicht auch von der Erlaubnis I I I 
zur Aufsuchung und Gewinnung stattsvorbehaltener Mineralien nach Art. 2 Abs. 2. 
Hierfür sind allein Art. 2 und die Bek. v. 18. 8.1918 (BayBS IV S. 163), — Anh .B I 1 a — 
maßgebend. Nach dem ABG kann hingegen auch an staatsvorbehaltenen Mineralien Berg-
werkseigentum begründet werden, und zwar durch Verleihung an den Staat. Das Ver-
fahren richtet sich in diesem Fall nach § 38b ABG, abgedr. nach Art. 41. 

Ers ter Abschn i t t 

VOM SCHÜRFEN 

Art. 4 bayBergG — § 3 ABG 
[Begriff des Schürfens — geophysikalische Untersuchungsarbeiten] 

Art. 4 
(1) Die Aufsuchung1 der im Art. 1 bezeichneten Mineralien2 auf ihren 

natürlichen Ablagerungen — das Schürfen3 — unterliegt den nachstehenden 
Vorschriften (Art. 5 bis 13). 
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(2) F ü r Arbeiten zur geophysikalischen Untersuchung des Untergrundes1 

gelten die Art . 5 bis 7S, 9 , 1 0 und 126 entsprechend. 

Abs. 2 wurde durch Ges. v. 30. 3.1939 (GVBl. S. 87) angefügt. 

Art. 4 entspricht 
§ 3 A B G : 

(1) Nach Maßgabe der folgenden Vorschriften ist die Aufsuchung1 der in 
§ 1 bezeichneten Mineralien2 auf ihren natürlichen Ablagerungen — das Schür-
fen3 — bei den nach § 2 Abs. 1 dem Staate vorbehaltenen Mineralien nur dem 
Staate, den von ihm ermächtigten Personen und ihren Beauftragten, sonst 
dagegen jederman gestattet. 

(2) F ü r Arbeiten zur geophysikalischen Untersuchung des Untergrundes4 

gelten die § § 3 bis 66, 8 und 9" entsprechend. 

1 Unter Aufsuchung i.S. dieser Bestimmung sind die Arbeiten zu verstehen, die auf 
die Entdeckung einer noch nicht bekannten Lagerstätte gerichtet sind, nicht die Durch-
forschung im verliehenen Feld. Innerhalb der Grenzen eines verliehenen Bergwerkseigen-
tums kann aber auf ein anderes bergbaufreies Mineral geschürft werden (Art. 11 bzw. 
§ 10 ABG). Es fallen sowohl übertägige wie untertägige Arbeiten unter die Schürfbe-
stimmungen. 

2 Nach dem Wortlaut des Art. 4 Abs. 1 gelten die Schürfvorschriften für die Auf-
suchung aller in Art. 1 aufgeführten Mineralien, also auch für die nach Art. 2 dem Staat 
vorbehaltenen. Andererseits sind aber in Art. 3 Satzl , der die auf die Aufsuchung dieser 
Mineralien anwendbaren Vorschriften benennt, die Schürfvorschriften (Art. 5 bis 13) 
nicht erwähnt. Auch paßt die Überschrift des Dritten Titels „Von der Erwerbung des 
Bergwerkseigentums" nicht für die Aufsuchung staatsvorbehaltener Mineralien. Ver-
neint man die Anwendbarkeit der Schürfvorschriften auf die staatsvorbehaltenen 
Mineralien, so können für die Aufsuchungsarbeiten nur gemäß Art. 3 Satz 1 die Be-
stimmungen über das Bergwerkseigentum herangezogen werden. 

Da das Gesetz in dieser Frage nicht eindeutig ist, kann u. E. eine Lösung nur unter 
Berücksichtigung des Gesetzeszweckes und der Entstehungsgeschichte gefunden wer-
den. Danach wären aber die Schürfvorschriften auch auf die in Art. 2 aufgeführten 
Mineralien anzuwenden. Sachlich liegen die in den Art. 5 bis 13 für verleihbare Minera-
lien geregelten Fragen, nämlich die Art und Weise der Aufsuchungstätigkeit, insbesondere 
ihre bergbehördliche Überwachung und das Verhältnis des Aufsuchenden zu den Grund-
besitzern, bei der Aufsuchung der dem Staate vorbehaltenen Mineralien nicht anders. 
Ein Unterschied besteht lediglich insoweit, als zu der Aufsuchung eines dem Staate 
vorbehaltenen Minerals eine Erlaubnis nach Art. 2 Abs. 2 erforderlich ist, so daß in 
diesem Falle bereits für die Aufsuchung des Minerals ein behördliches Verfahren durch-
geführt werden muß. Dieses Verfahren erstreckt sich aber nicht auf die in den Art. 5ff. 
geregelten Gesichtspunkte. 

Auch ist die Interessenlage desjenigen, der auf Grund einer Aufsuchungserlaubnis 
gemäß Art. 2 Abs. 2 Arbeiten durchführt, noch nicht derjenigen eines Bergwerkseigen-
tümers gleichzuachten, der ja stets zugleich zur Gewinnung und zwar in einem fest 
bestimmten und durch das Berggesetz der Größe nach begrenzten Feld berechtigt ist. 
Aufsuchungserlaubnisse werden demgegenüber in der Regel für größere Gebiete erteilt. 
Erst die im allgemeinen auf Felder von rund 340 ha Größe beschränkte Gewinnungser-
laubnis ist dem Bergwerkseigentum gleichzuachten. Die Befugnis des nur Aufsuchungs-
berechtigten steht also der eines Schürfers näher als der eines Bergwerkseigentümers. 

Aus diesen Gründen sind für die Voraussetzungen, unter denen Aufsuchungsarbei-
ten durchgeführt werden dürfen, die Schürfvorschriften besser geeignet als die Bestim-
mungen über das verliehene Bergwerkseigentum (z.B. Art. 178ff.). Im Geltungsbereich 
des ABG sind die Schürfvorschriften (§§ 3 bis 11) auch für alle staatsvorbehaltenen 
Mineralien anwendbar, und zwar teils auf Grund des ABG selbst (§ 3 Abs. 1), teils auf 
Grund besonderer gesetzlicher Bestimmungen (§ 2 des Erdölgesetzes für Bitumen und 
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§ 3 des Phosphoritgesetzes für phosphorhaltige Mineralien und Gesteine). Es besteht keine 
Veranlassung anzunehmen, daß der bayer. Gesetzgeber in diesem Punk t von der Rege-
lung im preußischen Rechtsbereich abweichen wollte: Durch das Ges. v. 30. 3. 1939 
wurde Art. 4 der jetzige Abs. 2 angefügt. Nach den Motiven (ZfB 80, 73/74) sollte mit 
diesem Gesetz das bayerische Berggesetz an die seit der Neufassung von 1910 in Preußen 
vor allem durch das Ges. v. 24. 9. 1937 (GS S. 93) erlassenen Änderungen angepaßt wer-
den. Damals wurde Art. 4 Abs. 2 inhaltlich völlig übereinstimmend mit § 3 Abs. 2 ABG 
eingefügt. Wenn Art. 4 a. F., jetzt Art. 4 Abs. 1 auf staatsvorbehaltene Mineralien nicht 
hät te angewendet werden sollen, so hä t te auch der dem § 3 Abs. 2 ABG entsprechende 
neue Abs. 2 nicht an dieser Stelle in das Berggesetz aufgenommen werden dürfen. Ent-
gegen Kiessling-Ostern, Anm. 4 zu Art. 4 ist daher davon auszugehen, daß Abs. 1 und 
Abs. 2 auch für Arbeiten zur Aufsuchung stattsvorbehaltener Mineralien auf ihrer 
natürlichen Ablagerung gelten. 

Das Schürfen wird hiermit definiert. Die Aufsuchung von Grundeigentümer- B 
mineralien zählt nicht zu den Schürfarbeiten im bergrechtlichen Sinn. Sie untersteht 
aber, wenn es sich um Mineralien der in § 1 MineralVO aufgeführten Art handelt, eben-
falls der bergbehördlichen Aufsicht (§§ 2, 6 MineralVO). Auch die Aufsuchung anderer 
Grundeigentümermineralien unterliegt der bergbehördlichen Aufsicht, wenn sie unter-
tägig betrieben wird (Art. 83 bzw. für den Geltungsbereich des ABG § 1 d. Ges. über die 
Beaufsichtigung von unterirdischen Mineralgewinnungsbetrieben und Tiefbohrungen 
v. 18. 12. 1933 — Anh. C 110. Untersuchungsarbeiten, die ein Schürfer nach Einlegung 
der Mutung aber vor der Verleihung auf dasselbe Mineral vornimmt, werden rechtlich 
den Schürfarbeiten gleichgestellt (Art. 23 bzw. § 21 ABG). Die bei Schürfarbeiten 
gewonnenen Mineralien darf der Schürfer sich aneignen (Art. 13 bzw. § 11 ABG). 

Wie das ABG ausdrücklich hervorhebt, ist das Schürfen auf die nicht in Art. 2 3 a 
dem Staate vorbehaltenen Mineralien jedermann gestat tet (Grundsatz der S c h ü r f -
f r e i h e i t ) . Auch das Verbot des Art. 252 bzw. § 154 ABG für Bergbeamte gilt nicht für 
das Schürfen. Es ist auch zulässig, daß mehrere Personen unabhängig voneinander auf 
demselben Grundstück auf das gleiche Mineral schürfen. Allerdings darf der Schürfer 
nicht durch den Späterkommenden behindert werden. 

Die Befugnisse des Schürfers werden im Bergrecht nur durch die Art. 5 ff. bzw. 3 b 
§§ 4ff. ABG beschränkt. Außerdem muß er die allgemeinen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften des Bundes- und Landesrechts beachten. In Bayern kommen insbesondere in 
Frage: Art. 18, 19 LStVG über Ausgrabungen und Auffinden von Bodenaltertümern, 
ferner die auf Grund von Art. 13 Abs. 1 Ziff. 2 LStVG erlassenen Gemeinde-, Kreis- oder 
Bezirksverordnungen zur Reinhaltung der Einrichtungen, die derWasserversorgung oder 
der Abwasserbeseitigung dienen, sowie des für die Wasserversorgung bestimmten 
Wassers (vgl. hierzu Entschl. d. Bay. Staatsmin. d. Innern über Richtlinien für die 
Einrichtung von Schutzgebieten für öffentliche Trinkwassergewinnungsanlagen (Trink-
wasserschutzgebiete) v. 13. 8.1953 (BayBS VJ I I S. 11), ferner Gemeinsame Entschlie-
ßung des Bay. Staatsmin. d. Innern u. f. Wirtschaft u. Verkehr über öffentliche Wasser-
versorgung und Bergbau v. 22. 4. 1958 (MAB1. S. 370, ber. S. 442, WVMB1. S. 63). 
Weitere Beschränkungen enthalten die Wassergesetze, insbes. durch die Festsetzung 
von Schutzbereichen für öffentliche Heilquellen (vgl. Art. 20 Wassergesetz v. 23. 3. 1907 
— BayBS I I S. 471 — und §§ 47 ff. der VollzBek. z. Wassergesetz v. 3. 12. 1907 — Bay-
BS I I S. 490). Der Schürfer hat ferner die auf Grund des Reichsnaturschutzgesetzes v. 
26. 6. 1935 (RGBl. I S. 820), — das nach BVerfGE v. 14. 10. 1958 (BGBl. 1959 I S. 23) 
als Landesrecht fortgilt — erlassenen Schutzanordnungen (Naturschutzgebiete, Land-
schaftsschutzgebiete, Einzelanordnungen) zu beachten. 

Bundesrechtliche Beschränkungen enthält das Gesetz über die Beschränkung von 
Grundeigentum für die militärische Verteidigung (Schutzbereichgesetz) v. 7. 12. 1956 
(BGBl. I S. 899), das die Festsetzung von Schutzbereichen vorsieht. 

Darunter fallen vor allem die sog. seismischen Messungen, d.s. Untersuchungen, 4 
die auf der Fortpflanzung von Schallwellen im Untergrund beruhen, dagegen nicht bloße 
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geologische Untersuchungen. Die Schürfvorschriften sind nicht anwendbar auf geo-
physikalische Arbeiten, die lediglich wissenschaftlichen Zwecken dienen; denn das 
Berggesetz erfaßt nur die auf die Aufsuchung von Bodenschätzen zum Zwecke der ge-
werblichen Gewinnung gerichtete Tätigkeit. Dies ist im ABG in § 3 Abs. 2 durch die 
Verweisung auch auf § 3 klargestellt. Aus dem Wortlaut des Art. 4 Abs. 2 ist es zwar 
nicht ohne weiteres ersichtlich, weil auf Art. 4 nicht mitverwiesen wird. Doch sollte 
insoweit in Bayern keine vom preußischenRecht abweichendeRegelung getroffen werden 
(vgl. oben Anm. 2). Auch die nur wissenschaftlichen Zwecken dienenden Arbeiten sind 
jedoch nach § 3 Lagerstättengesetz (vgl Anh. A I 3 und Erläuterungen dazu) anzeige-
pflichtig. Art. 4 Abs. 2 bzw. § 3 Abs. 2 ABG gilt auch für geophysikalische Unter-
suchungsarbeiten, die der Aufsuchung von staatsvorbehaltenen Mineralien dienen 
(Begründung s. o. Anm. 2, abw. Kiessling-Ostern Anm. 4 zu Art. 4). 
5 Da Art. 8 bzw. § 7 ABG nicht für anwendbar erklärt ist, kann der Grundeigen-
tümer nicht wegen der durch die Untersuchungsarbeiten eingetretenen Wertminderung 
oder wegen der Dauer der Inanspruchnahme oder wegen der Zerstückelung des Grund-
stücks den Erwerb des Grundstücks verlangen. Durch geophysikalische Untersuchungs-
arbeiten werden derart schwerwiegende Eingriffe in das Grundeigentum auch nicht zu 
erwarten sein. 
6 Nicht anwendbar ist auch Art. 11 bzw. § 10 ABG. Daraus folgt u.E. aber nicht, daß 
der Geophysik Treibende nicht auch im verliehenen Feld Untersuchungen durchführen 
dürfte. 

Ferner ist Art. 13 bzw. § 11 ABG ausgeschlossen. Über etwa gehobene Mineralien 
darf der Geophysik Treibende also nicht verfügen. 

§ 3 a ABG siehe bei Art. 12 
§ 3 b A B G 

Die Bergbehörden sind zur Geheimhaltung der zu ihrer amtlichen Kennt-
nis gekommenen Tatsachen verpflichtet. 

Eine §3b ABG entsprechende Vorschrift enthält das bayBergG nicht. Der in § 3 b 
ABG niedergelegte Grundsatz gilt auch in Bayern nach allgemeinem Dienstrecht 
(Art. 69 BayBG — vgl. auch § 39 B R R G ; § 9 BAT, § 11 MTL). 

Art. 5 bayBergG — § 4 ABG 
[Schürfverbote] 

Art . 5 
(1) Auf öffentlichen Plätzen, Straßen und Eisenbahnen, sowie auf Fried-

höfen ist das Schürfen unbedingt untersagt 2 . 
(2) Auf anderen Grundstücken ist das Schürfen unstatthaft, wenn nach 

der Entscheidung des Oberbergamts 3 überwiegende Gründe des öffentlichen 
Interesses4 entgegenstehen. 

(3) Unter Gebäuden5 und in einem Umkreise u m dieselben bis zu sechzig 
Metern6, in Gärten 7 und in eingefriedeten Hofräumen7 darf nicht geschürft wer-
den, es sei denn, daß der Grundbesitzer8 seine ausdrückliche Einwilligung9 

hierzu erteilt hat oder daß das Oberbergamt das Schürfen aus überwiegen-
den Gründen des öffentlichen Interesses zugelassen hat10. 

Art. 5 Abs. 3 i.d.F. d. Art. 1 Ziff. 2 des Ges. v. 30. 3. 1939 (GVBl. S. 87). 
Art. 5 stimmt weitgehend mit § 4 A B G überein; doch ist dort in Abs. 1 das Schürf-

verbot auch auf See- und Flußdeiche erstreckt; die Entscheidung nach Abs. 2 (nicht 
nach Abs. 3) trifft das Bergamt . 

1 Der Schürfer bedarf nach dem bay. Berggesetz und nach dem ABG — anders wie 
im österreichischen Recht — keiner Genehmigung zum Schürfen, außer es handelt sich 
um die Aufsuchung eines dem Staate vorbehaltenen Minerals. Er ist jedoch in jedem 
Fall zur Anzeige an das Bergamt verpflichtet (Art. 12 Abs. 2 Satz 1; § 3a Abs. 2 Satz 1 
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A BG i. V. m. den entsprechenden Vorschriften der Bergpolizeiverordnungen: siehe Anm. 6 
zu Art. 12) und muß die bergrechtlichen Schürfverbote (Art. 5 bzw. § 4 ABG) und 
sonstigen gesetzlichen Beschränkungen (vgl. Anm. 3 zu Art . 4) beachten. 

Die Verbote des Abs. l sind absolut, da sie (imGegensatz zu denFällen des Abs. 3) 2 
öffentliche Interessen schützen sollen. Das Verbot erstreckt sich auch auf den Bereich 
von Straßen- und Eisenbahnen, deren Ausführung erst beabsichtigt oder in die Wege 
geleitet ist (OBA Bonn 22. 7. 1889, ZfB 30, 538). Durch Schürfarbeiten dürfen auch 
Mauern oder Grenzen von Friedhöfen nicht gefährdet werden. 

Über die Befugnisse der Bergbehörden zur Erzwingung der Einhal tung des Ver-
bots siehe unter Anm. 3 und Anm. zu Art. 256. Zuwiderhandlungen gegen Abs. 1 
sind gemäß Art . 264 Ziff. 1 bzw. § 207 Abs. 1 ABG s t rafbar . 

Die Bergbehörde überwacht die Einhal tung derSchürfverbote des Abs. 1 (Art. 12 3 
i. V. m. Art . 253 bzw. § 3a i. V. m. § 196 ABG). Sie kann die Untersagung von Arbeiten 
(auch nachträglich) anordnen, wenn sich herausstellt, daß die durch Abs. 1 geschützten 
Gegenstände gefährdet werden. Die h.M., der wir beitreten, n immt auch an, daß die 
Beseitigung von Anlagen verlangt werden kann (vgl. Klostermann-Thielmann, Anm. 4, 
Müller-Erzbach S. 145). Siehe hierzu Anm. zu Art. 256. 

Ferner ha t die Bergbehörde das Schürfen zu untersagen, wenn andere überwie- 3 a 
gende Gründe des öffentlichen Interesses (s. Anm. 4) gefährdet werden, und zwar auch 
dann, wenn der Grundbesitzer mit den Arbeiten einverstanden ist (RG 17. 12. 1898 
— ZfB 40, 225). Schürfverbote nach Abs. 2 können als Einzelanordnungen (Verfügun-
gen) durch das Oberbergamt (nach ABG durch das Bergamt) ohne besondere Form 
erlassen werden. Daneben sind im Geltungsbereich des ABG auch Schürfverbote durch 
Verordnungen der Oberbergämter nach § 197 ABG erlassen worden. Bis zur Einfügung 
des § 3a in das ABG (siehe vor Anm. 1 zu Art. 12), der eine förmliche Grundlage zum 
Er laß von Verordnungen enthält , wurde ihre Gültigkeit zum Teil in Zweifel gezogen 
(Arndt Anm. 8; Klostermann-Thielmann Anm. 4; Brassert-Gottschalk Anm. 7). 

I n B a y e r n sind durch die früheren Bezrksbergämter und durch das Oberberg- 3 b 
a m t Schürfverbote erlassen und Quellschutzbezirke für gemeindliche Wasserversor-
gungsanlagen festgesetzt worden. Bis zum Inkra f t t re ten des Wassergesetzes (1907), 
nach dem zum Schutz der öffentlichen Heilquellen das Staatsministerium des Innern 
zuständig war (vgl. Art . 20), wurden auf Grund des Art. 5 Abs. 2 auch Schutzbezirke 
zum Schutz öffentlicher Heilquellen festgesetzt. Diese Schürfverbote wurden in der 
Regel auf Art . 5 Abs. 2 und Art . 253 gestützt und in den einschlägigen Veröffent-
lichungsblättern (Amtsblät ter der Kreisregierungen) bekanntgemacht . Als ober-
polizeiliche Vorschriften im Sinne von Art . 254 wurden sie — im Gegensatz zur Übung 
in Preußen — nicht bezeichnet. U. E. handel t es sich bei diesen Schürfverboten ihrer 
N a t u r nach nicht um Einzelanordnungen, sondern um Rechtsnormen. Denn die En t -
scheidung, daß auf einem Grundstück, etwa zum Schutz einer Wasserversorgungs-
anlage, nicht geschürft werden darf, soll gegenüber jedermann wirken. Das Verbot 
wendet sich an jeden Schürflustigen, also an eine unbest immte und auch nicht bestimm-
bare Vielzahl von Personen. Dem Schutzzweck können also nur allgemein verbindliche 
Vorschriften gerecht werden, die als Verordnungen (oberpolizeiliche Vorschriften) ge-
mäß Art. 12 i.V.m. Art. 254 bzw. § 3a iVm. § 197 ABG) erlassen werden müßten. 

Es ist zweifelhaft, ob in Bayern die nicht als Verordnungen erlassenen Schürfver-
bote rechtsgültig waren und heute noch gelten. Da Art . 5 Abs. 2 seinem Zweck nach 
gerade allgemein verbindliche Verbote erfordert und die Anordnungen des Oberberg-
amts auch veröffentlicht wurden, kann ihre Gültigkeit u. E. be jaht werden. Die als 
Rechtsnormen zu erachtenden Schürfverbote t re ten jedoch gemäß Art. 77 Abs. 1 
LStVG 20 Jahre nach ihrem Inkraf t t re ten , frühestens am 31.12.1960 außer Kraf t . 

Die nach Art . 5 Abs. 2 bzw. § 4 Abs. 2 ABG festgesetzten Schürfverbote gelten 
n i c h t fü r die Ausübung eines verliehenen B e r g w e r k s e i g e n t u m s . Hier ha t jedoch die 
Bergbehörde sorgfältig zu prüfen, ob die Durchführung des Betriebplanes keine gemein-
schädlichen Einwirkungen zur Folge h a t (vgl. Anm. 9 zu Art. 253). 
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3 c Schürfarbeiten können auch unter Bedingungen und Auflagen zugelassen werden, 
wenn Beschränkungen durch überwiegende öffentliche Interessen oder nach Art. 253 
bzw. § 196 ABG geboten sind. 

3 d Entscheidungen der Bergbehörde nach Abs. 2 sind, wenn sie als Einzelanord-
nungen ergehen, mit den gewöhnlichen Rechtsbehelfen nach der Verwaltungsgerichts-
ordnung (Widerspruch, Anfechtungsklage) a n f e c h t b a r , örtlich zuständig ist ausschließ -
lieh das Verwaltungsgericht der belegenen Sache (§ 52 Ziff. 1 VwGO), da es sich um eine. 
Streitigkeit handelt, die sich auf das unbewegliche Vermögen bezieht. 

3 e Zuwiderhandlungen gegen die Schürfverbote sind nach Art. 264 Ziff. 1 bzw. § 207 
Abs. 1 ABG s t r a f b a r . 

3 f E n t s c h ä d i g u n g s a n s p r ü c h e gegen den Staat wegen eines rechtmäßigen behörd-
lichen Verbots stehen dem Schürfer nicht zu, da kein enteignungsgleicher Eingriff vor-
liegt. Das Schürfen ist von vornherein nur unter den durch das Berggesetz auferlegten 
Beschränkungen zulässig (Art. 4 Abs. 1 bzw. § 3 Abs. 1 ABG). 

h Das öffentliche Interesse ist ein sog. unbestimmter Gesetzesbegriff und daher 
der richterlichen Nachprüfung unterworfen. 

Der Anwendungsbereich war früher weiter gezogen: Schürfverbote konnten vor 
allem zum Schutz von (gemeindlichen) Wasserversorgungsanlagen, gemeinnützigen 
Quellen, Hochwasserdämmen, Kanälen, aber auch zum Schutz von Fundstätten ge-
schichtlich oder vorgeschichtlich bedeutsamer Gegenstände erlassen werden. 

Durch die neuere Gesetzgebung ist in B a y e r n der Kreis der für ein Schürfverbot 
in Betracht kommenden Gegenstände eingeschränkt worden: So obliegt der Schutz 
der öffentlichen Heilquellen seit Inkrafttreten des Wassergesetzes (1907) dem Bayer. 
Staatsministerium des Innern (Art. 20 WG). Die Bergbehörden sind nach den Voll-
zugsbek. zum Wassergesetz v. 3. 12. 1907 (BayBS II S. 490) bei der Festsetzung des 
Schutzbereichs der öffentlich benutzten Heilquellen beteiligt, indem die Behandlung 
von Anträgen in jedem Fall im Benehmen (d. i. Anhörung, nicht Zustimmung) mit 
dem Oberbergamt zu erfolgen hat (§ 42 a.a.O.). Das gleiche gilt für Anträge auf eine 
Beschränkung des festgesetzten Schutzbereichs (§ 46 a.a.O.). Zu jedem Gesuch um 
Erlaubnis von Grab- und Bohrarbeiten innerhalb des Schutzbereichs ist das zuständige 
Bergamt gutachtlich zu hören. Der Lageplan des Schutzbezirks wird auch beim zu-
ständigen Bergamt hinterlegt. Die Bergbehörde wird allerdings in der Regel nicht aus 
eigener Fachkenntnis eine Äußerung abgeben könnnen, sondern, da es sich meist 
um geologische Fragen handelt, ein Gutachten des Bay. Geologischen Landesamts 
einholen. 

Durch Art. 13 LStVG wurden die Gemeinden, Landkreise und Bezirke ermächtigt, 
Verordnungen zu erlassen u. a. über die Reinhaltung der Einrichtungen, die der Wasser-
versorgung oder Abwässerbeseitigung dienen, sowie des für die Versorgung bestimmten 
Wassers. Diese Vorschrift ist durch § 19 Abs. 4 WHG ergänzt worden, insofern bei der 
Festsetzung von Wasserschutzgebieten zum Schutz von Gewässern vor nachteiligen Ein-
wirkungen im Interesse der öffentlichen Wasserversorgung ein förmliches Verfahren zu 
beachten ist. 

Die in den beiden vorstehenden Absätzen erwähnten Bestimmungen regeln den 
Schutz der öffentlich genutzten Heilquellen und der Wasserversorgungsanlagen vor 
Verunreinigungen erschöpfend, so daß u. E. für den Erlaß von Schürfverboten nach 
Art. 5 Abs. 2 insoweit kein Raum mehr ist. Über die Fortgeltung früherer Schürfver-
bote siehe oben Anm. 3. 

5 Unter Gebäuden sind nach allgem. Meinung nicht nur Wohnhäuser zu verstehen, 
sondern jedes fest mit dem Grund und Boden verbundene Bauwerk. 

6 Ein Grundbesitzer kann Schürfarbeiten nur in einem Umkreis von 60 Metern um 
sein eigenes Gebäude verbieten. Schürfarbeiten, die zwar innerhalb von 60 Metern um 
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das Gebäude eines Nachbarn, aber in größerer Entfernung als 60 m vom eigenen Ge-
bäude, vorgenommen werden sollen, kann nur der Nachbar untersagen (Klostermann-
Thielmann Anm. 11, a.A. Müller-Erzbach S. 147/148). 

Zu den Gärten sind Parkanlagen nicht zu rechnen (h. M.). 7 

Für die Frage, ob ein Platz als eingefriedeter Hofraum anzusehen ist, kommt 7 a 
es auf die Art der wirtschaftlichen Benutzung an. Ein eingefriedeter Platz, der mit 
Wohn- oder Wirtschaftsgebäuden in Verbindung steht und auf dem z .B . Ziegelöfen, 
Schuppen oder Brunnen errichtet sind, ist kein Hofraum (RekB v. 17. 11. 1899 — Z f B 4 1 , 
251); auch die Absicht, eine Fläche als Hofraum einzurichten, reicht nicht aus (Voelkel 
S. 70). 

Vielfach wird die Auffassung vertreten, aus der Bezeichnung „in Gärten und in 7 b 
eingefriedeten Hofräumen" könnte geschlossen werden, es seien Schürfarbeiten, die 
in solcher Tiefe unter der Oberfläche vorgenommen würden, daß mit einer Wirkung auf 
die Oberfläche nicht zu rechnen sei, auch ohne Einwilligung des Grundbesitzers zulässig 
(so insbes. Müller-Erzbach S. 147, Voelkel S. 70). Diese Auffassung stützt sich auf den 
Wortlaut des § 905 Satz 2 BGB. Ihr kann zwar bei Schürfarbeiten, die nur eine Erlaub-
nis nach Art. 6 bzw. § 5 ABG erfordern, — zu deren Erteilung der Grundbesitzer also 
verpflichtet ist — nicht aber in den Fällen des Art. 5 Abs. 3 bzw. § 4 Abs. 3 ABG gefolgt 
werden. Im engsten persönlichen Bereich seines Besitztums soll der Grundbesitzer 
ungestört bleiben. Das ist nur gewährleistet, wenn seine Zustimmung zu Schürfarbeiten 
in diesem Bereich stets erforderlich ist. Denn es läßt sich in vielen Fällen von vornherein 
nicht mit Sicherheit feststellen, ob unterirdische Schürfarbeiten sich auf die Ober-
fläche auswirken können. Dies hängt unter anderem von der Tiefe, in der die Arbeiten 
vorgenommen werden sollen, und von der Eigenart des Gebirges ab. Zwar kann der 
Grundbesitzer einem Bergwerksbesitzer das Auffahren von Grubenbauen auch unter 
seinem Garten, Hofraum und Hause nicht verbieten. Hier steht dem Grundeigentum 
aber das Bergwerkseigentum als absolutes Recht (Art. 46 bzw. § 54 ABG), das mög-
lichst wenig beschränkt werden soll, gleichberechtigt gegenüber, während eine Be-
rechtigung des Schürfers auf Grund eines besonderen Rechtstitels noch nicht gegeben 
ist. Deshalb hat der Grundbesitzer — abgesehen von dem Fall, daß das Oberbergamt 
aus überwiegenden Gründen des öffentlichen Interesses das Schürfen gestattet — in 
den in Art. 5 Abs. 3 bzw. § 4 Abs. 3 ABG aufgeführten Fällen die stärkere Rechts-
stellung. 

G r u n d b e s i t z e r ist nicht nur der Grundeigentümer sondern auch der auf 8 
Grund eines sonstigen dinglichen oder eines obligatorischen Rechts zum Besitz Be-
rechtigte (vgl. Art. 6 Abs. 2 bzw. § 5 Abs. 2 ABG u. Anm. 4 zu Art. 6). 

Erforderlich ist die ausdrückliche Einwilligung des Grundbesitzers eine nur 9 
stillschweigende Zustimmung genügt nicht. Der Schürfer muß sich über die Einwilli-
gung ausweisen können. 

Einer Einwilligung bedarf es auch für u n t e r i r d i s c h e Arbeiten. Die von vielen 9 a 
Autoren befürwortete Anwendung des § 905 Satz 2 würde jedoch zu Ausnahmen führen 
(vgl. hierzu oben Anm. 7 b). In Fällen, in denen der Grundbesitzer nach der Sachlage 
von den unterirdischen Schürfarbeiten keine Beeinträchtigung erfahren kann, darf 
er nach § 226 B G B die Einwilligung nicht verweigern. Im Streitfall entscheiden über die 
Anwendbarkeit der §§ 905, 226 B G B die bürgerlichen Gerichte. 

Seit der Änderung des Berggesetzes im Jahre 1939 bzw. 1937 kann das Ober- 9 b 
bergamt beim Vorliegen überwiegender Gründe des öffentlichen Interesses die Ein-
willigung des Grundbesitzers ersetzen (s. Anm. 10). 

In allen anderen Fällen ist das Schürfen an diesen Örtlichkeiten verboten. Zu- 9 c 
Widerhandlungen sind strafbar gemäß Art. 264 Ziff. 1 bzw. § 207 Abs. 1 ABG. Der 
Grundbesitzer kann den Schürfer mit Gewalt hindern (§§ 227, 859 BGB), Aushebungen 

41 



Art. 6 bayBergG — § 5 ABG Berggesetz 

u.dgl. zuschütten und auf Unterlassung weiterer Arbeiten zivilrechtlich klagen (Besitz-
störungsklage § 862 BGB; § 1004 BGB, ebenso aus § 823 Abs. 2 B G B i.V.m. Art. 264 Ziff. 1 
bzw. § 207 Abs. 1 ABG). Ferner kann er nach § 823 Abs. 1 und § 823 Abs. 2 i. V. m. 
Art. 264 Ziff. 1 bzw. 207 Abs. 1 ABG Schadensersatz verlangen. 

Bei betriebsplanpflichtigen Schürfarbeiten überprüft das Bergamt, ob die Ein-
willigung des Grundbesitzers vorliegt. 

1 0 Durch die nach dem O b e r b e r g a m t eingeräumte Befugnis, auch gegen den 
Widerspruch des Grundbesitzers das Schürfen zu gestatten, soll in volkswirtschaftlich 
wichtigen Fällen das Schürfen auch in und unter den in Art. 5 Abs. 3 bzw. § 4 Abs. 3 
ABG besonders geschützten Plätzen ermöglicht werden. 

Es handelt sich um einen sog. gemischten Tatbestand. Das Oberbergamt kann die 
Schürfarbeiten nur beim Vorliegen überwiegender Gründe des öffentlichen Interesses 
zulassen. Insoweit besteht kein Ermessensspielraum. Diese Voraussetzungen sind als 
unbestimmte Gesetzesbegriffe voll der richterlichen Nachprüfung unterworfen. Hin-
gegen besteht keine Verpflichtung der Behörde in allen Fällen, in denen diese Voraus-
setzungen gegeben sind, die Schürfarbeiten zuzulassen. Es steht dann im Ermessen 
der Behörde, die Schürfarbeiten zu gestatten. Der Schürflustige muß also mit seiner 
Klage gegen die Nichtzulassung der Schürfarbeiten auch geltend machen, das Ober-
bergamt habe in ermessensfehlerhafter oder — mißbräuchlicher Weise entschieden 
(§ 114 VwGO). Die Entscheidung über die Zulassung ist mit den gewöhnlichen Rechts-
behelfen nach der Verwaltungsgerichtsordnung (Widerspruch, Anfechtungsklage) an-
fechtbar. Örtlich zuständig ist dasjenige Verwaltungsgericht, in dessen Bezirk das 
Grundstück liegt (§ 52 Ziff. 1 VwGO, vgl. Anm. 3d). 

1 0 a Die Entscheidung des Oberbergamtes, daß aus überwiegenden Gründen des öffent-
lichen Interesses geschürft werden darf, kann eine E n t e i g n u n g des Grundbesitzes im 
Sinne von Art. 14 Abs. 3 GG darstellen, dann nämlich, wenn er durch diesen Eingriff 
an der typischen Nutzung seines Besitzes gehindert wird (s. Überblick vor Art. 178). 
Die Entscheidung ist jedoch auch in diesem Fall verfassungsrechtlich unbedenklich, 
da sie stets nur aus Gründen des Gemeinwohls und gegen vollständige Entschädigung 
(vgl. Art. 7 bzw. § 6 ABG) vorgenommen werden kann. 

Art. 6 bayBergG — § 5 ABG 
[Zustimmung des Grundbesitzers] 

Art. 6 
(1) Wer zur Ausführung von Schürfarbeiten1 fremden Grund und Boden2 

benützen will, hat hierzu die Erlaubnis3 des Grundbesitzers4 nachzusuchen. 
(2) Mit Ausnahme der im Art. 5 bezeichneten Fälle muß der Grund-

besitzer4, er sei Eigentümer oder Nutzungsberechtigter, das Schürfen auf 
seinem Grund und Boden gestatten5 . 

Art. 6 stimmt inhaltlich mit § 5 ABG überein. 

1 Über den Begriff des Schürfens s. Anm. 1 u. 3 zu Art. 4. Art. 6 bzw. § 5 ABG gilt 
auch für Bergwerkseigentümer, die in ihrem Feld auf Mineralien schürfen wollen, auf 
die sich ihr Bergwerkseigentum nicht erstreckt. 

2 Gemeint ist in erster Linie die Benutzung der Oberfläche. Sollen die Schürfarbeiten 
das Grundstück lediglich unterirdisch unterfahren, so bedarf es der Zustimmung des 
Grundbesitzers nicht, wenn mit einer Beeinträchtigung seiner Interessen nicht zu rech-
nen ist (§ 905 Satz 2 BGB). Vgl. hierzu Anm. 7b Art. 5. 

3 Die „ E r l a u b n i s " des Grundbesitzers verschafft dem Schürfer ein dingliches Recht 
am Grundstück. Bevor der Grundbesitzer den Schürfarbeiten zugestimmt oder das 
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Oberbergamt gegen seinen Widerspruch die Schürfermächtigung nach Art. 9 bzw. § 8 
ABG erteilt hat, besitzt der Schürflustige nur einen Anspruch auf Einräumung des 
Schürfrechts. Die Erlaubnis bedarf keiner besonderen Form. Das Schürfrecht bedarf 
nicht der Eintragung im Grundbuch. Die Vorschriften über den Erwerb kraft öffent-
lichen Glaubens (§ 892 BGB) sind nicht anwendbar (Art. 22 Preuß. AGBGB und RG 
25. 10. 1919, ZfB 61, 221). 

Das Schürfrecht ist im Zweifel vererblich und übertragbar (Klostermann-Thiel-
mann Anm. 4). Auf Grund eines Schürfrechts kann sich der Schürfer gegen einen Störer 
mit der Besitzstörungsklage des § 862 BGB wehren und Selbsthilfe nach § 859 üben 
(Klostermann-Thielmann Anm. 4). 

G r u n d b e s i t z e r ist der Grundeigentümer und der auf Grund eines dinglichen 4 
oder obligatorischen Rechts Nutzungsberechtigte (vgl. Abs. 2). In jedem Falle wird der 
unmittelbare Besitzer zustimmen müssen. Ob daneben auch der Grundeigentümer ein-
willigen muß, hängt von der Art und Weise der Benutzung des Grundstücks, d.h. von 
der Art und dem Umfang der Schürfarbeiten ab. Werden z.B. Schächte abgeteuft, 
so wird der Aushub nicht mehr völlig in den geschaffenen Hohlraum eingebracht werden 
können. Auch wird die Humusdecke eine Veränderung erfahren, die über die Dauer 
des Rechtsverhältnisses zwischen dem Grundeigentümer und dem Nutznießer hinaus 
besteht. In diesem Falle hat neben dem Nutzungsberechtigten auch der Eigentümer 
zuzustimmen (vgl. Klostermann-Thielmann Anm. 3, Müller-Erzbach S. 147). Im übrigen 
kommt es auf das bürgerlich-rechtliche Verhältnis an, in dem Eigentümer und Nut-
zungsberechtigter zueinander stehen. Davon hängt auch die Frage ab, ob ein Nutzungs-
berechtigter auf dem gepachteten Grund für eigene Schürfarbeiten der Zustimmung des 
Eigentümers bedarf. 

Weigert sich der Grundbesitzer, ohne daß er einen anzuerkennendenGrund dafür 5 
hat, so e r s e t z t das O b e r b e r g a m t auf Antrag des Schürfers die Zustimmung (Art. 9 
bzw. § 8 ABG). Er kann die Zustimmung nicht mit der Begründung verweigern, daß 
bei früheren Schürfarbeiten auf ein bestimmtes Mineral kein oder ein ungenügendes 
Ergebnis erzielt worden wäre. Er kann auch dem Verlangen nicht die Absicht, selbst 
schürfen zu wollen, entgegensetzen (RekB v. 9. 1. 1897, ZfB 38, 379 u. v. 17. 11. 1899, 
ZfB 41, 251). Es genügt aber, wenn er selbst schon äußerlich wahrnehmbare Vorberei-
tungen zum Schürfen getroffen hat. Ferner kann eine Weigerung nicht darauf gestützt 
werden, daß er den Antragsteller auf dem betreffenden Grundstück schon einmal habe 
schürfen lassen, oder auf den Einwand, daß andere Grundstücke sich eben so gut oder 
besser dazu eignen würden. 

Steht allerdings fest, daß der Schürfer lediglich aus Schikane schürfen will, so kann 
der Grundbesitzer die Zustimmung nach § 226 BGB verweigern. Bei Streit entscheiden 
die Zivilgerichte. 

Die durch Art. 6 bzw. § 5 ABG dem Grundbesitzer auferlegte Verpflichtung, 5 a 
Schürfarbeiten zu dulden, stellt als solche in keinem Falle eine E n t e i g n u n g dar. Denn 
der Grundbesitzer wird durch die Verpflichtung noch nicht in seinem Verfügungsrecht 
beschränkt. Erst in der Schürfermächtigung durch das Oberbergamt, die auch gegen 
seinen Widerspruch möglich ist, kann ein als Enteignung zu erachtender Eingriff liegen. 
Vgl. Anm. 1 zu Art. 9. 

Schürfen ohne Erlaubnis des Grundbesitzers ist nur in den Fällen des Art. 5 5 b 
Abs. 3 bzw. § 4 Abs. 3 ABG strafbar (Art. 264 Ziff. 1 bzw. § 207 Abs. 1 ABG). 

Art. 7 bayBergG — § 6 ABG 
[Ansprüche des Grundbesitzers]1 

Art. 7 
(1) Der Schürfer ist verpflichtet, dem Grundbesitzer für die entzogene 

Nutzung jährlich im voraus vollständige Entschädigung2 zu leisten und das 
Grundstück nach beendigter Benützung wieder zur freien Verfügung des 
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Grundbes i t zers zu ste l len, auch für den Fall , d a ß durch die Schürfarbei ten 
eine W e r t v e r m i n d e r u n g 3 de s Grunds tückes eintritt , bei B e e n d i g u n g der B e -
n ü t z u n g den Minderwer t zu erse tzen . 

(2) Für die Erfü l lung d i e ser le tz teren Verpf l ichtung kann der Grund-
bes i tzer s c h o n vor d e m B e g i n n e der Schürfarbei ten die Bes te l lung a n g e m e s s e -
n e r S icherhei t 4 von d e m Schürfer ver langen . 

(3) Auf die jährl ich zu le i s tende Ent schäd igung f inden die Vorschri f ten 
des Art . 184, auf den Ersatz des M i n d e r w e r t s die Vorschri f ten des Art. 189 
entsprechende A n w e n d u n g . 

Art. 7 entspricht 
§ 6 A B G 

(1) Der Schürfer i s t verpf l ichtet , d e m Grundbes i tzer 1 für die entzogene 
N u t z u n g jähr l i ch i m voraus vo l l s tändige E n t s c h ä d i g u n g 2 zu le i s ten und das 
Grunds tück n a c h beendigter B e n u t z u n g zurückzugeben , auch für den Fall , 
d a ß durch die B e n u t z u n g eine W e r t v e r m i n d e r u n g 3 des Grunds tücks eintritt , 
bei der Rückgabe den Minderwer t zu ersetzen. 

(2) Für die Erfü l lung d ieser le tzteren Verpf l i chtung kann der Grundbes i t -
zer s c h o n bei der Abtre tung des Grunds tücks die Bes t e l lung e iner a n g e m e s s e -
nen Kaution 4 von d e m Schürfer ver langen . 

Eine dem Art . 7 Abs. 3 entsprechende Vorschrift enthäl t das ABG nicht. 

In H e s s e n gilt eine etwas abweichende Fassung, die sich aber inhaltlich mit der 
in den übrigen Ländern geltenden Fassung des ABG deckt. 

1 Die A n s p r ü c h e des G r u n d b e s i t z e r s gegen den Schürfer sind entsprechend 
den Ansprüchen gegen den Bergwerksbesitzer geregelt, da kein hinreichender Grund 
bestand, „den Schürfer, soweit es sich um seine Pflichten gegen den Grundbesitzer 
handelt , anders zu stellen als den Bergwerksbesitzer." (Mot. S. 18). 

Der Grundbesitzer kann demnach verlangen: 
1. eine jährlich im voraus zu leistende volle Nutzungsentschädigung, 
2. die Zurverfügungstellung des Grundstücks nach Beendigung der Schürfarbeiten 

(das gleiche gilt auch nach dem ABG, obwohl dort von „Rückgabe" gesprochen 
wird — Klostermann-Thielmann Anm. 1), 

3. bei Beendigung der Benutzung Schadloshaltung wegen etwaiger Wertminde-
rungen, 

4. vor Beginn der Schürfarbeiten Sicherstellung etwaiger Ansprüche wegen Wert -
minderung, 

5. fü r den Fall, daß durch die Schürfarbeiten an dem Grundstück oder den Zube-
hörungen (auch an Quellen oder Quellfassungen) ein Schaden entsteht , vollen 
Schadensersatz nach den Grundsätzen über den Bergschaden (Art. 210 bzw. 
§ 152 ABG). 

6. Der Grundeigentümer — nicht der Nutzungsberechtigte — kann außerdem 
unter den besonderen Voraussetzungen der Art. 181 Abs. 3, 182 und 183 bzw. 
§§ 137 (letzter Satz), 138, 139 und 141 ABG die dort vorgesehenen Rechte (Über-
nahme des Grundstücks zu Eigentum) geltend machen (Art. 8 bzw. § 7 ABG 
— Abweichungen nach ABG s. Anm. zu Art. 8). 

2 Siehe hierzu Anm. zu Art. 180; vgl. ferner Art. 7 Abs. 3. 

3 Siehe Anm. zu Art. 181; vgl. ferner Art . 7 Abs. 3. 

4 S i c h e r h e i t kann nur wegen des Anspruchs auf Ersatz des Minderwerts infolge der 
Benutzung gerade dieses Grundstücks verlangt werden, nicht dagegen wegen sonstiger 
Schäden, die nach Art. 210 bzw. § 152 ABG zu ersetzen sind. Im RekB v. 3. 6. 1894 
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(ZfB 36, 115) wurden die Möglichkeit einer Schädigung von Waldbeständen durch 
Wasserentziehung sowie einer schädlichen Beeinflussung des Flößwassers und der 
Fischerei durch das Erschroten schädlichen Wassers bei der Festsetzung der Sicherheit 
außer Betracht gelassen. 

Für die Art und Weise der Sicherheitsleistung gelten die §§ 232 ff. BGB. Hinter-
legungsstellen sind nach § 1 Hinterlegungsordnung vom 10. 3. 1937 (RGBl. I S. 285) 
die Amtsgerichte. 

Art. 8 bayBergG — § 7 ABG 
[Übernahme zu Eigentum] 

Art . 8 
(1) Die dem Grundeigentümer in Art. 181 Abs. 3, Art . 182 und Art . 183 

eingeräumten Rechte stehen demselben auch gegen den Schürfer zu1. 
(2) In diesen Fällen sind für den Antrag des Grundeigentümers die Be-

stimmungen des Art. 191 und folgende maßgebend 2 . 

Art. 8 Abs. 1 entspricht 
§ 7 A B G 

Die dem Grundeigentümer im letzten Satze d e s § 137 und in den§§ 138,139 
und 141 eingeräumten Rechte stehen demselben auch gegen den Schürfer zu 1 2 3. 

Eine Art. 8 Abs. 2 entsprechende Vorschrift enthält das ABG nicht. 

In Hessen gilt eine etwas abweichende Fassung, die sich aber inhaltlich mit der 
in den übrigen Ländern geltenden Fassung des ABG deckt. 

Vgl. Anm. 1 zu Art. 7. 1 
Da Art. 8 bzw. § 1 ABG in Art. 9 bzw. §8 ABG nicht erwähnt ist, hat das Ober- 2 

bergamt bei seiner Entscheidung über die Schürfermächtigung über einen Antrag des 
Grundeigentümers nach dieser Vorschrift nicht zu entscheiden. Vielmehr ist der Antrag 
von den zur Durchführung desGrundabtretungsverfahrens zuständigen Behörden zu be-
handeln (Art. 8 Abs. 2). Das gleiche gilt auch im ABG-Bereich (vgl. Anm. 1 zu Art. 9). 

Nach dem ABG steht dem Grundeigentümer auch hier ein V o r k a u f s r e c h t in 3 
bezug auf die zu Bergbauzwecken veräußerten Grundstücksteile zu (§ 141 ABG, siehe 
nach Art. 185). 

Art. 9 bayBergG — § 8 ABG 
[Schürfermächtigung durch das Oberbergamt 1 ] 

Art . 9 
(1) Kann der Schürfer sich mi t dem Grundbesitzer2 über die Gestattung 

der Schürfarbeiten nicht gütlich einigen3, so entscheidet das Oberbergamt 
darüber, ob und unter welchen Bedingungen4 die Schürfarbeiten unternommen 
werden dürfen6 . 

(2) Das Oberbergamt kann die Ermächtigung zum Schürfen nur in den 
Fällen des Art . 5 versagen". 

(3) Das Oberbergamt setzt beim Mangel einer Einigung unter den Be-
teiligten die Entschädigung und Sicherheitsleistung . . (Art. 7 ) vorbehaltlich 
der Betretung des Rechtsweges fest5. Gegen diese Festsetzung findet keine 
Beschwerde s tat t 8 . Wird der Rechtsweg betreten, so ist für die Klage das Gericht 
ausschließlich zuständig, in dessen Bezirk das Grundstück liegt9 . 

(4) Die Kosten des Verfahrens vor dem Oberbergamte fallen dem Schürfer 
zur Last1 6 . 

Art. 9 Abs. 3 wurde durch Art. 1 Ziff. 3 des Ges. v. 30. 3.1939 (GVBl. S. 87 neu gefaßt. 
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Art . 9 entspricht 
§ 8 A B G 

(1) Kann der Schürfer s ich m i t d e m Grundbesi tzer 2 über die Gestat tung 
der Schürfarbeiten nicht gütl ich einigen3 , so entscheidet das Oberbergamt 
durch einen Besch luß darüber, ob und unter we lchen Bedingungen 4 die Schürf-
arbeiten u n t e r n o m m e n werden dürfen6 . 

(2) Das Oberbergamt darf die Ermächt igung nur in den Fällen des § 4 
versagen". 

(3) Dasse lbe setzt b e i m Mangel einer Einigung unter den Betei l igten die 
Entschädigung und die Kaution (§ 6) fest. Gegen diese Fes tse tzung f indet der 
Rekurs nicht s tat t 8 9 . 

(4) Wegen der Kosten gilt § 147 entsprechend1 0 . 

In Hessen lautet Abs. 3 abweichend: 
(3) Es setzt b e i m Mangel einer Einigung unter den Betei l igten die Ent-

schädigung und die Sicherheits le is tung (§ 6) fest. 

1 Nach Art. 9 Abs. 1 bzw. §8 Abs. 1 ABG steht die Entscheidung über die Zulässig-
keit von Schürfarbeiten allein dem O b e r b e r g a m t zu. Nach den Motiven (S. 19) soll 
dadurch ein Weg geschaffen werden, alle der Inangriffnahme von Schürfarbeiten ent-
gegenstehenden Hindernisse rasch zu beseitigen. Im Gegensatz dazu entscheidet bei der 
Inanspruchnahme von Grundstücken zur Aufsuchung und Gewinnung im verliehenen 
Bergwerksfeld in Bayern allein die Kreisverwaltungsbehörde nach Durchführung eines 
förmlichen Verfahrens (Art. 191 fi.) — im Geltungsbereich des ABG das Oberbergamt 
und der Regierungspräsident durch gemeinsamen Beschluß (§ 142ABG), i n N o r d r h e i n -
W e s t f a l e n d a s Oberbergamt im Einvernehmen mit dem Regierungspräsidenten (Nr. 122 
d. Anl. 2 zu § 6 Abs. 2 Satz 1 d. Ges. v. 23. 7. 1957 — GVB1. S. 189). 

1 0 Die Gestattung des Schürfens kann eine E n t e i g n u n g im Sinne von Art. 14 
Abs. 3 GG darstellen, wenn nämlich der Grundbesitzer durch die Benutzung seines 
Grundstückes zu Schürfzwecken in der typischen Benutzung des Grundstückes (z.B. 
zur Landwirtschaft oder zum Gartenbau) beschränkt wird (vgl. hierzu Überblick vor 
Art. 178). Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen indes nicht, da die Aufsuchung 
von Bodenschätzen im öffentlichen (volkswirtschaftlichen) Interesse liegt und Art und 
Umfang der Entschädigung durch das Berggesetz in ausreichendem Maße geregelt ist. 

1 b Gegenstand der Entscheidung ist die sich aus dem Berggesetz und aus sonstigen 
Gesetzen ergebende öffentlich-rechtliche Frage, ob eine Befugnis zum Schürfen besteht . 
Privatrechtliche (etwa aus vertraglichen Abmachungen) herrührende Einwendungen 
können nicht berücksichtigt werden. Sie müßten vor den bürgerlichen Gerichten gel-
tend gemacht werden (Klostermann-Thielmann Anm. 2). 

1 C Die Entscheidung des Oberbergamts über die Gestattung der Schürfarbeiten er-
streckt sich auch auf die Festsetzung der Entschädigung und etwaigen Sicherheits-
leistung (Art. 7 bzw. § 6 ABG), falls sich die Beteiligten hierüber nicht gütlich geeinigt 
haben (Art. 9 Abs. 3 bzw. § 8 Abs. 3 ABG). Ein Übergehen dieser Fragen ist nicht zu-
lässig, da der Grundbesitzer zur Gestattung stets nur gegen vorgängige Entschädigung 
und gegebenenfalls vorgängige Sicherheitsleistung verpflichtet ist (Art. 7 bzw. § 6 
ABG; vgl. auch Art. 10 bzw. § 9 ABG und Art. 199 bzw. § 144 ABG für die Grund-
abtretung). Jedoch werden in der Praxis Schürfarbeiten unter Vorbehalt der Fest-
setzung der Vergütung nach Beendigung der Arbeiten zugelassen. Die Festsetzung einer 
Entschädigung oder Sicherheitsleistung erfolgt in Bayern nur „vorbehaltlich der Be-
t re tung des Rechtsweges" (s. Anm. 4). 

1 d Über die Frage, ob der Grundeigentümer nach Art. 8 (§ 7 ABG) den Erwerb des 
Grundstücks durch den Schürfer wegen Minderwerts usw. verlangen kann, entscheidet 
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im Streitfall in B a y e r n nicht das Oberbergamt. Vielmehr sind hier die Vorschriften 
über das Grundabtretungsverfahren vor der Kreis Verwaltungsbehörde (Art. 191 ff.) 
anzuwenden (Art. 8 Abs. 2). Nach dem ABG ist die Rechtslage zweifelhaft, weil § 7 
ABG keine ausdrückliche Best immung darüber enthält . Da aber § 8 Abs. 3 ABG nur 
§ 6 ABG Bezug n immt und die Anspruchsgrundlagen auf die § 7 ABG verweist, sich 
in der Regel noch nicht bei der Entscheidung nach § 8 ABG feststellen lassen, wird man 
auch für den Geltungsbereich des ABG annehmen müssen, daß über diesen Ant rag 
des Grundeigentümers nach den §§ 1423. ABG zu entscheiden ist (a. A. Isay, Anm. 7). 
Der Beginn der Schürfarbeiten wird durch einen Antrag nach Art . 8 bzw. § 7 ABG 
jedoch nicht gehindert. 

Eine vom Oberbergamt nach Art. 9 bzw. § 8 ABG erteilte Schürfermächtigung 1 e 
berechtigt den Schürfer zum Beginn der Schürfarbeiten, da er durch die Entscheidung 
ein gegenüber jedem Besitzer wirksames dingliches R e c h t z u m S c h ü r f e n , d .h . zur 
Benutzung des Grundstücks in dem in der Entscheidung best immten Umfang erlangt 
ha t . Das Schürfrecht bedarf zur Erhal tung seiner Wirksamkeit gegenüber dem öffent-
lichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung, gleichgültig, ob es auf Verein-
barung oder auf der Entscheidung des Oberbergamts beruht (RGZ v. 25. 10. 1919, 
ZfB 61, 220). 

Die Entscheidung wird mit der Eröffnung (mündliche Bekanntgabe, Zustellung) t f 
w i r k s a m . Der Schürfer darf jedoch mit den Arbeiten nicht beginnen bevor er nicht 
die festgesetzte Entschädigung bezahlt und die Sicherheitsleistung hinterlegt hat . Das 
Wirksamwerden der Schürfermächtigung wird jedoch durch die Einlegung eines Rechts-
mittels ausgesetzt (§ 80 VwGO), wenn sie nicht fü r sofort vollziehbar erklärt worden 
ist. Gegen die Schürfermächtigung — wie auch gegen ihre Versagung — ist der Ver-
waltungsrechtsweg (Widerspruch, Anfechtungsklage) gegeben. Nach § 52 Ziff. 1 VwGO 
ist das Verwaltungsgericht ausschließlich zuständig, in dessen Bezirk das Grundstück 
liegt, auf dem geschürft werden soll. Gegen die Festsetzung einer Entschädigung oder 
Sicherheitsleistung ist dagegen die Zivilklage vor den bürgerlichen Gerichten gegeben 
(s. Anm. 4). Sie ha t keine aufschiebende Wirkung (Art. 10 bzw. § 9 ABG). Die Schürf-
ermächtigung gibt dem Schürfer unmit te lbar das Recht zur Benutzung des Grund-
stücks. Einer besonderen, der Besitzeinweisung nach den allgemeinen Enteignungs-
gesetzen (vgl. in Bayern Art . 22 AGZPOKO und Art. 11 GEG) entsprechenden Ver-
fügung bedarf es in keinem Fall. 

Die unanfechtbar gewordene, rechtskräft ige oder fü r sofort vollziehbar erklärte 1 Q 
Schürfermächtigung kann auch im Wege des Verwaltungszwanges gegen den sich 
weigernden Grundstücksbesitzer d u r c h g e s e t z t werden (Müller-Erzbach S. 149). 
Rechtsgrundlage fü r Zwangsmaßnahmen bilden in Bayern Art . 29 ff. VwZVG. Vgl. 
Anm. zu Art . 256. 

Unter G r u n d b e s i t z e r wird wie in anderen Fällen nicht nur der Eigentümer, 2 
sondern auch ein anderer Besitzer zu verstehen sein, der vermöge eines sonstigen ding-
lichen Rechts zum Besitz berechtigt ist (z.B. Nießbraucher). 

Die Entscheidung des Oberbergamts kann angerufen werden, wenn der Grund- 3 
besitzer die Benützung seines Grundstücks zu Schürfarbeiten nicht gestat ten will, z. B. 
weil er sich dazu nicht fü r verpflichtet hält, ferner wenn er sich mit dem Schürfer über 
die Art oder Höhe der Entschädigung oder der Sicherheitsleistung nicht einigen kann. 
Auch für diesen Fall besteht ein Interesse an dem raschen Verfahren nach Art. 9 bzw. 
§ 8 ABG. In der Praxis wird die Behörde in der Regel angerufen, wenn der Grundbesitzer 
das Schürfen nicht gestat ten will. 

Nach h. M. kann den Antrag an das Oberbergamt nur der Schürfer, nicht auch 3 a 
der Grundbesitzerstel len, so RekB v. 26. 5.1905, ZfB 46, 401;a .M. Isay Anm. 4. F ü r die 
h.M. spricht schon der Wort laut „ K a n n der Schürfer" . . .. Vor allem aber ist fü r den 
Grundbesitzer, der nach Art. 6 bzw. § 5 ABG in jedem Fall erst um Erlaubnis gefragt 
werden muß, kein schutzwürdiges Interesse an der bergbehördlichen Festsetzung anzu-
erkennen. 
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3 b E in „ V o r v e r f a h r e n " über die Fes tse tzung der Entschädigung, auf Grund dessen 
der Grundbesi tzer sich dann schlüssig würde , ob er die Benü tzung seines Grunds tücks 
ges ta t t en will, findet n icht s t a t t . Der An t rag des Schürfers m u ß den Nachweis über den 
erfolglosen Einigungsversuch en tha l ten . Ferner sind anzugeben N a m e und W o h n o r t 
des Grundeigentümers und gegebenenfalls des Nutzungsberecht ig ten , die genaue Bezeich-
n u n g des Grunds tücks nach Lage, Größe und Grenzen. W e n n nur eine b e s t i m m t e 
F läche des Grunds tücks benü tz t werden soll, m u ß darüber ein P lan beigefügt werden. 

4 Solche „ B e d i n g u n g e n " können umfassen : Örtl ichkeit , Beginn des Schürfens, 
Auflagen über das Fe rnha l t en von Gefährdungen der Oberfläche am S c h ü r f p u n k t und 
in seiner Umgebung, Bes t immungen über die Rückgabe nach Beendigung der Schürf-
a rbe i ten u . a . m . 
5 Q Die endgült ige En t sche idung über Ar t und Höhe der En t schäd igung und der Sicher-
hei ts leis tung ist in B a y e r n ausdrückl ich den b ü r g e r l i c h e n G e r i c h t e n vorbehal ten . 
Diese Zuweisung an die bürgerl ichen Gerichte ist, soweit sie n icht schon wegen der mög-
licherweise in der Schürfermächt igung liegenden En te ignung (s. oben Anm. 1) nach 
Art . 14 Abs. 3 Satz 4 GG vorgeschrieben ist, jedenfalls nach § 40 Abs. 1 Satz 2 VwGO 
zulässig. Die Zivilgerichte können jedoch nur über diese Fragen, n ich t auch über die 
Schür fe rmächt igung entscheiden. Dabei sind sie an eine selbst unan fech tba r oder 
rech tskräf t ig gewordene En t sche idung des Oberbergamts oder der Verwal tungsgerichte 
über die Schürfermächt igung gebunden (Tatbes tandswirkung) . Vor E in t r i t t der Unan-
fechtbarke i t oder Rech t sk ra f t kann der Rechtss t re i t über die En t schäd igung oder 
Sicherheitsleistung nach § 148 ZPO ausgesetzt werden. 

5 b F ü r das ABG wird die Auffassung ver t re ten (Boldt Anm. 3, a .A. I say Anm. 9), 
daß die Zivilgerichte grundsätz l ich auch über die Rechtsmäßigke i t der Schürfermächt i -
gung befinden könnten . Sie findet eine S tü tze in der Fassung des § 9 ABG, wo — im 
Gegensatz zu dem entsprechenden Art . 10 — von der Beschrei tung des (ordentlichen) 
Rechtswegs „ n u r " wegen der Fes tse tzung der En t schäd igung die Rede ist. Nach § 40 
VwGO ist aber n u n m e h r — ob die ebenerwähnte Auffassung während der Gel tung des 
§ 22 VGG bzw. § 22 VO Nr. 165 noch zu Rech t bes tand, kann dahingestel l t bleiben — 
der Verwal tungsrechtsweg fü r alle Strei t igkeiten öffentlich-rechtlicher Ar t gegeben, 
soweit sie nicht durch Bundesgesetz einem anderen Gericht ausdrückl ich zugewiesen 
sind. Darüber h inaus können die Länder öffentlich-rechtliche Strei t igkei ten auf dem 
Gebiete des Landesrechts durch Landesgesetz einem anderen Gericht zuweisen. Die 
Rech tmäßigke i t der Schürfermächt igung nach § 9 ABG ist eine öffentl ich-rechtliche 
Frage. Die ordent l ichen Gerichte wären demnach nur zuständig, wenn das ABG 
selbst die Entsche idung auch über die Schürfermächt igung den bürgerl ichen Gerichten 
zugewiesen hä t t e . Das ist aber u .E . nicht der Fall , da es an einer entsprechenden Vor-
schrif t fehlt . Aus § 9 kann nur auf eine Zuständigkei t dieser Gerichte zur En t sche idung 
über dieFestse tzungeinerEntschädigungoderSicherhei ts le is tunggeschlossen werden .Eine 
e twa auf Grund f rüheren Gewohnhei tsrechts bes tehende Zuständigkei t der bürgerl ichen 
Gerichte, auf die das Wör tchen „ n u r " in § 9 ABG h indeute t , wäre heu te unwirksam. 

6 E s entspr icht dem Grundsa tz der Schürffreihei t , d aß die E rmäch t igung n u r in den 
gesetzlich festgesetzten Fäl len des Art . 5 bzw. § 4 ABG v e r s a g t werden k a n n (s. dort) . 
Die Bergbehörde hande l t daher im allgemeinen nicht nach Ermessen, da sie einerseits 
die Schürfermächt igung erteilen muß, wenn nicht die Voraussetzungen eines Schürf-
ve rbo t s nach Art . 5 bzw. § 4 ABG vorliegen, anderersei ts aber die Schür fe rmächt igung 
bei Vorliegen eines Falles des Art . 5 bzw. § 4 ABG auch versagen muß . Über den Aus-
nahmefa l l des Ar t . 5 Abs. 3 bzw. § 4 Abs. 3 ABG siehe Anm. 10 zu Art . 5. F ü r die 
Feststel lung, ob eine Gefährdung öffentlicher Interessen vorliegt, wird das Oberberg-
a m t in der Regel Sachvers tändige und Beteiligte vernehmen und, falls erforderlich, 
auch eine Ortsbesicht igung vornehmen. Die Kosten dieses Verfahrens h a t nach Ar t . 9 
Abs. 4 bzw. § 8 Abs. 4 i. V . m . § 147 ABG der Schürfer zu t ragen. 

Beschränkungen nach Ar t und U m f a n g der Schürfarbe i ten können dem Schürfer 
ebenfalls nur im R a h m e n des Art . 5 bzw. § 4 ABG auferlegt werden. 
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Die hier folgenden Worte, ,in Geld" wurden durch Art. 1 Ziff. 3 d. Ges. v. 30. 3. 7 
1939 (GVB1. S. 87) aufgehoben. Damit ist klargestellt, daß auch auf andere Weise als 
in Geld Ersatz bzw. Sicherheit geleistet werden kann (Begründung, ZfB 80, 74). 

Art. 9 Abs. 3 Satz 2 wurde durch Art. 1 Ziff. 3 d. Ges. v. 30. 3.1939 (GVB1. S. 87) 8 
eingefügt. Er stellt klar, daß für die Anfechtung der Festsetzung einer Entschädigung 
und Sicherheitsleistung nicht das Verwaltungsstreitverfahren sondern das Verfahren 
vor den b ü r g e r l i c h e n G e r i c h t e n gegeben ist. Die Bestimmung ist durch die General-
klausel des § 40 VwGO — wie vorher schon durch § 22 VGG — nicht überholt, da ein 
Vorbehalt zugunsten der ordentlichen Gerichte nach wie vor den Verwaltungsrechts-
weg ausschließt. 

Die Bestimmung über die ausschließliche Z u s t ä n d i g k e i t des Gerichts der 9 
belegenen Sache ist durch Art. 15 Ziff. 2 EGZPO gedeckt. Im ABG fehlt eine entspre-
chende Vorschrift. 

Die K o s t e n tragungspflicht des Schürfers ergäbe sich auch nach Art. 2 KG, da er 1 0 
den Antrag zu stellen hat. Für die Höhe der Gebühren und für die zu ersetzenden Auslagen 
gilt das Kostengesetz. 

Art. 10 bayBergG — § 9 ABG 
[Wirkung der Zivilklage] 

Art. 10 
Durch Beschreitung des Rechtsweges1 wegen der Festsetzung der Entschä-

digung oder der Sicherheitsleistung wird der Beginn der Schürfarbeiten nicht 
aufgehalten2, vorausgesetzt, daß die von dem Oberbergamte festgesetzte Ent-
schädigung an den Berechtigten bezahlt oder bei verweigerter Annahme hinter-
legt8, desgleichen die Hinterlegung3 der Sicherheitsleistung in dem von dem 
Oberbergamte festgestellten Betrage geschehen ist. 

Art. 10 entspricht § 9 ABG 
Durch Beschreitung des Rechtsweges1 wird, wenn dieselbe nur wegen der 

Festsetzung der Entschädigung oder der Kaution erfolgt, der Beginn der Schürf-
arbeiten nicht aufgehalten2, vorausgesetzt, daß die Entschädigung an den 
Berechtigten gezahlt oder bei verweigerter Annahme gerichtlich deponiert3, 
desgleichen die gerichtliche Desposition3 der Kaution geschehen ist. 

In Hessen hat § 9 ABG folgende Fassung: 
Durch Beschreiten des Rechtsweges1 vor den bürgerlichen Gerichten1 

wegen der Festsetzung der Entschädigung oder der Sicherheitsleistung wird 
der Beginn der Schürfarbeiten nicht aufgehalten2, sofern die Entschädigung an 
den Berechtigten gezahlt, oder bei verweigerter Annahme gerichtlich hinter-
legt3, auch eine etwa angeordnete Sicherheitsleistung erfolgt ist. 

Gemeint ist der Rechtsweg zu den bürgerlichen Gerichten; über die Anfechtung 1 
der Schürfermächtigung siehe Anm. l f zu Art. 9. 

Art. 10 bzw. § 9 ABG stellt nur klar, daß die Zivilklage wegen der Entschädigung 2 
oder der Sicherheitsleistung auf den Beginn der Schürfarbeiten keinen Einfluß hat; das 
Schürfen soll nach Erfüllung der Verpflichtungen des Schürfens nicht durch einen sich 
möglicherweise lange hinschleppenden Prozeß über die Höhe der Entschädigung oder 
auch der Sicherheitsleistung aufgehalten werden können. Die Vollziehbarkeit der Ent-
scheidung des Oberbergamts über die Schürfermächtigung richtet sich allein nach 
§ 80 VwGO (vgl. Anm. 1 f zu Art. 9). Art. 10 bzw. § 9 ABG entspricht der Regelung des 
allgemeinen Enteignungsrechts (vgl. in Bayern Art. 22 AGZPOKO). Über die Zwangs-
mittel zur Durchsetzung der Entscheidung des Oberbergamts bei Weigerung des Grund-
besitzers siehe Anm. 1 g zu Art. 9 und Anm. zu Art. 256. 

Zuständig für die Hinterlegung sind gem. § 1 Hinterlegungsordnung v. 10.3.1937 3 
(RGBl. I S. 285) die Amtsgerichte. 
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Art. 11 bayBergG — § 10 ABG 
[Schürfen in fremden Bergwerksfeldern] 

Art. 11 
I m Felde eines verliehenen Bergwerkes1 darf nach denjenigen Mineralien 

geschürft werden, auf welche der Bergwerkseigentümer Rechte noch nicht 
erworben hat. Bedrohen Schürfarbeiten die Sicherheit der Baue oder den unge-
störten Betrieb eines fremden Bergwerkes2 , so kann der Bergwerksbesitzer 
verlangen, daß der Schürfer ihm vor Beginn der Schürfarbeiten eine angemes-
sene Sicherheit3 für die etwa zu leistende Entschädigung4 bestellt'. Für diese 
Sicherheit3 gelten Art. 9 mit Ausnahme des Abs. 3 Satz 3 und Art. 10 ent-
sprechend. 

Art. 11 ist neugefaßt durch Art. 1 Ziff. 4 des Ges. v. 30. 3. 1939 (GVBl. S. 87). 

Art. 11 Satz 1 stimmt wörtlich mit § 10 Abs. 1 ABG, Art. 11 Satz 2 mit § 10 
Abs. 2 Satz 1 ABG überein. 

Art. 11 Satz 3 entspricht § 10 Abs. 2 Satz 2 A B G : 
. . . Für diese Sicherheit gelten § 8 Abs. 3 und 4 sowie § 9 entsprechend. 

1 Art. 11 bzw. § 10 ABG berechtigt den Schürfer zu Arbeiten in den Feldern v e r l i e h e -
ner B e r g w e r k e . Einer Mitteilung an den Bergwerksbesitzer bedarf es nicht. Der Berg-
werkseigentümer kann dem Schürfer die Arbeiten grundsätzlich nicht verbieten und hat 
auch keinen Anspruch auf Unterlassung. Jedoch kann er insoweit, als der Schürfer 
rechtswidrig vorgeht, also z.B. vor Erfüllung der verlangten Sicherheit (vgl. Art. 11 
Satz 2 bzw. § 10 Abs. 2 ABG) schürft, auf Unterlassung der rechtswidrigen Arbeiten 
klagen (Isay Anm. 5). Ferner hat der Bergwerkseigentümer bei Funden in seinem Feld 
in den Fällen des Art. 47 bzw. § 55 ABG (vergesellschaftetes Vorkommen) ein Mutungs-
vorrecht gegenüber dem Schürfer. 

1 a Das Recht des Schürfers nach Art. 11 Satz 1 bzw. § 10 Satz 1 ABG berechtigt ihn 
nicht zum Betreten der fremden G r u b e n b a u e , auch dann nicht, wenn sie verlassen 
sind. Hierzu bedarf er nach allgemeinen Grundsätzen (Hausfrieden) der Zustimmung des 
Bergwerksbesitzers. Auch beim Schürfen in fremden Feldern ist die Zustimmung des 
Grundbesitzers nach Art. 6 bzw. § 5 ABG notwendig, wie der Bergwerksbesitzer selbst 
zu Schürfarbeiten in seinem Feld der Zustimmung bedarf. Wird in den Grubenbauen 
geschürft, so dürfte, wenn es sich um Arbeiten geringen Umfanges handelt, die Zustim-
mung des Grundeigentümers im Hinblick auf § 905 Satz 2 BGB, wonach er Einwirkun-
gen nicht verbieten kann, die in solcher Tiefe vorgenommen werden, daß er an die 
Ausschließung kein Interesse hat, entbehrlich sein. 

2 Über die S i c h e r h e i t der Schürfarbeiten wacht das Bergamt auf Grund von Art. 12 
Abs. 1 i. V.m. Art. 253 bzw. § 3a Abs. 1 Satz 1 i. V.m. § 196 ABG. Das Bergamt kann die 
erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen entweder im Betriebsplanverfahren anordnen oder 
durch besondere Verfügung nach Art. 257 treffen. Im yiBG-Bereich sind die entsprechen-
den Anordnungen teils durch das Bergamt, teils durch das Oberbergamt zu erlassen 
(vgl. §§ 68, 198, 199 ABG). Bei Nichtbefolgung können die Schürfarbeiten eingestellt 
werden. Nach Art. 12 Abs. 1 Satz 2 bzw. § 3a Abs. 1 Satz 2 ABG ist das Bergamt sogar 
befugt, auch ohne Antrag Schürfarbeiten durch die der Betrieb eines anderen Bergwerks 
gestört wird, zu untersagen. Auf Grund dieser Vorschrift kann das Bergamt auch Maß-
nahmen zum Schutz von Grubenbauen auf nicht verleihbare Materialien treffen, soweit 
es im Interesse ihrer Sicherheit geboten ist. Der Schürfer hat wegen dieser Maßnahmen 
keine Anspruch auf Entschädigung (vgl. Anm. zu Art. 8). 

Darüberhinaus gewährt Art. 11 Satz 2 bzw. § 10 Abs. 2 ABG dem Bergwerksbesitzer 
das Recht von dem Schürfer vor Beginn der Schürfarbeiten eine angemessene Sicherheit 
für eine etwa zu leistende Entschädigung zu verlangen (s. Anm. 3 und 4). 
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Für einen etwaigen Schadensersatzanspruch kann der Bergwerksbesitzer schon 3 
vor Beginn der Schürfarbeiten S i c h e r h e i t verlangen. Im Streitfall setzt das Oberberg-
amt auf Antrag des Schürfers die Sicherheit fest. Die Entscheidung des Oberbergamts ist 
nicht mit den Rechtsbehelfen der Verwaltungsgerichtsordnung (Widerspruch, Anfech-
tungsklage), sondern ausschließlich vor den ordentlichen Gerichten anfechtbar (Art. 11 
Satz 3 i .V.m. Art. 9 Abs. 3). Das gleiche gilt auch nach ABG. Vgl. hierzu Anm. 5b 
zu Art. 9. Die Vorschrift des Art. 9 Abs. 3 Satz 3 über den Gerichtsstand der belegenen 
Sache ist ausdrücklich nicht für anwendbar erklärt; hierzu hätte auch keine Ermächti-
gung des Landesgesetzgebers bestanden (vgl. § 15 ZGZPO u. Rauck Anm. 2). Der An-
spruch auf Sicherheitsleistung kann schon vor Beginn der Schürfarbeiten aber auch noch 
jederzeit später geltend gemacht werden. Verlangt der Bergwerksbesitzer die Sicherheit 
vor Beginn der Schürfarbeiten, so dürfen sie erst mit Wirksamwerden eines Beschlusses 
des Oberbergamts und nach der Stellung der Sicherheit begonnen werden; andernfalls 
sind die Arbeiten widerrechtlich und verpflichten nach § 823 B G B zum Schadensersatz 
(s. Anm. 4). Die Erhebung der Zivilklage wegen der Festsetzung der Sicherheit macht die 
Schürfarbeiten nicht unzulässig (Art. 11 Satz 3 i .V.m. Art. 10 bzw. § 10 Abs. 2 Satz 2 
i .V.m. § 9 ABG). 

Wird der Anspruch auf Sicherheitsleistung erst nach Beginn der Schürfarbeiten 
geltend gemacht, so müssen die Arbeiten nur dann einstweilen eingestellt werden, wenn 
der Bergwerksbesitzer den Anspruch nicht früher geltend machen konnte (Klostermann-
Thielmann Anm. 3, Brassert-Gottschalk Anm. 2). 

Die Berggesetze enthalten keine ausdrücklichen Bestimmungen, wonach ein 4 
Bergwerksbesitzer wegen des durch Schürfarbeiten erlittenen S c h a d e n e r s a t z ver-
langen könnte. Art. 7 bzw. § 6 ABG gilt nur für Anspruch des Grundbesitzers wegen Schä-
den an Grundstücken und deren Zubehörungen, desgl. Art. 210 bzw. § 152 ABG. Es 
ist jedoch allgemein anerkannt, daß der Bergwerksbesitzer bei r e c h t s w i d r i g e n Ein-
griffen in das Bergwerkseigentum als Eigentümer oder Besitzer nach den Vorschriften 
über unerlaubte Handlungen (§§ 823 ff. BGB) Ersatz verlangen kann. Das ergibt sich 
indirekt auch aus Art. 11 Satz 2 bzw. § 10 Satz 2 ABG. Solange sich der Schürfer inner-
halb der Grenzen seines Schürfrechts hält, ist seine Handlung rechtmäßig, auch wenn er 
z. B. das dem Bergwerkseigentümer verliehene Mineral mitgewinnt. Nur darf er es nicht 
für sich verwerten (Art. 13 bzw. § 11 ABG). 

Für die Geltendmachung des Schadensersatzanspruches sind die ordentlichen 
Gerichte zuständig. 

Die Ü b e r t r e t u n g dieser Vorschrift ist nach § 207 Abs. 1A BG mit Strafe bedroht. 5 
Art. 264 Ziff. 1 enthält zwar auch noch einen Hinweis auf Art . l l , jedoch ist nach der Neu-
fassung des Art. 11 in diesem Artikel ein behördliches Verbot nicht mehr vorgesehen (der 
frühere Art. 11 Abs. 2 ist heute Art. 12 Abs. 1 Satz 2 — s. Anm. zu Art. 12). Beginnt der 
Schürfer die Arbeiten, ohne daß er die verlangte Sicherheit leistet, so handelt er zwar rechts-
widrig, verstößt aber nicht gegen ein behördliches Verbot und macht sich somit nach 
Art. 264 Ziff. 1 nicht strafbar. Sachlich hat sich somit durch die Neufassung der 
Art. 11, 12 nichts geändert. 

Art. 12 bayBergG —§ 3 a ABG 
[Bergbehördliche Überwachung1 — Schürfverordnungen] 

Art . 12 
(1) Die Vorschriften im VIII. und IX. Titel (von den Bergbehörden und der 

Bergpolizei) finden auf das Schürfen entsprechende Anwendung2. Das B e r g a m t 
kann Schürfarbeiten auch dann untersagen, wenn sie den ungestörten Betrieb 
fremder Schürfarbeiten3 4 oder eines fremden Bergwerks 4 6 bedrohen. 

(2) Der Beginn und die Einstellung von Schürfarbeiten sind innerhalb drei 
Tagen dem B e r g a m t anzuzeigen6. Durch oberpolizeiliche Vorschrift kann die 
Geltung der Art . 70 bis 73 und 75 bis 80 mit den sich aus der Sachlage ergebenden 
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Änderungen auf Schürfarbeiten ausgedehnt werden 7 . Der Art. 254 Abs. 2 und 3 
f indet Anwendung. 

Art. 12 i.d.F. des Art. 1 Z i f f . 5 des Ges. v. 30. 3. 1939 (GVBl. S. 87). 
Die alte Fassung sah eine bergbehördliche Überwachung von Schürfbetrieben nur 

vor, wenn es sich um Schächte und Gruben von mehr als 5 m Tiefe oder um Bohrungen 
von mehr als 20 m senkrechter Tiefe handelte. Diese Beschränkung erwies sich jedoch 
als unzweckmäßig, weil auch Schächte und Gruben von geringer Tiefe bei Mängeln im 
Ausbau und der Fahrung, an den Förderhaspeln, der Abschlüsse u. dgl. sowie Bohrein-
richtungen, bei Mängeln in der Aufhängevorrichtung des Bohrgestänges, der Kabel-
winden u. dgl. erhebliche Gefährdungen der Beschäftigten, bei Schächten und Gruben 
evtl. auch der Umgebung mit sich bringen. Mit der Änderung wurde das Gesetz an das 
ABG angeglichen. 

Art. 12 Abs. 1 s t immt mit § 3 a Abs. 1 A B G überein. 
Art. 12 Abs. 2 entspricht 

§ 3 a Abs . 2 A B G : 
(2) Der Schürfer kann durch Pol ize iverordnung des Oberbergamts ver-

pfl ichtet werden, der Bergbehörde von d e m Beg inn und von der Einstel lung 
der Schürfarbeiten innerhalb einer b e s t i m m t e n F r i s t Anzeige zu machen . Ferner 
kann durch Pol ize iverordnung des Oberbergamts die Geltung der § § 67 bis 70 
und 72 bis 77 d ieses Gesetzes m i t den aus der Sachlage s ich ergebenden Ände-
rungen auf Schürfarbeiten ausgedehnt werden. 

1 Die Berggesetze sehen die Schürfarbeiten nicht als Bergbau im eigentlichen Sinne 
an. Die Vorschriften über die Bergbaubetriebe (Betriebsplan, Aufsichtsperson, bergbe-
hördliche Aufsicht usw.) gelten daher auch nicht unmittelbar. Praktisch bringen aber 
Schürfarbeiten, die mit Schächtchen und Stollen unter die Erdoberfläche eindringen und 
von dort aus weitere Grubenbaue vorantreiben, ähnliche Gefahren wie die eigentlichen 
Gewinnungsbetriebe mit sich. Vor allem aber werden die Schürfarbeiten heute in der 
Regel mittels Tiefbohrungen durchgeführt. Dabei besteht die Möglichkeit von Gas-
und Wasserausbrüchen, die erhebliche Gefahren für die Bedienungsmannschaften und 
die Umgebung in sich bergen. Ferner können Schädigungen von Lagerstätten und 
wasserführenden Schichten durch unsachgemäßes Abteufen der Bohrungen eintreten. 
Durch Art. 12 bzw. § 3a ABG wurden daher bestimmte Vorschriften der Berggesetze 
unmittelbar auf die Schürfbetriebe ausgedehnt und die Möglichkeit geschaffen, weitere 
Bestimmungen durch Verordnung auf sie zur Anwendung zu bringen. Für die Auf-
suchung von Mineralien, die dem Grundeigentümer gehören, gilt Art. 12 nicht. Die 
Aufsuchung von Grundeigentümermineralien i. S. v. § 1 MineralVO ist aber nach §§ 2 
und 6 dieser VO der bergbehördlichen Aufsicht unterstellt. Nach Art. 83 unterstehen 
auch unterirdische Baue zum Zwecke der Aufsuchung anderer als der in Art. 1 bezeich-
neten Mineralien, also auch von Grundeigentümermineralien, die nicht unter § 1 Mine-
ralVO fallen, der Bergaufsicht. Dagegen unterliegen Bohrungen und sonstige Arbeiten, 
die nicht zu diesem Zwecke durchgeführt werden, in Bayern nicht der bergbehördlichen 
Aufsicht (z.B. Wasserbohrungen). Über die Arbeiten in Tunnelbauten, Höhlen usw. 
siehe Anm. 3 d 1 zu Art. 253 und § 3 Abs. 4 VO über die Bergbehörde A n h . B I 3 (vgl. 
hierzu Anm. 2 zu Art. 4). 

Über den Anwendungsbereich der Schürfvorschriften im Geltungsbereich des ABG 
siehe Anm. 2 zu Art. 4. 
2 Entsprechend anwendbar sind demnach alle Bestimmungen der Berggesetze über 
Organisation, Aufgaben und Befugnisse der Bergbehörden (Art. 247—261 bzw. §§ 187 bis 
203 ABG). Die Schürf betriebe werden der sog. Bergpolizei — jetzt Bergaufsicht (vgl. 
Überblick vor Art. 253) unterstellt. Auch Betriebsunfälle werden wie Unfälle in eigent-
lichen Bergwerksbetrieben behandelt. 
3 Das Gesetz enthält keine ausdrückliche Regelung des Verhältnisses m e h r e r e r 
S c h ü r f e r zueinander bei Ausübung des Schürfens. Es ist jedoch als allgemeiner Grund-
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satz anerkannt, daß ein Schürfer die früheren Arbeiten eines anderen nicht stören darf. 
Dieser ungeschriebene Rechtssatz wird im Berggesetz dadurch gewährleistet, daß das 
Bergamt nach Art. 12 Abs. 1 Satz 2 bzw. § 3a Abs. 1 Satz 2 ABG solche störende Arbei-
ten untersagen kann. 

Nach Art. 264 Ziff. 1 wird u. a. bestraft, wer gegen Verbote der Bergbehörde 4a 
im freien oder verliehenen Felde schürft. Diese Strafvorschrift t r iâ t zu, wenn der 
Schürfer einem nach Art. 12 Abs. 1 Satz 2 erlassenen Verbot zuwiderhandelt. Art. 264 
Ziff. 2 weist irrtümlicherweise auf Art. 11 hin (entsprechend der alten Fassung). Der 
unrichtige Hinweis ist unschädlich, da der Straftatbestand in Art. 264 Ziff. 1 allein 
durch den Text hinreichend umrissen ist. 

Im A BG ist eine Übertretung eines Verbotes nach § 3 a Abs. 1 Satz 2 A BG nicht 4b 
strafbewehrt. In § 207 Abs. 1 ABG wird zwar auf § 10 ABG Bezug genommen, der 
früher die Bergbehörde zum Erlaß von Verboten ermächtigte. Da aber der Straftatbe-
stand in § 207 Abs. 1 ABG aus sich heraus nicht besagt, welche Handlungen strafbar 
sind, kann er auf die Fälle des § 3a Abs. 1 Satz 2 nicht angewendet werden. 

Diese Vorschrift zum Schutz bestehender Bergwerke war früher in Art. 11 bzw. 5 
§ 10 ABG enthalten und wurde bei der Neufassung von Art. 12 bzw. § 3a ABG hier 
aufgenommen. 

Die A n z e i g e p f l i c h t besteht im Geltungsbereich des ABG nicht unmittelbar 6 
auf Grund des Gesetzes, sondern nach den Bergpolizeiverordnungen bzw. Bergverord-
nungen (vgl. Überblick vor Art. 253) der Oberbergämter, die auf Grund der in § 3a Abs. 
2 ABG enthaltenen Ermächtigung erlassen wurde. Die Verletzung der Anzeigepflicht 
ist nach Art. 264 Ziff. 2 bzw. nach § 197 Abs. 2 ABG i. V.m. der entsprechenden BPVO 
strafbar. 

Auf Grund dieser Ermächtigung wurden in allen Oberbergamtsbezirken sog. 7 a 
Schürfverordnungen erlassen. Derzeit gelten folgende Verordnungen: 

In B a y e r n : Oberpolizeiliche Vorschriften über das Schürfen v. 11. 9. 1952 (Bay-
BS IV S. 247 — ZfB 98, 16). 

Im Geltungsbereich des ABG: 
in B r e m e n , H a m b u r g , N i e d e r s a c h s e n und S c h l e s w i g - H o l s t e i n : Schürf-

verordnung des Oberbergamts Clausthal-Zellerfeld v. 15. 12. 1951 (ABl. d. Reg. zu 
Hildesheim Nr. 2 — ZfB 93, 35) i .d .F. d. VO v. 13. 3. 1954 (ABl. d. Reg. zu Hildesheim 
Nr. 8 — ZfB 95, 246) ; 

in N o r d r h e i n - W e s t f a l e n : Bergpolizeiverordnung des Oberbergamtes Dortmund 
v. 25. 6. 1912 betr. Schürfarbeiten (ZfB 54, 173) und Bergpolizeiverordnung des Ober-
bergamtes Bonn vom 1. 4. 1913 betreffend Schürfarbeiten (ZfB 54, 335); 

in H e s s e n : Bergpolizeiverordnung des Hessischen Oberbergamtes vom 1. 6. 1956 
über Schürfarbeiten (StAnz. Nr. 24 S. 578 — ZfB 97, 254) ; 

in R h e i n l a n d - P f a l z : im ganzen Landesgebiet gilt die o.a. BPVO des OBA 
Bonn; sie wurde durch die Allgemeine Bergpolizeiverordnung des Oberbergamts Rhein-
land-Pfalz vom 6. 10. 1950 (StAnz. Nr. 24 — ZfB 91, 261) auf die nicht zum ehemaligen 
Preußen gehörigen Landesteile für anwendbar erklärt ; 

in B a d e n - W ü r t t e m b e r g gilt im Gebiet des ABG ( H o h e n z o l l e r n ) ebenfalls die 
o.a. BPVO des Oberbergamtes Bonn; 

im S a a r l a n d : Schürfpolizeiverordnung des Oberbergamtes Saarbrücken v. 
31. 12. 1954 (ABl. 1955 S. 133 ber. S. 160 — Hinweis ZfB 97, 37). 

Ferner sind für Tiefbohrungen (überlOOm) die sog. Tiefbohrverordnungen, 7 b 
die auf Grund von Art. 254 bzw. § 197 ABG oder entsprechender Bestimmungen der 
übrigen Landesberggesetze erlassen wurden einschlägig. 

In B a y e r n : Tiefbohrverordnung (TVO) des Bayerischen Oberbergamtes vom 
3. 6. 1959 (GVB1. S. 185); 

in B r e m e n , H a m b u r g , N i e d e r s a c h s e n und S c h l e s w i g - H o l s t e i n : Tiefbohr-
verordnung des Oberbergamtes Clausthal-Zellerfeld vom 17. 7. 1953 (ABl. d. Reg. zu 
Hildesheim Nr. 17 — ZfB 95, 38) ; 
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in H e s s e n : Bergpolizeiverordnung des Hessischen Oberbergamtes über Tiefboh-
rungen usw. (BPVT) v. 1. 10. 1954 (StAnz. S. 996 — ZfB 96, 20); 

in R h e i n l a n d - P f a l z : Bergpolizeiverordnung des Oberbergamtes Rheinland-Pfalz 
über Tiefbohrungen usw. (BPVT) vom 1. 3. 1956 (StAnz. Nr. 12 — ZfB 97, 446); 

im S a a r l a n d : Bergpolizeiverordnung des Oberbergamtes Saarbrücken über Tief-
bohrungen usw. v. 7. 12. 1957 (ABl. S. 1215) ber. ABl. 1958 S. 104 — ZfB 99, 88); 

in N o r d r h e i n - W e s t f a l e n und B a d e n - W ü r t t e m b e r g wurden bisher keine 
Tiefbohrverordnungen erlassen. 

Art. 13 bayBergG — § 11 ABG 
[Geförderte Mineralien] 

Art. 13 
Der Schürfer ist befugt, über die bei1 seinen Schürfarbeiten geförderten 

Mineralien (Art. 1 )2 zu verfügen, insofern nicht bereits Dritte Rechte3 auf die-
selben erworben haben. 

Art. 13 stimmt inhaltlich mit § 11 Abs. 1 ABG überein. 
§ 11 Abs. 2 ABG betrift Bergwerksabgaben; er ist überholt und in Hessen auch 

ausdrücklich aufgehoben. 

1 Der Schürfer darf nicht nur über die Mineralien verfügen, auf die er geschürft hat, 
sondern über alle bei den Schürfarbeiten gewonnenen. 
2 Vor der Verleihung hat grundsätzlich niemand das Recht über die bergbaufreien 
Mineralien zu verfügen (über staatsvorbehaltene Mineralien s. Anm. 3), auch der Grund-
eigentümer nicht. Dieser Grundsatz wird durch Art. 13 und 23 bzw. §§11 und 21 ABG 
durchbrochen; der Schürfer kann auch schon vor der Verleihung über diese Mineralien 
verfügen, d.h. sie sich aneignen (§ 958 BGB). Über Grundeigentümermineralien darf 
der Schürfer nicht verfügen, da sie dem Grundeigentümer gehören. Er muß sie ihm 
überlassen. Ob er Ersatz der Gewinnungs- und Förderkosten verlangen kann, ist be-
stritten. Die für das Bergwerkseigentum geltenden Vorschriften über beibrechende 
Mineralien (Art. 48, 49 bzw. §§ 56, 57 ABG) können nicht herangezogen werden, da sie 
weder für anwendbar erklärt sind noch im Hinblick auf die im Vergleich zum Bergwerks-
eigentümer geringere Rechtsstellung des Schürfers eine entsprechende Anwendung 
möglich erscheint. Es bestehen jedoch m. E. keine Bedenken, die Ersatzberechtigung aus 
§ 994 BGB herzuleiten (so Brassert-Gottschalk Anm. 2; Ebel; Müller-Erzbach S. 150; 
a.A. Isay Anm. 2; Klostermann-Thielmann Anm. 2). Für die Aufsuchungstätigkeit 
kann der Schürfer nichts verlangen. 
3 R e c h t e D r i t t e r an den bergbaufreien Mineralien bestehen dann, wenn bereits eine 
Verleihung ausgesprochen wurde. Es ist streitig, ob auch der Staat bereits in diesem 
Sinne Rechte an den ihm nach Art. 2 bzw. § 2 ABG vorbehaltenen Mineralien erworben 
hat. Die Frage ist für Bayern jedenfalls zu bejahen, da hier dem Staat auf Grund von 
Art. 2 Abs. 1 unmittelbar (ohne Verleihung) die Befugnis zur Aufsuchung und Gewin-
nung zugesprochen ist, er also bereits ein Aneignungsrecht besitzt. Auch für das ABG 
wird das gleiche gelten, weil der Schürfer gemäß § 3 ABG ohne Ermächtigung nicht auf 
diese Mineralien schürfen darf (vgl. Klostermann-Thielmann Anm. 3, a.A. Isay Anm. 1, 
Brassert-Gottschalk, Anm. 4). 

Z w e i t e r A b s c h n i t t 
VOM MUTEN 

Ü b e r b l i c k 
Der Zweite Abschnitt „Vom Muten" behandelt die Erfordernisse (formelle und 

materielle) einer Mutung d. i. das Gesuch (der Antrag) auf Verleihung von Bergwerks-
eigentum. Der Rechtsanspruch auf Verleihung von Bergwerkseigentum, der durch eine 
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gültige Mutung begründet wird, ist im Dritten Abschnitt „Vom Verleihen" geregelt. 
Beide Abschnitte gehören zusammen, da sie das Verfahren bei der Entstehung von 
Bergwerkseigentum durch Verleihung behandeln. 

Art. 14 bayBergG — § 12 ABG 
[Einlegung der Mutung] 

Art. 14 
Das Gesuch u m Verleihung des Bergwerkseigentums in e inem gewissen 

Felde — die Mutung1 — m u ß bei dem Oberbergamt2 angebracht werden8 . 
Art. 14 stimmt mit § 12 Abs. 1 ABG überein. 

§ 12 A b s . 2 und 3 ABG lauten: 
(2) Das Oberbergamt hat die Befugnis, für bes t immte Reviere die An-

nahme der Mutungen den Bergämtern zu überweisen2 b . 
(3) Dieser Auftrag m u ß durch das Regierungsamtsblatt und den Staats-

anzeiger bekannt gemacht werden. 
In Hessen ist die Überweisung in Staatsanzeiger bekanntzumachen (Abs. 3). 
Mutung. 1 
Das Wort „Mutung" ist die im deutschen Bergrecht übliche Bezeichnung für den 1 Q 

Antrag auf Verleihung von Bergwerkseigentum. Es kommt von „muten" = ver-
langen, begehren. 

Eine gültige Mutung setzt einen F u n d im bergfreien Felde voraus. Fund ist die 1 b 
Entdeckung des Minerals auf seiner natürlichen Ablagerung, sei es beim Schürfen oder 
durch Zufall. Der Fund braucht nicht vom Muter selbst gemacht zu sein (RekB v. 
21. 4. 1871 — ZfB 12, 401; RG 23. 1. 1909 — ZfB 50, 609, 611). 

Der A n t r a g richtet sich als öffentlich-rechtlicher Anspruch gegen den Staat, 1 C 
gleichzeitig wird durch die gültige Mutung ein privates Recht mit dem Inhalt begründet 
daß das gesetzmäßig beantragte Feld zugunsten des Muters aus dem Bergfreien aus-
scheidet und späteren Mutungen gegenüber geschlossen wird (s. Anm. zu Art. 24). 
Dieses private Recht wirkt gegen jeden Dritten, ist also ein absolutes (nicht dingliches) 
Recht (Voelkel S. 72). 

Muten kann grundsätzlich jedermann, Inländer wie Ausländer, natürliche wie 1 d 
juristische Personen. Erforderlich ist die Rechtsfähigkeit. Ausnahmen von der Befugnis 
zu muten bestehen für die Beamten der Bergbehörden in ihrem Bezirk (Art. 252 bzw. 
§ 195 ABG). Eine Mutung kann auch von mehreren Personen gemeinschaftlich einge-
legt werden. In diesem Fall muß eine Person als Zustellungsbevollmächtigter namhaft 
gemacht werden (entsprechend Art. 177 bzw. 134 ABG). Die Mutung kann auch namens 
eines Dritten eingelegt werden. 

Will der S t a a t Bergwerkseigentum durch Mutung erwerben, so unterliegt er 1 C 
den gleichen Vorschriften. Im Geltungsbereich des ABG erwirbt der Staat Bergwerks-
eigentum an den in § 2 Abs. 1 ABG aufgeführten Mineralien durch Verleihung ohne 
Mutung (§ 38b ABG). In B a y e r n hat der Staat ohne weiteres auf Grund des Gesetzes 
die Rechtsstellung eines Bergwerkseigentümers an den ihm vorbehaltenen Mineralien 
(Art. 2). Der den gesamten Bergwerksbesitz des bayerischen Staates verwaltenden 
Bayerischen Berg-, Hütten- und Salzwerke AG wurde durch Vertrag vom 23. 4. 1927 
(§ 3) die Verpflichtung auferlegt, im Falle der Einlegung einer Mutung für den Frei-
staat Bayern zu muten. 

Die Ansprüche aus einer Mutung können veräußert werden und sind vererblich. 1 f 
Die Entgegennahme der Mutung durch die Bergbehörde ist gebührenpflichtig 1 9 

(Bayern: Art. 1 KG). Mehrere Personen haften für die Kosten einer gemeinsam einge-
legten Mutung als Gesamtschuldner (Bayern: Art. 2 KG). 
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1 h Die Z u r ü c k n a h m e d e r M u t u n g ist nicht an die Voraussetzungen des Verzichts 
auf Bergwerkseigentum gebunden (vgl. Art. 218 bzw. § 162 ABG) ] sie kann daher bis 
zur Verleihung jederzeit erklärt werden. In entsprechender Anwendung von Art. 15 
bzw. § 13 ABG ist fü r die Zurücknahmeerklärung Schriftform bzw. Erklärung zu Proto-
koll der Bergbehörde notwendig. Die Zurücknahme muß der für die Entgegennahme 
der Mutung zuständigen Behörde gegenüber vorgenommen werden, in B a y e r n also 
gegenüber dem Oberbergamt, im Geltungsbereich des ABG gegenüber dem Bergamt. 
Ist die Mutung von mehreren Personen eingelegt worden, so muß die Zurücknahme 
von allen Mutern erklärt werden, andernfalls verbleibt sie den nicht verzichtenden 
Personen. Die Zurücknahmeerklärung ist bedingungsfeindlich, da es sich um eine 
rechtsgestaltende Erklärung handelt (vgl. Palandt, Überbl. v. § 104 Sd). Sie ist un-
widerruflich (vgl. Palandt § 130 Anm. 4 u. 5). Es muß neu gemutet werden. Dies kann 
nur innerhalb von 6 Monaten nach Einlegung der Mutung geschehen (Art. 21 Abs. 1 
Satz 2 bzw. § 19a Abs. 1 Satz 2 ABG). Die Zurücknahme ist gleichfalls gebührenpflichtig 
(Bayern: Art. 10 KG). 

2 a Die Entgegennahme von Mutungen ist in B a y e r n allein dem O b e r b e r g a m t 
übertragen. Wird eine Mutung bei einem Bergamt oder beim Bayerischen Staatsmini-
sterium für Wirtschaft und Verkehr eingelegt, so sind diese Behörden gehalten, den 
Muter an das Oberbergamt zu verweisen bzw. schriftliche Mutungen dorthin weiter-
zuleiten. Die Mutung wird aber erst mit der Anbringung beim Oberbergamt wirksam. 

2 b Im Geltungsbereich des ABG können die Oberbergämter nach § 12 Abs. 2 ABG 
für bestimmte Reviere die Zuständigkeit zur Entgegennahme von Mutungen auf die 
Bergämter übertragen. Hiervon haben alle Oberbergämter Gebrauch gemacht (vgl. 
Boldt, Anm. 3) außer für das Gebiet des jetzt zu B a d e n - W ü r t t e m b e r g gehörigen 
ehemaligen H o h e n z o l l e r n . Es sind daher überall, außer in den ehemals preußischen 
Landesteilen von Baden-Württemberg (Hohenzollern) — die Bergämter zur Entgegen-
nahme von Mutungen zuständig (Reuß-Grotefend-Dapprich Anm. 1). Die Oberberg-
ämter bleiben nicht etwa daneben zuständig, vielmehr ist die Zuständigkeit der Berg-
ämter eine ausschließliche (Klostermann-Thielmann Anm. 4 u. 5). 

3 Über die Form der Mutung s. Art. 15 bzw. § 13 ABG. 

Art. 15 bayBergG — § 13 ABG 
[Form der Mutung] 

Art. 15 
(1) Die Mutung i s t schrift l ich 1 in zwei gleichlautenden E x e m p l a r e n 2 e in-

zulegen. 
(2) Jedes Exemplar wird m i t T a g und Stunde des Einlaufes versehen 3 

und sodann ein Exemplar d e m Muter zurückgegeben 4 . 
(3) Es i s t statthaft, die Mutung bei d e m Oberbergamte 5 zu Protokol l zu 

erklären. 

Art. 15 entspricht § 13 ABG, in Abs. 3 heißt es s ta t t „Oberbergamte" „zur An-
n a h m e derselben zuständigen Behörde". 

1 Auch telegraphische Einlegung ist zulässig ,,da die Mutungsanmeldung nicht 
vom Muter selbst unmittelbar schriftlich eingereicht zu werden braucht, sondern auch 
von einem anderen (hier dem Telegraphenamte) für ihn in dessen Namen geschrieben 
und unterschrieben werden kann" (Mot. S. 25). Ebenso RekB v. 30. 4. 1866, ZfB 7, 
256. Auch die Einlegung durch Fernschreiben ist für zulässig zu erachten, nicht aber 
fernmündliche Mutungen. 
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Unterläßt der Muter die Einreichung der Zweitschrift, so ist die Mutung des- 2 
halb nicht unwirksam; vielmehr fertigt die Bergbehörde auf Kosten des Muters eine Ab-
schrift der Mutung an. Ebenso wird bei Erklärung zu Protokoll verfahren. 

Sog. P r ä s e n t a t u m . Die mit gleicher Post einlaufenden Mutungen erhalten 3 
das gleiche Präsentatum, so daß sie als gleichberechtigt gelten. 

„Die Aushändigung eines mit Tag und Stunde des Einlaufes versehenen Exem- U 
plars der Mutung an den Muter dient zur Kontrolle gegen die Behörde und zur Legiti-
mation des Muters gegenüber dritten Personen." (Mot. S. 25). 

Im Geltungsbereich des ABG sind die Bergämter zur Protokollierung zuständig 5 
(vgl. Anm. 2 zu Art. 14). 

Art. 16 bayBergG — § 14 ABG 

[Inhalt der Mutung — Gebührenvorschuß] 
Art . 16 

(1) Jede Mutung m u ß 1 enthalten: 
1. den Namen und Wohnort des Muters, 
2. die Bezeichnung des Minerals2 , auf welches die Verleihung des B e r g -

werkseigentums verlangt wird, 
3. die Bezeichnung des Fundpunktes3 , 
4. den dem Bergwerke beizulegenden Namen 4 . 
(2) Fehlt der Mutung eine der Angaben Ziffer 1, 2 und 3 gänzlich, so ist 

die Mutung ungültig1 . 
(3) Fehlt die Angabe Ziffer 4 oder sind die Angaben Ziffer 1, 2, 3 und 4 

ungenau und wird dem Mangel auf die Aufforderung des Oberbergamts 
innerhalb einer Woche nicht abgeholfen, so ist die Mutung von Anfang an 
ungültig1 . 

(4) Eine Mutung ist auch dann von Anfang an ungültig, wenn die für die 
Ausfertigung der Verleihungsurkunde zu erhebende Gebühr nicht binnen der 
vom Oberbergamt bestimmten Fr is t bezahlt wird 6 . 

Art. 16 Abs. 4 wurde durch Art. 1 Ziff. 6 des Gesetzes v. 30. 3. 1939 (GVBl. S. 87) 
eingefügt. 

Art. 16 Abs. 1 stimmt mit § 14 Abs. 1 ABG, Art. 16 Abs. 4 mit § 14 Abs. 3 A B G 
überein. Statt des Abs. 2 und 3 enthält 

§ 14 A B G folgenden Abs. 2 : 
(2) Fehlt der Mutung die eine oder andere dieser Angaben, so hat der 

Muter dem Mangel auf die Aufforderung der Bergbehörde innerhalb einer 
Woche abzuhelfen. Geschieht dies nicht, so ist die Mutung von Anfang an 
ungültig. 

Die in Art. 16 Abs. 1 bzw. § 14 Abs. 1 ABG aufgeführten formellen Erforder- 1 
nisse einer Mutung sind zwingend. Hinsichtlich der Wirkungen des Fehlens einzelner An-
gaben weichen das bayerische Berggesetz und das ABG voneinander ab: 

B a y e r n : Fehlt die Anführung des Namens oder Wohnorts des Muters, die Be- 1 o 
Zeichnung des gemuteten Minerals oder des Fundpunktes, so ist die Mutung ohne 
weiteres ungültig. Eine Nachholung dieser Angaben ist in diesen Fällen ausgeschlossen 
(Art. 16 Abs. 2). Dagegen kann die Angabe des Namens des Bergwerks auch noch nach 
Aufforderung durch das Oberbergamt binnen einer Woche nachgeholt werden (Art. 16 
Abs. 3). Nur ungenaue Angaben können bei allen Erfordernissen noch innerhalb einer 
Woche nach entsprechender Aufforderung durch das Oberbergamt ergänzt werden 
(Art. 16 Abs. 3). 
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1 b ABG: Alle fehlenden Angaben können nach Aufforderung durch das Bergamt 
(§ 189 ABG) innerhalb einer Woche nachgeholt werden (§ 14 Abs. 2 ABG). Die Frist 
von einer Woche ist in allen Fällen bindend. Sie betr iff t aber nur die in der Aufforde-
rung angeführten Mängel. Sie gilt daher nicht, falls die Bergbehörde andere Unterlagen 
wünscht , z. B. Vollmachten. 

1 C Eine danach ungültige Mutung wird von der Bergbehörde zurückgewiesen. Die 
Entscheidung ist mi t den gewöhnlichen Rechtsbehelfen nach der Verwaltungsgerichts-
ordnung (Widerspruch, Anfechtungsklage) anfechtbar . Der Gerichtsstand der belegenen 
Sache (§ 52 Ziff. 1 VwGO) dürf te auch hier zutreffen. 

Eine rechtskräft ig als ungültig zurückgewiesene Mutung kann auf der gleichen 
Grundlage nicht den Gegenstand einer neuen Mutung bilden (BayVGH 29. 3. 1901). 

2 In einer Mutung kann auf verschiedene M i n e r a l i e n gemutet werden, sie müssen 
jedoch einzeln genau bezeichnet werden. Es kann nur ein gemeinsames Feld begehrt 
werden. Der F u n d p u n k t muß derselbe sein. Andernfalls wären mehrere Mutungen 
einzulegen. 

Ein Mangel in der Bezeichnung des Minerals zieht nicht ohne weiteres die Ungül-
tigkeit der Mutung nach sich (RekB v. 11. 4. 1879 — ZfB 20, 262). Sie ist nach Auf-
forderung binnen einer Fris t von einer Woche zu ergänzen (Art. 16 Abs. 3 bzw. § 14 
Abs. 2 ABG). 

3 Auf einen F u n d p u n k t kann nur eine Mutung eingelegt werden (OBA Clausthal 
6. 7. 1881, ZfB 23, 125). Die Mutung darf nur einen Fundpunk t benennen. Bei Angabe 
mehrerer Fundpunk te ha t der Muter sich für einen F u n d p u n k t zu erklären; dies kann 
auch noch nach entsprechender Aufforderung geschehen. 

3 a Die Lage des Fundpunktes muß in der Mutung so genau bezeichnet sein, daß eine 
P r ü f u n g seiner Ident i tä t zweifelsfrei möglich ist. Es ist zweckmäßig, ihn schon bei 
Einlegung der Mutung durch genau Einzeichnung in einen Flurkar tenabschni t t oder 
e,ine Pause davon zu bezeichnen. Wenn die Angaben in der Mutung die Lage des Fund-
punktes nicht einwandfrei ersehen lassen, verlangt das Oberbergamt (nach ABG das 
Bergamt) die Ergänzung der Einzeichnung. Sie muß binnen einer Woche nach Auf-
forderung nachgebracht werden (Art. 16 Abs. 3 bzw. § 14 Abs. 2 ABG). Die genaue 
Angabe der Lage des Fundpunktes ist notwendig, damit die Möglichkeit besteht nach-
zuprüfen, daß das Mineral am angegebenen Fundpunk t schon vor Einlegung der Mutung 
entdeckt worden war (vgl. Art . 17 bzw. § 15 ABG). 

Wenn der Fund in einem Bohrloch, in einem Schächtchen oder in einem sonstigen 
Grubenbau gemacht wurde, muß die Tiefe genau angegeben werden (vgl. RG 8. 5. 1901, 
RGZ 49, 227 = ZfB 43, 67), bei Stollen oder unterirdischen Strecken deren Länge. 

3 b Wenn der Muter in der Nähe des Fundpunktes weitere Aufschlüsse des gemuteten 
Minerals macht — wozu er nach Art . 23 bzw. § 21 ABG grundsätzlich berechtigt ist — 
so kann das Ergebnis bei der amtlichen Untersuchung mitvermerkt werden. Maßgebend 
ist aber stets der Fundpunk t . Die Verhältnisse der nächsten Umgebung können im 
allgemeinen unberücksichtigt bleiben (RG a.a.O.). 

Bezüglich der Angabe der Lage und Größe des begehrten Feldes s. Art . 18 und 19 
bzw. §§ 17 und 18 ABG. 

4 Die Auswahl des dem Bergwerk beizulegenden N a m e n s — häufig auch als Namen 
der Mutung bezeichnet — ist dem Muter freigestellt, sofern die Verwendung eines 
best immten Namens nicht als Mißbrauch erscheint. Das ist u. a. der Fall, wenn der Namen 
gegen den guten Geschmack oder die gute Sit te verstößt . Die Bergbehörde kann die 
Änderung verlangen, wenn der betreffende Name für Bergwerke in der gleichen Gegend 
auf dasselbe Mineral schon besteht, damit Verwechslungen vermieden werden. 

Der Name des Bergwerks genießt den Schutz des § 16 U W G ; auch § 14 WZG, 
§ 13 H G B und § 12 BGB kommen in Frage (Isay Anm. 3). 
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Die Bestimmung dieses Absatzes soll die Eintreibung der Verleihungsgebühr 5 
erleichtem. Die Frist kann verlängert werden (Reuß-G.-D. Anm. 2). 

Die Vorschrift gilt als spezielles Gesetz auch gegenüber später erlassenen allge-
meinen kostenrechtlichen Vorschriften über eine Vorschußpflicht weiter (vgl. z .B . 
Art. 15 BayKG). 

Art. 17 bayBergG — § 15 ABG 
[Fündigkeit — Feldesfreiheit] 

Art . 17 
(1) Die Gültigkeit einer Mutung wird dadurch bedingt1, 
1. daß das in der Mutung bezeichnete Mineral auf dem angegebenen Fund-

punkt (Art 16)2 auf seiner natürlichen Ablagerung3 vor Einlegung der 
Mutung entdeckt worden ist* und bei der amtlichen Untersuchung5 in 
solcher Menge und Beschaffenheit6 nachgewiesen7 wird, daß sich die 
Möglichkeit einer bergmännischen Gewinnung des Minerals vernünf-
tigerweise annehmen läßt8, 

2 . daß nicht bessere Rechte auf den Fund entgegenstehen8 . 
(2 ) Ist die auf den Fund eingelegte Mutung infolge Überdeckung durch das 

Feld einer anderen Mutung ungültig geworden, so kann der Fund, wenn er 
später wieder ins Bergfreie fällt, nur von dem ersten Muter oder mit dessen 
Einwilligung zum Gegenstand einer neuen Mutung gemacht werden9 . 

Art. 17 stimmt inhaltlich mit § 15 A B G weitgehend überein; in Abs. 1 Ziff. 1 
heißt es jedoch am Ende: 

. . . , daß eine zur wirtschaftlichen Verwertung führende bergmännische 
Gewinnung des Minerals möglich erscheint";. 

Art. 17 Abs. 1 bzw. § 15 Abs. 1 ABG stellt als weitere und zwar materielle Er- 1 
fordernisse der Mutung die sog. F ü n d i g k e i t und die sog. F e l d e s f r e i h e i t auf, die 
neben den formellen Voraussetzungen der Mutung nachgewiesen werden müssen. Auch 
diese Voraussetzungen sind zwingend vorgeschrieben. Fehlen sie, so wird die Mutung 
abgewiesen. Über die Anfechtbarkeit der Entscheidung siehe Anm. 1 zu Art. 16. 

Über die Bezeichnung des Fundpunktes s. Anm. 3 zu Art. 16. Der F u n d p u n k t 2 
ist nicht ein mathematischer Punkt, sondern die eng zu begrenzende Stelle in der Natur, 
an der das gemutete Mineral entdeckt wurde, z. B. das Bohrloch. An den verschiedenen 
Stößen eines Schachtes, Stollens oder Streckenbetriebes können jedoch keine verschiede-
nen Fundpunkte angenommen werden (RekB vom 2. 3. 1868 — ZfB 9, 191). Nach Lage 
des Falles muß bei Funden, die in Bohrlöchern gemacht worden sind und durch eine 
Kontrollbohrung nachgewiesen werden, die nächste Umgebung des ursprünglichen 
Fundpunktes als dazugehörig angesehen werden (RekB v. 24. 12. 1870 — ZfB 12, 134, 
RG 8. 5. 1901, RGZ 49, 227 = ZfB 43, 66). Ein neuer Fund oder Fundpunkt kommt 
dabei nicht zustande. 

Das Mineral muß nur an dem Fundpunkt entdeckt worden sein — den Nachweis, 
daß das Mineral über den Fundpunkt hinaus vorkommt, insbesondere eine Lager-
stätte im bergmännischen Sinne vorliegt, verlangt das Gesetz nicht. 

Das Mineral muß in natürlicher Ablagerung nachgewiesen werden. Eine 3 
künstliche, d.h. durch Menschenhand bewirkte Aufhäufung darf in keinem Zeitpunkt 
vorausgegangen sein. Eine Mutung auf angeschwemmte Haldenbestandteile ist daher 
nicht möglich (RekB vom 30. 7. 1869 — ZfB 10, 256). Die Ablagerung kann sich aber 
auch auf sekundärer Lagerstätte befinden (vgl. ZfB 23, 397). 
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3 a Nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts wie auch des Bay. YGH setzt der 
Begriff „natürliche Ablagerung" aber ferner den Nachweis einer gewissen Anhäufung 
voraus, wenn auch nicht eine bestimmte Lagerstätte wie ein Flöz, einen Gang od. dgl. 
Welche Mindestmenge als Ablagerung anerkannt werden kann, wird als Tatfrage ange-
sehen, die von den Verhältnissen des Einzelfalles u.a . von der Art des gemuteten Mine-
rals abhänge. So sollte eine bloße „Einlagerung", d.i. das nur zufällige Vorkommen des 
Minerals innerhalb des tauben Gesteins oder innerhalb eines anderen Minerals, z. B. 
in der Kohle, etwa als Niere oder Butzen, nicht genügen (Bay. VGH 24. 5. 1909 Nr. 8 
111/09). Dieser Rechtsprechung schwebte als leitender Gesichtspunkt vor Augen, daß 
einer Mutung nur dann stattgegeben werden sollte, wenn eine bergmännische Gewin-
nung des Minerals möglich erscheine ( a b s o l u t e B a u w ü r d i g k e i t ) . Vgl. RG 8. 5. 1901, 
RGZ 45, 227 = ZfB 43, 66 — ferner auch Bay VGH 19. 1. 1910 Nr. 75 111/08. 

3 b Mit der Änderung des ABG durch die Novelle vom 18. 6. 1907 (GS S. 119) und 
der Neufassung des Berggesetzes vom 13. 8. 1910 wurde der Nachweis der Bauwürdigkeit 
jedoch als zusätzliches Erfordernis einer gültigen Mutung in den Gesetzestext des Art. 17 
bzw. § 15 ABG aufgenommen. Da deshalb nunmehr der Fund ohnehin auf seine Bau-
würdigkeit hin überprüft werden muß, und zwar auch unter Heranziehung wirtschaft-
licher Gesichtspunkte (vgl. unten Anm. 6), besteht kein Grund mehr, den Begriff 
„natürliche Ablagerung" so zweckgerichtet eng auszulegen, wie es vor der Neufassung 
der Berggesetze für erforderlich gehalten wurde. 

Als natürliche Ablagerung wird man daher nachweisbare natürliche Vorkommen 
des Minerals ansehen können, sei es auch nur in geringen Mengen oder in geringer 
Konzentration. 

4 Es ist gleichgültig, wer den Fund gemacht hat (RekB vom 21. 4. 1871 — ZfB 12, 
401; RG 23. 1. 1909, RGZ 70, 216 = ZfB 50, 609), oder auf welche Weise er 
entdeckt worden ist. Auf einen verbotswidrigen Fund kann gültig gemutet werden, 
jedoch schließt diese Tatsache die Geltendmachung des Finderrechtes (Art. 26 bzw. 
§ 24 ABG) aus. 

5 a Für das bei der amtlichen Untersuchung (Fundesbes icht igung) zu beob-
achtende Verfahren wurden Verwaltungsvorschriften erlassen. In B a y e r n ist maßgeb-
lich die Dienstanweisung für die bayerischen Bergämter vom 19. 4. 1960: 

§ 2 3 
Amtliche Untersuchung des Fundes gem. Art. 17 des Berggesetzes 

(1) Das Bergamt hat auf Ersuchen des Oberbergamtes einen Termin zur Fundesbesichtigung 
anzuberaumen. Hierzu ist der Muter zu laden. 

(2) In dem Termin werden die Angaben des Muters auf ihre Richtigkeit geprüft. Abweichun-
gen sind festzustellen und soweit möglich aufzuklären. 

(3) Das Bergamt hat sich von der Art und Menge des gemuteten Minerals grundsätzlich durch 
Augenscheinseinnahme am Fundpunkt zu überzeugen. Ist das nicht möglich, so ist die Weisung 
des Oberbergamtes einzuholen. 

(4) Bei Bohrfunden ist das gemutete Mineral im Termin aus dem Bohrloch zu gewinnen und 
zu Tage zu fördern. Wird der Nachweis der Fündigkeit durch Weiterbohren geführt, so ist vor 
dessen Beginn festzustellen, ob die Bohrwerkzeuge leer und schlammfrei sind und das Bohrge-
stänge auf der Bohrlochsohle aufsitzt. 

(5) Am Fundpunkt sind in Gegenwart des Muters Mineralproben zu entnehmen, zu ver-
packen, mit dem Amtssiegel zu verschließen und mit Aufschriften über ihre Herkunft zu versehen. 
Ein entsprechender Vermerk ist in die Niederschrift (Absatz 6) aufzunehmen. Für die zuverlässige 
Beförderung der Mineralproben zum Bergamt ist zu sorgen. 

(6) Die Niederschrift über den Fundesbesichtigungstermin muß eine genaue Beschreibung 
des Fundes (Beschaffenheit des Minerals, Art der Lagerstätte, Beschaffenheit des Nebengesteins 
usw.), möglichst unter Beifügung einer Skizze über den Aufschluß der Lagerstätte, und die 
Festlegung des Fundpunktes enthalten. Insbesondere ist die Übereinstimmung der Lage des 
Fundpunktes mit der Angabe in der Mutung zu bestätigen oder eine Abweichung genau festzu-
legen. Im übrigen gilt § 20 DA. 
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(7) Um die Übereinstimmung des im Situationsriß eingezeichneten Fundpunktes mit dem 
in der Mutung angegebenen und vom Bergamt bei der Fundesbesichtigung festgestellten Fund-
punkt überprüfen zu können, ist der Fundpunkt in einem Flurkartenblattausschnitt oder in einer 
Pause davon genau aufzunehmen. 

(8) Die Niederschrift über die Fundesbesichtigung ist unverzüglich dem Oberbergamt mit der 
Mineralprobe einzureichen. In dem Begleitbericht hat sich das Bergamt darüber zu äußern, ob es 
die Voraussetzungen der Art. 16, 17 und 47 des Berggesetzes für gegeben hält. 

(9) Hat ein Dritter auf den im Grubengebäude eines Bergwerkes gemachten Fund Mutung 
eingelegt, so hat das Bergamt den Bergwerksbesitzer von der beabsichtigten Fundesbesichtigung 
unter Tage in Kenntnis zu setzen und ihm Gelegenheit zur Teilnahme zu geben. 

Entsprechende Regelungen entha l ten : § 23 Geschäftsordnung für die Bergämter 
des Landes N o r d r h e i n - W e s t f a l e n vom 28. 6. 1958 (Erl. d. Min. fü r Wir tschaf t und 
Verkehr — MB1. Nr.-W. S. 1626 — ZfB 100, 333); § 31 Geschäftsordnung für die Berg-
ämter im Verwaltungsbezirk des Oberbergamtes in Clausthal -Zellerfeld vom 30. 4 .1959; 
§ 32 Geschäftsordnung für die Bergämter im Verwaltungsbezirk des H e s s i s c h e n 
Oberbergamtes in Wiesbaden vom 1. 12. 1958. 

Diese Best immungen enthal ten als Verwaltungsvorschriften keine verbindlichen 
Rechtssätze. Sie entsprechen aber der bisher geübten und von den Gerichten gebilligten 
Praxis. 

Den T e r m i n fü r die Durchführung der Fundesbesichtigung setzt die Berg- 5 b 
behörde fest. Der Muter ist nicht berechtigt, den Nachweis durch wiederholte Vertagungs-
anträge nach Belieben zu verzögern (Bay. VGH 19,1.1904). Die Bergbehörde kann dann 
den Termin auch ohne den Muter durchführen. 

Mit dieser, im ABG etwas abweichenden Formulierung (vgl. vor Anm. 1), soll nach 6 a 
h. M. die von der Rechtsprechung und Praxis vor der Neufassung der Berggesetze 
entwickelte „abso lu te B a u w ü r d i g k e i t " umschrieben sein. Darun te r wurde ver-
standen, das Mineral müsse am F u n d p u n k t dergestalt nachgewiesen sein, „daß ver-
nünftigerweise die Möglichkeit einer bergmännischen Gewinnung angenommen werden 
kann. (Bay. VGH 13. 3. 1905 MAB1. 1905,S. 304; 13. 1. 1908 Nr. 155 HI /07 ; 26. 4. 1909 
Nr. 60 HI /08 ; vgl. auch Preuß. OVG 3. 12. 1925 — ZfB 67, 93). Über den Versuch, 
diesen Begriff aus den Worten „natürl iche Ablagerung" abzuleiten, siehe oben Anm. 3. 

Demgegenüber sei die Frage der sog. r e l a t i v e n oder ö k o n o m i s c h e n B a u - 6 b 
W ü r d i g k e i t , d .h . die Frage der Rentabi l i tä t der Gewinnung nicht zu prüfen. Es soll 
nicht erwogen werden können, ob der Abbau sich lohnen wird oder ob ein Gewinn daraus 
als wahrscheinlich erscheint, sondern nur, ob nicht von vornherein als sicher anzunehmen 
ist, daß jeder Gedanke an eine vortei lhafte Gewinnung des Minerals unsinnig, undis-
^utabel wäre. 

Der ursprüngliche Inha l t der Begriffe „absolute" und „relat ive" Bauwürdigkeit 6 c 
wird u. E. der Neufassung des Gesetzestextes — vor allem des § 15 ABG nicht gerecht, 
obwohl nach den Motiven zur vlBG-Novelle von 1907 (vgl. Amtl. Begründung zu 
Art . I I I Ziff. 2 — ZfB 48, 205) nur eine genaue Best immung des Begriffs der absoluten 
Bauwürdigkeit bezweckt werden sollte. Mit dem Hinweis auf die Eignung zur wirt-
schaftlichen Verwertung in § 15 ABG ist zum Ausdruck gebracht, daß die Bergbehörde 
bei der P rü fung der sog. Bauwürdigkeit w i r t s c h a f t l i c h e Überlegungen anstellen 
muß. Wirtschaft l ich heißt aber lohnend (s. Isay Anm. 5), da jede wirtschaftliche Tätig-
keit in diesem Sinne auf Er t r ag gerichtet ist. Das gleiche gilt auch von der Fassung des 
Art . 17; dort ist zwar nicht von wirtschaftlicher Verwertung die Rede. In dem Wort 
„vernünftigerweise" liegt aber ebenfalls der Gedanke, daß die Frage der wirtschaftlichen 
Verwertbarkeit zu prüfen ist. Es kann u. E . daher nicht zweifelhaft sein, daß sich die 
P rü fung der Gültigkeit der Mutung auf die Frage der Möglichkeit eines wirtschaftlichen 
Abbaus erstrecken muß (so auch Kiessling-Ostern Anm.2). Boldt (ZfB 102, 296—1961) 
will die Möglichkeit der Verwendung der Mineralien im Wirtschaftsprozeß genügen lassen. 

Aus den Worten „möglich erscheint" in § 15 ABG und „die Mögl ichkei t . . . an- 6 d 
nehmen l äß t " in Art . 17 kann aber weiter geschlossen werden, daß bei dieser Prüfung 
die Person des Muters außer Betracht zu bleiben hat . Die Voraussetzungen der Bau-
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Würdigkeit sind schon dann als gegeben anzusehen, wenn mit der Möglichkeit gerechnet 
werden kann, daß i r g e n d e i n Muter das Mineral in absehbarer Zeit in wirtschaftlicher, 
d .h . lohnender, Weise zu gewinnen vermag (vgl. Isay Anm. 5, Voelkel Z fB 53, 349, 
Kiessling-Ostern Anm. 2). Dabei ist im Hinblick auf die rasch fortschreitende Gewin-
nungs- u. Verhüt tungstechnik im allgemeinen großzügig zu verfahren. Dami t scheidet 
die Überprüfung der Rentabi l i tä t automatisch aus, da sie immer nur in bezug auf einen 
bes t immten Unternehmer vorgenommen werden könnte. 

6 e Die größten Schwierigkeiten bei der Feststellung der Bauwürdigkeit ergeben sich 
im allgemeinen daraus, daß die Voraussetzungen nur für den Fundpunk t nachgewiesen 
zu werden brauchen. Eine auch nur einigermaßen sichere Prognose über die Möglich-
keit eines lohnenden Abbaus läßt sich aber nur abgeben, wenn über die Verbrei tung 
des Vorkommens Näheres bekannt ist. Diese Schwierigkeit wurde durch die Neufassung 
der Berggesetze herbeigeführt , die insofern inkonsequent war, als sie nach wie vor den 
Nachweis der Fündigkeit nur fü r den Fundpunk t verlangt, der Bergbehörde aber auf 
Grund dieser unzureichenden Unterlagen eine wirtschaftliche Bewertung vorschreibt. 
Die Behörde wird bei der Prüfung der Bauwürdigkeit davon auszugehen haben, daß die 
a m F u n d p u n k t vorhandenen Bedingungen auch über den Fundpunk t hinaus vorliegen. 

6 f Das Gesetz weist fü r die P rü fung der Bauwürdigkeit besonders auf die Menge 
und Beschaffenheit des Minerals hin. Welche M e n g e ausreicht, hängt ganz von der 
Art des gemuteten Minerals und von seiner Beschaffenheit am F u n d p u n k t ab. All-
gemeine Regeln lassen sich nicht aufstellen. Der Mutung wird jedenfalls dann nicht 
s ta t tzugeben sein, wenn das Mineral am F u n d p u n k t nur in sog. Butzen oder Nieren 
vorkommt. Ein abbauwürdiger Erzgang oder ein abbauwürdiges Flöz braucht jedoch 
nicht nachgewiesen werden, da sich der Nachweis nur auf die Verhältnisse a m Fund-
punk t erstreckt. 

6 g Das Mineral muß sich nach seiner B e s c h a f f e n h e i t fü r die bergmännische Ge-
winnung eignen. Ers te Voraussetzung ist, daß es sich um ein Mineral im Sinne von 
Art . 1 bzw. § 1 ABG handelt . Die meisten Mineralien müssen gediegen oder als Erze nach-
gewiesen werden. E r z e sind aber nicht alle Mineralien, die das entsprechende chemische 
Element enthalten, sondern nur solche Verbindungen, aus denen sich das Element 
nach dem Stand der Bergbau- und Hüt ten technik unter Zugrundelegung günstiger 
Bedingungen überhaupt gewinnen läßt . Deshalb sind z .B. Eisenverbindungen unter 
15 % Fe-Gehalt nicht als Eisenerze angesehen worden (vgl. über den Begriff Erz Anm. 10 
zu Art . 1). Diese Feststellung ist aber unabhängig von der Beschaffenheit einer Lager-
s tä t te nach Mächtigkeit, Teufe usw. Für die Überprüfung der Gültigkeit einer Mutung 
nach Art . 17 bzw. § 15 ABG kommt es darüberhinaus auch darauf an, ob die im kon-
kreten Fall nachgewiesenen Erze in wirtschaftlicher Weise gewinnbar und verwertbar 
erscheinen. Bei Eisenerzen spielt es etwa eine Rolle, ob sie kalk- oder kieselsäurehaltig 
sind. Ein Mineral kann unter Umständen noch als verwertbar angesehen werden, 
wenn es mit anderen z .B. höherprozentigen Verbindungen des gleichen Stoffes ver-
gesellschaftet vorkommt, so daß sich seine Ausbeute im Hinblick auf das hochwertige 
Mineral ausnahmsweise doch lohnt, wenn auch ein selbständiges Vorkommen dieses 
Minerals nicht verleihbar wäre ( „ S t r e c k u n g s e r z e " ) . „ G e w o h n h e i t s m ä ß i g rechnet man 
überall solche Streckungserze mit zu den Erzen im bergmännischen Sinne, sofern diese 
Erze mit absolut oder relativ im bergmännischen Sinne vollwertigen Erzen gemeinsam 
vorkommen und bei gemeinsamer Gewinnung ein Durchschni t tsprodukt gewonnen 
werden kann, das den an den Begriff Erz im bergmännischen Sinne zu stellenden An-
forderungen noch genügt. Dieser gewohnheitsmäßige Gebrauch erstreckt sich nicht 
etwa nur auf solche Streckungserze, die bei der Hereingewinnung der vollwertigen Erze 
mitgewonnen werden müssen, sondern auch darüber hinaus auf solche Erzmittel , für die 
besondere Aus- und Vorrichtungsarbeiten betrieben werden müssen" (Bay. VGH 
23.12. 1919 Nr. 40 1/17). Nicht zu den ihrer Beschaffenheit nach verleihbaren Mineralien 
gehören solche, die nur als Z u s c h l ä g e bei der Verhüt tung Verwendung finden sollen. 
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„Unter Zuschlägen werden Mineralien verstanden, welche die Verschlenkung der nicht 
metallischen Bestandteile eines Erzes erleichtern sollen." (Bay VGH a.a.O.). 

Es ist der Fall möglich, daß Mineralien im Sinne von Art. 1 bzw. § 1 ABG nicht 6H 
verliehen werden können, weil die Bauwürdigkeit nicht nachgewiesen ist. Nach Auf-
fassung von Ebel Anm. 3 und Klostermann-Thielmann Anm. 2, sollen diese Mineralien 
dem Grundeigentümer gehören. Diese Auffassung ist schon theoretisch unhaltbar, da die 
Mineralien auch ohne Nachweis der Bauwürdigkeit nach Art. 1 bzw. § 1 ABG dem Ver-
fügungsrecht des Grundeigentümers entzogen sind. Sie ist aber auch praktisch uner-
wünscht, da ja an anderer Stelle die Bauwürdigkeit nachgewiesen werden kann und im 
Falle der späteren Verleihung das Bergwerkseigentum sich auch auf diese Mineralien 
erstrecken würde. 

Im Gesetzestext nicht ausdrücklich erwähnt aber anerkanntermaßen ebenfalls 6 i 
zu berücksichtigen ist die T e u f e , in der das Mineral vorkommt. Für die Möglichkeit eines 
Abbaus spielt diese Frage neben der Mächtigkeit des Vorkommens und der Beschaffen-
heit des Minerals im physikalisch-chemischen Sinne eine entscheidende Rolle. 

Die Frage der Bauwürdigkeit ist von den G e r i c h t e n nachprüfbar, da es sich 6 k 
um keine Ermessensentscheidung handelt. Zwar setzt die Feststellung der Bauwürdigkeit 
eine besondere Fachkunde voraus, über die das Gericht nicht verfügt, so daß es auf Sachver-
ständige angewiesen ist. Die für die Entscheidung maßgeblichen Begriffe sind aber im Ge-
setz dergestalt umschrieben, daß die Behörde kein Ermessen walten lassen kann, d.h. nur 
eine Entscheidung die richtige ist. Über Rechtsmittel s. näheres bei Anm. 1 zu Art. 16. 

Das Mineral muß nicht nur vor Einlegung der Mutung entdeckt worden sein, 7 
sondern auch bei der stets erforderlichen Fundesbesichtigung nachgewiesen werden 
(RekB v. 9. 2.1894 — ZfB 35, 392). Der fehlende Nachweis kann nicht durch geologische 
Schlußfolgerungen ersetzt werden (BayVGH 2. 4. 1919 Nr. 54 1/18). 

Wenn durch weitere Aufschließungsarbeiten am Fundpunkte in der Zeit zwi- 7 a 
sehen dem Fündigwerden und der amtlichen Untersuchung ein Teil der Mineral-Lager-
stätte von ihrer natürlichen Ablagerung losgetrennt worden ist, so daß nur mehr Spuren 
davon nachgewiesen werden können, oder wenn das ganzeVorkommen abgelöst worden ist, 
so daß die Mineralstücke zwar vorgewiesen werden können, aber nicht mehr im natürlichen 
Verbände mit dem Gebirge, so kann ein Nachweis des Fundes nicht als erbracht erachtet 
werden, auch wenn es wahrscheinlich oder anzunehmen ist, daß das Mineralvorkommen 
auf seiner natürlichen Lagerstätte vor Einlegung der Mutung entdeckt worden war. 

Der Nachweis der Fündigkeit wird grundsätzlich durch Augenschein geführt 7 b 
(vgl. Anm. 5). Andere Beweismittel (Urkunden, frühere Feststellungen, Zeugen, Bohr-
tabellen) werden nur in Frage kommen, wenn der Augenschein aus irgendwelchen 
außerhalb des Willens des Muters liegenden Gründen nicht möglich ist (h.M.). Die 
verleihende Bergbehörde darf sich nicht auf den Standpunkt stellen, daß ihr nur der 
Augenscheinsbeweis genüge, sondern muß andere Beweismittel zulassen (OVG Lüne-
burg 28. 11. 1958, ZfB 100, 202). In der Beweiswürdigung ist die Bergbehörde aber frei. 

Das Oberbergamt braucht sich nicht mit dem Ergebnis der Fundesbesichtigung 7 c 
zu begnügen, sondern kann weitere Untersuchungen anschließen, insbesondere eine 
Analyse der Fundproben anordnen. Es kann auch die bereits vorliegende frühere amt-
liche Untersuchung eines Fundes zum Nachweis der Fündigkeit verwenden. 

Das Oberbergamt ist aber nicht etwa an eine auf den Fund des Muters früher 
vorgenommene Verleihung von Bergwerkseigentum, die später wieder aufgehoben 
worden ist, gebunden (Bay. VGH vom 26. 4. 1909, 24. 5. 1909, 14. 6. 1909). 

Weitere Voraussetzung einer gültigen Mutung ist die sog. Feldesfreiheit. Eine 8 
Mutung ist danach ungültig, wenn der Fundpunkt in dem Felde eines auf dasselbe 
Mineral verliehenen Bergwerks, in dem gestreckten Feld einer bevorrechtigten Mutung 
(s. Art. 26 bzw. §24 ABG bzw. Art. 47 bzw. §55 ABG) liegt oder wenn ein älteres Vorbehalts-
recht (Regal) in dem fraglichen Gebiet besteht. Der Fund darf auch nicht in einem dem 
Muter gehörigen Felde liegen (RekB v. 4. 3.1904 — ZfB 45, 235). Liegt der Fundpunkt 
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innerhalb des Schlagkreises einer älteren Mutung (vgl. Art. 29 bzw. § 27 ABG), so ist die 
Mutung nicht ohne weiteres ungültig. Ihre Gültigkeit hängt vielmehr davon ab, ob der 
bevorrechtigte Muter sein Feld so streckt, daß der Fundpunkt überdeckt wird. 

9 Durch die Bestimmung des Abs. 2 wird verhindert, daß ein Muter, der mit dem 
Feld einer älteren Mutung den Schürf- bzw. Fundpunkt eines anderen überdeckt hat, 
unter Verzicht auf den überdeckenden Feldesteil oder auf das überdeckende Feld auf 
den fremden Fund mutet. 

§ 16 A B G ist aufgehoben 
Die Vorschrift behandelte Mutungen auf Mineralvorkommen verlassener Bergwerke. 

Art. 18 bayBergG — § 17 ABG 
[Feldesstreckung] 1 

Art. 18 
(1) Der Muter hat die Lage und Größe des begehrten Feldes (Art. 29), 

letztere nach Quadratmetern, anzugeben und die einschlägigen Flurkarten 2 

in zwei Exemplaren einzureichen, auf welchen der Fundpunkt und die Feldes -
grenzen durch einen amtlich bestellten Markscheider 3 oder das Vermessungs-
a m t eingezeichnet sein müssen 4 . 

(2) Das Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr kann allgemein 
oder für einzelne Fälle gestatten, daß die Einzeichnung durch einen in einem 
deutschen Land geprüften Bergingenieur oder Markscheider erfolgt6 . 

Über die Fassung vgl. Anm. 2 a. 

Art. 18 entspricht g jy A B G 

(1) Der Muter hat die Lage und Größe des begehrten Feldes (§ 27), letztere 
nach Quadratmetern anzugeben und einen von einem konzessionierten Mark-
scheider 3 oder Feldmesser angefertigten Situationsriß in zwei Exemplaren 
einzureichen, auf welchem der Fundpunkt, die Feldesgrenzen, die zur Orien-
tierung erforderlichen Tagesgegenstände und der Meridian angegeben sein 
müssen 4 . 

(2) Der bei Anfertigung dieses Situationsrisses anzuwendende Maßstab 
wird durch das Oberbergamt festgesetzt und durch die Regierungsamts-
blätter bekanntgemacht. 

1 Durch die Einreichung der Pläne über Lage und Größe des begehrten Feldes wird 
das Feld gestreckt. Die inhaltlichen Voraussetzungen enthält Art. 29 bzw. § 27 ABG. 

Die Feldesstreckung hat Bedeutung für die Beurteilung benachbarter Mutungen 
(vgl. Art. 20 bzw. § 19 ABG). Sie bildet die Grundlage für die Entscheidung der Berg-
behörde über die Verleihung (Mot. S. 28). 
2 Flurkarten. 

2 a Die Bezeichnung Flurkarten, die im Text des bay. Berggesetzes im Gegensatz zum 
ABG berücksichtigt ist, beruht auf § 5 d. Ges. v. 3. 7. 1934 (RGBl. I S. 534) in Ver-
bindung mit Teil I I Ziff. 1 d. Erl. d. RMI vom 22. 2. 1938 Nr. V i a 4074/38 — 6833 (nicht 
veröffentlicht). 
2 b Die Flurkarten, in die das zu verleihende Bergwerk eingezeichnet ist, hießen früher 
auch in Bayern —• wie nach ABG —• Situationsrisse (vgl. Art. 19). Für die Anfertigung 
von Situationsrissen hat das Oberbergamt München eine nicht veröffentlichte Dienst-
anweisung vom 25. 10. 1951 Nr. 4829/51 h für die amtlich bestellten Markscheider 
zur Anfertigung von Situationsrissen für Mutungen, für Vereinigung und Teilung von 
Bergwerken sowie für Austausch von Feldesteilen erlassen. Danach werden Flurkarten im 
Maßstab von 1 : 5000 verlangt, die auf Leinwand aufgezogen sein müssen. Im Geltungs-
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bereich des ABG ist gem. § 17 Abs. 2 der bei Anfertigung von Situationsrissen anzuwen-
dende Maßstab durch die Oberbergämter im allgemeinen auf 1 : 1 0 000 festgesetzt worden. 
Im Bezirk des O b e r b e r g a m t s B o n n gilt jedoch für die Kreise Siegen, Olpe, Alten-
kirchen, Neuwied, sowie für Waldeck und Pyrmont der Maßstab 1 : 2000. 

In B a y e r n können die in den Berggesetzen vorgesehenen markscheiderischen 3 a 
Aufgaben von den staatlichen Vermessungsämtern, den amtlich bestelltenMarkscheidern 
(vgl. § 4 Abs. 1 VO über die Bergbehörden — Anh. B I 3) und den amtlich anerkannten 
Markscheidern (Werksmarkscheider — Art. 18 Abs. 2 i. V. m. § 4 Abs. 2 a.a.O.) wahr-
genommen werden. Im Geltungsbereich des ABG sind allein die sog. konzessionierten 
Markscheider und die öffentlich bestellten Vermessungsingenieure (früher Feldmesser) 
hierzu berufen. Werksmarkscheider, die nicht im Besitze einer staatlichen Konvession 
sind, können im ABG-~Bereich nicht anerkannt werden. Für N o r d r h e i n - W e s t f a l e n 
vgl. auch das Ges. v. 27. 7.1961 — Anh. K I 20. 

Rechtsstellung und Aufgabenbereich dieser Personen sind näher geregelt: 3 b 
Im ^BG-Bereich in der Markscheiderordnung vom 23. 3. 1923 (StRuPr StAnz. 

1924 Nr. 105 — ZfB 65, 184, geändert durch Erl. d. RuPrWM an die Pr. OBÄmter vom 
4. 2. 1936 I I I 61 (StRuPrStAnz. Nr. 79 —- ZfB 77, 22) und in Nordrhein-Westfalen 
durch §§ 8, 9. d. Ges. v. 27. 7.1961 — Anh. K I 20; 

in B a y e r n in der Markscheiderordnung des Oberbergamts vom 1. 12. 1913 i.d.F. 
vom 28. 1. 1937 mit Nachträgen vom 3. 1. 1951, 3. 12. 1951, 8. 5. 1952 und 16. 6. 1952 
(nicht veröffentlicht). 

Für öffentlich bestellte Vermessungsingenieure gilt die Berufsordnung vom 
20. 1. 1938 (RGBl. I S. 40). 

Die Grenzen des begehrten Feldes und die Lage des Fundpunktes müssen, so ge- 4 
nau es die Flurkarten zeichnerisch zulassen, festgelegt werden. Bei Funden, die durchlief -
bohrungen ermittelt wurden, ist darauf zu achten, daß sich leicht Abweichungen zwi-
schen Fundpunkt und Ansatzpunkt der Bohrung ergeben (Ebel Anm. 4). Der Fund-
punkt muß innerhalb der Grenzen des Feldes unter Beachtung der Mindest- und Höchst-
abstände des Art. 29 bzw. § 27 ABG liegen. Es genügt nicht, daß der Markscheider 
oder das Vermessungsamt (bzw. der öffentl. best. Vermessungsingenieur) die Richtigkeit 
einer durch eine andere Person erfolgte Einzeichnung des Fundpunktes oder der Feldes-
grenzen bestätigt, sondern der ganze Plan muß von den Genannten angefertigt sein. 
Der Fundpunkt muß auf Grund eigener Aufnahme an Ort und Stelle genau eingezeichnet 
sein. Eine Abweichung von dem bei der amtlichen Untersuchung vorgewiesenen Fund-
punkt darf sich nicht ergeben. Deshalb muß der Muter bei der Aufnahme genau die 
Stelle benennen, die er in der Mutung als Fundpunkt bezeichnet hat. Der Situationsriß 
muß vom Fertiger als zur Mutung gehörig bezeichnet sein, er muß die Feldesgröße 
den Tag der Fertigung und den Namen des Fertigers angeben. Angrenzende oder über-
deckte Bergwerks- oder Mutungsfelder müssen eingeschrieben sein. 

Art. 19 bayBergG — § 18 ABG 
[Einreichung der Situationsrisse] 

Art . 19 
(1) Die Angabe der Lage und Größe des Feldes, sowie die Einreichung der 

Flur karten (Art. 18) muß binnen sechs Monaten nach Einlauf der Mutung1 bei 
dem Oberbergamte2 erfolgen. 

(2) Geschieht dies nicht, so ist die Mutung von Anfang an ungültig. 
(3) Unterläßt der Muter die Einreichung der vorgeschriebenen Anzahl 

von Flurkarten, so kann das Oberbergamt 2 auf Kosten des Muters solche an-
kaufen und in sie den Situationsriß einzeichnen lassen. 

(4) Mängeln des Situationsrisses, die nicht vom Oberbergamte beseitigt 
werden (Art. 36)3, hat der Muter auf die Aufforderung des Oberbergamtes2 

binnen sechs Wochen abzuhelfen; auf Antrag des Muters kann die Frist an-
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gemessen verlängert werden. Werden die Fristen versäumt, so ist die Mutung 
von Anfang an ungültig4. 

Wegen der Fassung vgl. Anm. 2 a zu Art. 18. 
Art. 19 stimmt weitgehend mit § 18 A B G überein; statt Flurkarten heißt es 

Situationsrisse ; an die Stelle des Oberbergamts tritt das B e r g a m t in den Fällen 
des Abs. 1, 3 und für die Aufforderung zur Beseitigung der Mängel in Abs. 4. 

1 Die Frist beginnt mit dem Einlauf der Mutung, der durch das Präsentatum (Art. 15 
bzw. § 13 ABG) genau festgehalten wird. Das gilt auch dann, wenn die Mutung als 
unvollständig angesehen und eine Ergänzung nach Art. 16 Abs. 3 bzw. § 14 Abs. 2 ABG 
verfügt worden ist. 

Die Frist endet mit dem Ablauf des Tages des sechsten Monats, der in seiner Be-
zeichnung dem Tag des Einlaufs entspricht, falls dieser Tag ein gesetzlicher Feiertag 
ist, mit dem Ablauf des nächsten Tages (Art. 298 bzw. § 242 ABG i. V.m. §§ 187ff. BGB). 

Der Fristablauf wird nicht unterbrochen, wenn gegen die Ablehnung der Mutung 
aus einem anderen Grunde ein Verwaltungsstreitverfahren durchgeführt wird (RekB 
v. 22. 2. 1873, ZfB 14, 260). Die Frist kann nicht verlängert werden (RekB v. 4. 4. 1870, 
ZfB 11, 354). Befindet sich beim Oberbergamt (bzw. beim Bergamt — nach ABG) 
schon ein Situationsriß mit der Einzeichnung des Fundpunktes und der Grenzen des 
begehrten Feldes und gibt er Aufschluß über alle für die Verleihung notwendigen An-
gaben, so kann ein rechtzeitiger Hinweis die Einreichung eines neuen Situationsrisses 
ersetzen (RekB v. 22. 11. 1871 — ZfB 13, 132; OLG Kassel 29. 1. 1883 und RG 29. 9. 
1883 — ZfB 25, 392). Bis zur Einreichung der Pläne hat der Muter das Recht, sein Feld 
unter Beachtung der Vorschriften des Art. 29 bzw. § 27 ABG beliebig zu strecken. Er 
beherrscht einen sog. S c h l a g k r e i s um den Fundpunkt. Wird eine weitere Mutung auf 
dasselbe Mineral innerhalb des Schlagkreises eingelegt, so kann der erste Muter in der 
Regel sein Feld so strecken, daß die zweite Mutung ungültig wird. Mit der Einreichung 
der Pläne verliert er dieses Recht (Art. 20 Abs. 1 bzw. § 19 Abs. 1 ABG). 
2 Im ABG-Üereich beim Bergamt. 
3 Vgl. Anm. 3 zu Art. 36. 
4 Eine Heilung ist ausgeschlossen. Es muß neu gemutet werden. Auch bei Nachweis 
eines Verschuldens der Post ist keine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand möglich. 

Art. 20 bayBergG — § 19 ABG 
[Wirkung der Feldesstreckung •— Feldesschließung] 

Art . 20 
(1) Die Lage und Größe des begehrten Feldes können nur innerhalb der 

auf den Flurkarten (Art. 18) angegebenen Grenzen abgeändert werden1. 
(2) Gegen Mutungen Dritter ist das gesetzlich begehrte, auf den F lur -

karten angegebene Feld einer Mutung für die Dauer ihrer Gültigkeit ge-
schlossen2. 

(3) Diese Wirkung tr i t t mi t dem Zeitpunkte der Präsentation der Mutung 
ein3 und wird auf diesen Zeitpunkt auch dann zurückbezogen, wenn die F l u r -
karten mit Einzeichnung erst später innerhalb der i m Art . 19 vorgeschriebenen 
Fr is t eingereicht worden sind2. 

Wegen der Fassung vgl. Anm. 2a zu Art. 18. 
Art. 20 stimmt mit § 19 A B G überein; statt Flurkarten heißt es Situationsrisse. 

1 Ein einmal gestrecktes Mutungsfeld kann nur mehr verkleinert, nicht mehr er-
weitert werden. Das gilt auch dann, wenn die Frist des Art. 19 bzw. § 18 ABG noch 
nicht abgelaufen ist (Boldt Anm. 1). Der Fundpunkt muß auch bei der Verkleinerung 
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innerhalb des Feldes liegen. Art. 29 Abs. 2 bis 5 bzw. § 27 Abs. 2 bis 5 ABG finden An-
wendung. 

Liegt eineKollision mit demFelde einer anderenMutung vor, so wird die Wirkung 2 
der ordentlich erfolgten Feldesstreckung der älteren Mutung auf den Zeitpunkt ihrer 
Einlegung zurückbezogen. Das Feld ist deshalb schon von diesem Zeitpunkte ab gegen 
andere Mutungen gesperrt. Mit ihrem Mutungsfelde kann die ältere gültige Mutung die 
benachbarten Fundpunkte anderer jüngerer Mutungen überdecken und diese ungültig 
machen. Wird der Fundpunkt einer Mutung durch das Feld einer älteren gültigen 
Mutung überdeckt, so wird die erstere ungültig, auch wenn auf die ältere Mutung ver-
zichtet wird, weil das Feld dieser älteren Mutung gegen jüngere Mutungen geschlossen 
war und der Verzicht nicht rückwirkt. Wird aber die ältere Mutung wegen nicht nach-
gewiesener Fündigkeit u.dgl. von Anfang an ungültig, so wird die jüngere Mutung 
gültig, sie lebt wieder auf. 

Siehe Art. 15 bzw. § 13 ABG. 3 

Art. 21 bayBergG — § 19a ABG 
[Ausschluß des Mutungsrechts bei Verzicht und Fristversäumnis]1 

Art. 21 
(1) Wird nach oder unter Verzichtleistung2 auf eine Mutung auf den 

dieser zugrunde liegenden Fund oder auf einen anderen in demselben Bohr-
loch3 oder Schurfschacht3 aufgeschlossenen Fund desselben Minerals eine 
neue Mutung eingelegt, so beginnt für diese der Lauf der im Art. 19 Abs. 1 
bestimmten Frist mit dem Einlauf der zuerst eingelegten Mutung. Nach Ab-
lauf von sechs Monaten nach dem Einlauf der zuerst eingelegten Mutung 
kann eine neue Mutung auf denselben Fund oder auf einen in demselben Bohr-
loch3 oder Schurfschacht3 aufgeschlossenen Fund desselben Minerals nicht 
mehr eingelegt werden4. 

(2) Wird eine Mutung infolge Nichteinhaltung der im Art. 19 Abs. 1 und 4 
bestimmten Frist von Anfang an ungültig, so kann eine neue Mutung auf den-
selben Fund oder auf einen in demselben Bohrloch oder Schurfschacht auf-
geschlossenen Fund desselben Minerals nicht mehr eingelegt werden6. 

Art. 21 stimmt mit § 19 a ABG überein. 

Die Vorschrift soll verhindern, daß ein Muter, der auf Grund eines Fundes eine 1 
Mutung eingelegt hat, diese beliebig oft zurücknehmen und sofort, meist mit gleicher 
Post, auf denselben Fundpunkt neu muten kann. Auf diese Weise könnte er für jede 
Mutung ein neues Feld begehren und damit in der Umgebung liegende Schürfe oder 
Funde Dritter überdecken (Schlagkre is der Mutung vgl. Art. 20 Abs. 2 und 3 bzw. 
§19 Abs. 2 und 3 ABG). Der Muter kann zwar nach Einlegung der Mutung und nach 
Streckung des Feldes eine Mutung zurücknehmen und mit einer auf denselben Fund-
punkt eingelegten neuen Mutung ein anderes Feld begehren, allerdings nach Art. 21 
bzw. § 19a ABG nur innerhalb einer Sechsmonatsfrist, die auf die ursprüngliche Mutung 
zurückbezogen wird. 

Das Gesetz spricht von „Verzicht'' auf die Mutung. Soweit die Mutung als Gesuch 2 
um Verleihung (Art. 14 bzw. § 12 ABG) aufzufassen ist, wäre die Bezeichnung Zu-
r ü c k n a h m e treffender. Durch die den gesetzlichen Erfordernissen entsprechende 
Mutung wird aber auch ein Rechtsanspruch auf Verleihung erworben (Art. 24 bzw. § 22 
ABG). In der Zurücknahme der Mutung liegt daher gleichzeitig ein Verzicht auf die-
ses Anwartschaftsrecht (s. hierzu Anm. 1 zu Art. 24). Insoweit erscheinen beide Bezeich-
nungen zutreffend, je nachdem, von welcher Sicht aus man die Erklärung betrachtet. 
Über die förmlichen Voraussetzungen der Zurücknahmeerklärung s. Anm. 1 zu Art. 14. 
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3 Das Gesetz hat den Fall im Auge, daß mit einem Bohrloch oder Schurfschacht 
mehrere Schichten des Minerals durchteuft werden, so daß auf jede einzelne Schicht 
neu gemutet werden und somit die endgültige Feldesstreckung doch hinausgeschoben 
werden könnte. Unter Bohrlöchern sind dabei nur solche senkrechter oder wenig davon 
und nur zufällig abweichender Tiefbohrungen, nicht jedoch Löcher absichtlich schräger 
oder horizontaler Bohrungen zu verstehen. Ein Teilverzicht auf ein Gebiet, das den 
Fundpunkt nicht umschließt, ist unschädlich. 

4 Es ist gleichgültig, ob die frühere Mutung innerhalb der sechsmonatigen Frist oder 
nach Ablauf, ob vor oder nach Einreichung der Situationsreise zurückgenommen 
wurde. Die Mutung kann nach der Zurücknahme durch den ersten Muter auch nicht 
von einem Dritten auf denselben Fundpunkt erneuert werden. Der Fundpunkt ist also 
unverwertbar geworden. 

Die Beschränkung des Art. 21 Abs. 1 bzw. § 19a Abs. 1 ABG gilt nur, wenn die 
erste Mutung zurückgenommen wurde. Ist die Mutung aus einem anderen Grunde 
ungültig gewesen, so kann auf den gleichen Fund oder auf einen anderen im gleichen 
Bohrloch oder Schurfschacht aufgeschlossenen Fund auch nach Ablauf der sechs-
monatigen Frist neu gemutet werden. 

Art. 22 bayBergG — § 20 ABG 
[Mutungsübersichtskarte] 

Art. 22 
(1) Das Feld einer Mutung wird sogleich nach Einreichung der Flur-

karten (Art. 18)1 von dem Oberbergamt2 auf die Mutungsübersichtskarte3 auf-
getragen. 

(2) Die Einsicht dieser Karte ist einem jeden gestattet4 . 

Wegen der Fassung vgl. Anm. 2a zu Art. 18. 
Art. 22 entspricht § 20 A B G ; statt Flurkarten heißt es Situationsrisse, an die 

Stelle des Oberbergamts tritt das Bergamt. 

1 Gemeint sind die Flurkarten (Situationsrisse), auf denen das gestreckte Feld ein-
gezeichnet ist. 
2 Im jSG-Bereich das Bergamt. 

3 Die M u t u n g s ü b e r s i c h t s k a r t e soll jedem Interessenten jederzeit Auskunft über 
verliehene und gestreckte Felder und über die bergfreien Gebiete geben. Eine unmittelbare 
rechtliche Bedeutung kommt ihr aber nicht zu, insbesondere kein öffentlicher Glaube. 
Für die verliehenen Rechte sind die in den Verleihungsakten vorhandenen beglaubigten 
Situationsrisse (Verleihungsrisse, Grubenfeldpläne) maßgebend, aus denen die Lage des 
Rechts jederzeit verbindlich festgestellt werden kann. Beteiligte können über diese 
Pläne Auskunft erhalten (Bayern: Art. 134 AG BGB — Anh. B II 2) . Als verbindliche 
Grundlage wären die Mutungsübersichtskarten schon deshalb nicht geeignet, da sie 
im Maßstab 1 : 100000 angelegt werden, und daher leicht Irrtümer unterlaufen können. 

3 a Nach einem Er l . d. Pr. u. R W M v. 16. 11. 1937 (ZfB 78, 605), der an alle oberen 
und obersten Bergbehörden übermittelt worden ist, soll die Anfertigung von Abpausen 
oder Fotokopien der Mutungsübersichtskarte für Private unzulässig sein. Der Erlaß 
gilt indes in B a y e r n nicht, da § 39 ADOSt eine Regelung getroffen hat. Danach steht 
es im pflichtgemäßen Ermessen der Behörde, ob einem Ansuchen, Pausen oder Zeich-
nungen nach der Übersichtskarte anzufertigen, stattgegeben werden kann. 

4 Die Einsichtnahme in die Mutungsübersichtskarte ist grundsätzlich gebühren-
pflichtig (Bayern: Art. 1 des Kostengesetzes; vgl. Boldt, Anm. 2). 
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Art. 23 bayBergG — § 21 ABG 
[Versuchsarbeiten vor der Verleihung] 

Art. 23 
Versuchsarbeiten1, welche der Muter etwa noch vor der Verleihung ausführt, 

unterliegen denselben Vorschriften wie dieArbeiten desSchürfers (Art. 4 bis 13)2. 
Art. 23 stimmt mit § 21 ABG überein. Art. 4 bis 13 entsprechen §§ 3 bis 11 ABG. 
Als Versuchsarbeiten kommen Arbeiten in Frage, die bezwecken, über die Bau- 1 

Würdigkeit, den Verlauf des Minerals und die danach zweckmäßigste Art der Feldes-
streckung zu erlangen (Rauck, Anm. 1). 

Alle vor der Verleihung durchgef ührtenArbeiten werden wie Schürfarbeiten be- 2 
handelt. Es gelten also namentlich die Schürfvorschriften für die Benützung von Grund-
stücken, über bergbehördliche Aufsicht und über Bergschäden (Art. 210 bzw. § 152 ABG). 

Versuchsarbeiten, die sich auf staatsvorbehaltene Mineralien beziehen, fallen eben-
falls unter die Schürfvorschriften, solange — im ABG-ßeieich — keine Verleihung er-
folgt ist oder — in Bayern-—• keine Erlaubnis zur Gewinnung des erschürften Minerals 
erteilt wurde. Die Befugnis zur Durchführung von Versuchsarbeiten kann aber durch 
entsprechende Auflagen bei Erteilung der Aufsuchungserlaubnis eingeschränkt werden. 
Insbesondere kann die Befugnis zur Aneignung der gewonnenen Mineralien (Art. 23 
i.V.m. Art. 13) an bestimmte Bedingungen geknüpft werden. Dies ist derzeit bei allen 
Aufsuchungserlaubnissen der Fall. In der Regel werden durch das Oberbergamt sog. 
widerrufliche Gewinnungserlaubnisse erteilt, ohne die eine Gewinnung der Mineralien 
nicht rechtmäßig ist. 

D r i t t e r A b s c h n i t t 

VOM VERLEIHEN 
Ü b e r b l i c k 

Das Verleihungsverfahren beginnt mit der Einlegung der Mutung (Art. 14 bzw. 
§ 12 ABG). Die Mutung wird auf ihre formellen Voraussetzungen überprüft (Art. 15, 16 
bzw. §§ 13, 14 ABG). Anschließend werden Fündigkeit und Feldesfreiheit festgestellt 
(Art. 17 bzw. § 15 ABG). Sodann müssen innerhalb von sechs Monaten nach Einlegung 
der Mutung Situationsrisse über die Lage und Größe des begehrten Feldes eingereicht 
werden (Feldesstreckung, Art. 18 bis 21 bzw. §§ 17 bis 19a ABG). Eine Mutung, die 
diese Voraussetzungen erfüllt, nennt das Gesetz „die den gesetzlichen Erfordernissen 
entsprechende Mutung" (Art. 24 bzw. § 22 ABG). 

Erst das weitere Verfahren ist im Dritten Abschnitt geregelt. Die Feldesstreckung 
wird nach ihrer sachlichen Richtigkeit überprüft (Art. 28, 29 bzw. §§ 26, 27 ABG). 
Ferner wird ermittelt, ob die Mutung mit etwaigen Vorzugsrechten Dritter kollidiert 
(Art. 26, 27, 30 bzw. §§ 24, 25 ABG). Über die Ansprüche und Einwendungen Dritter 
findet in der Regel ein streitiges Verfahren, die sog. Schlußverhandlung, statt (Art. 31, 
32 bzw. §§ 28, 29 ABG). Daraufhin wird die eigentliche Entscheidung über die Verleihung 
gefällt (Art. 33 bis 35 bzw. §§ 30 bis 32 ABG), die Verleihungsurkunde ausgefertigt 
(Art. 36, 37 bzw. §§ 33, 34 ABG), ihre Bekanntmachung veranlaßt (Art. 38 bzw. § 35 
ABG), die Situationsrisse zur Einsichtnahme ausgelegt (Art. 39 bzw. § 37 ABG) und 
das Grundbuchamt um Eintragung des Bergwerkseigentums ersucht (Art. 40 bzw. 
Art. 23—25 Preuß. AGGBO). 

Art. 24 bayBergG — § 22 ABG 
[Anspruch auf Verleihung] 

Art . 24 
Die den gesetzlichen Erfordernissen entsprechende Mutung begründet 

einen Anspruch auf Verleihung des Bergwerkseigentums1 in dem im Art. 29 
bestimmten Felde2. 

Art. 24 stimmt mit § 22 ABG überein. 
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1 Das Gesetz gewährt dem Muter, der die gesetzlichen Erfordernisse (vgl. Überblick 
vor Art. 24) erfüllt hat , einen Rechtsanspruch auf Verleihung. Da die Verleihung von 
Bergwerkseigentum unbestr i t ten ein Hoheitsakt ist (RG 30. 5. 1927 — ZfB 69, 246), 
r ichtet sich der Anspruch gegen den Staa t als Hoheitsträger. Es handelt sich um ein 
sog. subjektives öffentliches Recht des Muters. Der Anspruch kann nur aus den im 
Berggesetz vorgesehenen Gründen abgelehnt werden, nicht aus anderen Gründen. Vor 
allem kann die Verleihung nicht deshalb versagt werden, weil aus Gründen der Gruben-
sicherheit in dem zu verleihenden Bergwerksfeld ein Betrieb nicht durchgeführt werden 
kann (Klostermann-Thielmann Anm. 1). Dieser Gesichtspunkt kann aber bei der Feldes-
streckung (Art. 29 bzw. § 27 ABG) eine Rolle spielen. Dagegen besteht kein Rechts-
anspruch auf Ertei lung einer Erlaubnis zur Aufsuchung und Gewinnung staatsvor-
behaltner Mineralien nach Art . 2. Die Erlaubniserteilung s teht im pflichtgemäßen Er-
messen der Behörde (vgl. Anm. 9 zu Art. 2). 
1 Q Mit der Erfül lung der gesetzlichen Voraussetzungen der Mutung (vgl. oben) ha t 
der Muter auch bereits eine gegenüber jedermann wirksame, privatrechtlich geschützte 
Rechtsstellung erlangt, da er gegen jeden Drit ten, der ihm ein besseres Recht entgegen-
setzt, Klage im ordentlichen Rechtsweg erheben kann (Art. 25 bzw. § 23 ABG). Da 
dieser privatrechtlichen Rechtsstellung das in der Ents tehung begriffene Bergwerks-
eigentum, das ebenfalls Pr ivatrechtscharakter h a t (RG 30. 5. 1927 — ZfB 69, 246), 
zugrundeliegt, kann man sie als A n w a r t s c h a f t bezeichnen (vgl. v. Tuhr, Allgem. Teil 
des Bürgerl. Rechts, § 9; Palandt , Einf. vor § 158 Anm. 3). 
1 b Diese Anwartschaf t ist ein Vermögensrecht. Da der gegen den Staa t gerichtete 
Verleihungsanspruch ein Vermögensrecht beinhaltet und nicht an eine best immte 
Person gebunden ist — also im Gegensatz zur Erlaubnis nach Art. 2 Abs. 2 nicht 
höchstpersönlich ist — kann er veräußert werden und geht auf die Erben über. Die Ver-
äußerung erfolgt durch formlosen Vertrag (§ 413 BGB). Sie ist der Bergbehörde gegen-
über erst wirksam, wenn sie ihr angezeigt und nachgewiesen wird. Der Anspruch kann 
gepfändet werden (§ 857 ZPO). Er fällt beim Konkurs des Muters in die Konkursmasse. 
Eine Unterbrechung des Verleihungsverfahrens t r i t t nicht ein. An Stelle des Muters 
t r i t t der Konkursverwalter (Isay Anm. 3). Der Anspruch auf Verleihung ver jähr t nach 
§ 195 BGB nach 30 Jahren (RG 7. 3. 1901 — ZfB 42, 347). Über Ausschlußfristen fü r 
die Geltendmachung vgl. Art. 34 Abs. 2 und Anm. 3 dazu. 
2 Besonderheiten galten in Nordrhein-Westfalen auf Grund des Ges. v. 25. 5. 1954 
(GS N W S. 694) für das Gebiet des ehemaligen Landes Lippe während einer Übergangs-
zeit, die inzwischen jedoch verstrichen ist. 

Art. 25 bayBergG — § 23 ABG 
[Rechtsweg] 

Art. 25 
Dieser Anspruch kann jedoch auf dem Rechtswege1 nicht gegen das zur 

Erteilung der Verleihung berufene Oberbergamt, sondern nur gegen die-
jenigen Personen verfolgt werden, weiche dem Muter die Behauptung eines 
besseren Rechts entgegensetzen2. 

Art. 25 entspricht § 2 3 A B G ; s t a t t Oberbergamt heißt es dort ver le ihende B e r g -
behörde , d . i . nach § 30, 32 ABG ebenfalls das Oberbergamt. 

1 Der Anspruch auf Verleihung (Art. 24 bzw. § 22 ABG) kann nicht gegen den Staa t 
im ordentlichen Rechtsweg verfolgt werden. Dagegen ist die Anfechtung einer die Ver-
leihung ganz oder teilweise ablehnenden Entscheidung des Oberbergamts im Verwal-
tungsrechtsweg möglich. 
2 Das Berggesetz schützt die Rechtsstellung des Muters vor der Verleihung (Anwart-
schaft, vgl. Anm. 1 zu Art. 24) auch als Privatrecht , insofern es gegen alle Personen, 
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die den Verleihungsanspruch bestreiten, im Zivilrechtswege verfolgt werden kann. Es 
kommen vor allem Klagen gegen andere Muter in Frage, die ein Mutungsvorrecht (vgl. 
Art. 26 bzw. § 24 ABG und Art. 47 bzw. § 55 ABG) geltend machen. Für Klagen aus 
Rechten, die im Verleihungsverfahren behandelt worden sind, besteht eine besondere 
Ausschlußfrist (Art. 34 Abs. 2 bzw. § 31 Abs. 2 ABG — hierzu vgl. Anm. 3 zu Art. 34). 
Andere Rechte können nach Art. 38 bzw. § 35 ABG ausgeschlossen werden. Hierzu vgl. 
Anm. 6 zu Art. 38. 

Da die Bergbehörde bei der Durchführung des VerleihungsVerfahrens auch Rechte 
Drit ter berücksichtigen muß, soweit sie bergrechtlicher Natur sind, ergibt sich die Mög-
lichkeit, daß ein und dasselbe Recht Gegenstand eines Verwaltungs- und eines Zivil-
rechtsstreites wird. Hierzu vgl. Anm. 3 zu Art. 34. 

Art. 26 bayBergG — § 24 ABG 
[Findervorrecht1] 

Art. 26 
(1) Wer auf e igenem Grund und Boden2 oder in s e i n e m eigenen Gruben-

gebäude 2 oder durch Schürfarbeiten, welche nach Vorschrift der Art. 4 bis 13 
u n t e r n o m m e n worden sind3, ein Mineral (Art. 1) auf seiner natürl ichen Ab-
lagerung entdeckt, hat a l s Finder das Vorrecht1 vor anderen nach d e m Zeit-
punkte se ines Fundes e ingelegten Mutungen. 

(2) Der Finder m u ß jedoch innerhalb zwei Wochen nach Ablauf des T a g e s 
der Entdeckung Mutung einlegen, widrigenfal ls se in Vorrecht erlischt4 . 

Art. 26 s t immt inhaltlich mit § 24 A B G überein. 

Das Berggesetz gewährt bestimmtenPersonen ein Vorrecht zu muten und durch- 1 
bricht damit den allgemeinen Grundsatz, daß die Priorität entscheidet (Art. 27 bzw. 
§ 25 ABG). In Art. 26 bzw. § 24 ABG ist das Vorrecht des Finders geregelt. Daneben 
h a t der Bergwerkseigentümer, in dessen Feld das gemutete Mineral mit dem verliehenen 
Mineral vergesellschaftet ist, nach Art. 47 bzw. § 55 ABG ein Mutungsvorrecht. 

Das F i n d e r v o r r e c h t wird nur gewissen Findern zugesprochen, nämlich dem 1 o 
Schürfer, dem Grundeigentümer und dem Bergwerkseigentümer (s. Anm. 2). Der 
Schürfer ist jedoch nur berechtigt, wenn er in der Absicht, ein Mineral vorkommen zu 
entdecken, nach den Vorschriften des Berggesetzes (Art. 4ff. bzw. § 3ff. ABG) Schürf-
arbeiten durchgeführt hat . Wird der Fund unter Verletzung dieser Vorschriften ge-
macht, so ist die auf den Fund eingelegte Mutung deshalb zwar nicht ungültig, das Vor-
recht besteht aber nicht. 

Das Finderrecht ist ein vermögenswertes Recht, das durch Einlegung der Mutung 1 b 
realisiert wird. Es ist daher auch veräußerlich und vererblich (Boldt Anm. 3). Der 
Finder kann wirksam verzichten. 

Das Gesetz gewährt ein Vorrecht auch dem Grundeigentümer, der auf eigenem 2 
Grund und Boden einen Fund macht, und dem Bergwerkseigentümer für einen Fund 
im eigenen Grubengebäude; denn diese Personen handeln bei der Aufsuchung jeden-
falls innerhalb der Grenzen ihres Rechts. Ferner würde das Fehlen der Absicht, Arbeiten 
zur Entdeckung des Minerals unternommen zu haben, oft nicht nachzuweisen sein. 
Grundstückspächter haben das Vorrecht nicht, da das Gesetz ausdrücklich von eigenem 
Grund und Boden spricht (h. M.). Über das Vorrecht von Miteigentümern siehe Wachler, 
ZfB 15, 298 (1874). Ob das Vorrecht nur dem Bergwerkseigentümer oder auch dem 
Bergwerkspächter zusteht, ist bestritten. Aus dem Wort laut „ e i g e n e s Grubengebäude" 
zieht die h.M. den Schluß, daß es nur für den Bergwerkseigentümer gilt (Klostermann-
Thiermann Anm. 2, Ebel Anm. 1, Wachler ZfB 15, 298fi. — 1874). U .E . besteht kein 
Grund, den Pächter auszuschließen, da das Gesetz nicht vom „Bergwerkseigentümer" 
spricht (ebenso Isay Anm. 4). 
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2 a Der Fund muß in einem Bau des vom bevorrechtigten Bergwerkseigentümer be-
triebenen Bergwerks auf verleihbare Mineralien gemacht worden sein; beim Grund-
eigentümerbergbau kommt nur der Grundeigentümer als Bevorrechtigter in Frage. 

Hilfsbaue gehören zu dem „eigenen Grubengebäude" (Brassert-Gottschalk Anm. 5). 
Zweifelhaft könnte sein, ob das Vorrecht auch dem Inhaber einer nach Art. 2 Abs. 2 
erteilten Erlaubnis zur Aufsuchung oder Gewinnung staatsvorbehaltener Mineralien 
zusteht. U.E. ist die Frage zu bejahen, da Art. 3 auch die Vorschriften über das Ver-
hältnis des Unternehmers zu den Mutern für anwendbar erklärt (vgl. hierzu Anm. 3 
zu Art. 3). 
3 Die Schürfarbeiten brauchen nicht auf das Mineral vorgenommen worden zu sein, 
für das er das Vorrecht geltend macht. Es kann auf jedes verleihbare noch bergfreie 
Mineral bevorrechtigt gemutet werden. Anderenfalls müßte der Schürfer bekannt-
geben, auf welches Mineral er schürft, und könnte dadurch andere ermuntern, ebenfalls 
zu schürfen. Eine Verpflichtung des Schürfers, zu erklären, nach welchen Mineralien er 
schürfe, besteht nicht (Wachler, ZfB 15, 298, 337 — 1874; Isay Anm. 2). 

4 Legen innerhalb der Frist des Abs. 2 zwei bevorrechtigte Finder Mutung ein (z. B. 
der Schürfer und der Grundeigentümer, der den Fund beobachtet hat), so ist der Zeit-
punkt des Fundes und nicht der Zeitpunkt der Mutung maßgebend (RG 19. 6. 1901 — 
ZfB 42, 480, a.A. RekB v. 30. 8. 1898 (ZfB 40, 99). 

Sind auch die Funde gleichzeitig erfolgt, so ist an beide Muter gemeinschaftlich zu 
verleihen (Art. 30). 

Art. 27 bayBergG — § 25 ABG 
[Priorität] 

Art . 27 
In allen übrigen Fällen geht die ältere Mutung der jüngeren vor1. Das 

Alter wird durch das Präsentatum bei dem Oberbergamte2 beziehungsweise 
durch das Datum der Protokollarerklärung (Art. 15) bestimmt. 

Art. 27 entspricht § 25 ABG; § 25 Satz 2 ABG lautet: 

Das Alter wird durch das Präsentatum der zur Annahme befugten Berg-
behörde (§ 12) bestimmt2 . 

1 Die danach für den Rang einer Mutung maßgebliche Priorität entspricht einem 
alten Grundsatz des deutschen Bergrechts. Durchbrechungen dieses Grundsatzes ent-
halten Art. 26 bzw. § 24 ABG (Findervorrecht) und Art. 47 bzw. § 55 ABG (Mutungs-
vorrecht des Bergwerkseigentümers für vergesellschaftete Mineralien). 

Gleichzeitig eingehende Mutungen erhalten gleichen Rang (Art. 30). 
2 Im ABG-ßereich. das B e r g a m t (außer in Baden-Württemberg). 

Art. 28 bayBergG — § 26 ABG 
[Geviertfelder] 

Art . 28 
Das Bergwerkseigentum wird für Felder verliehen, welche, soweit die 

örtlichkeit es gestattet1, von geraden Linien an der Oberfläche und von senk-
rechten Ebenen in die ewige Teufe2 begrenzt werden3. Der Flächeninhalt der 
Felder ist nach der horizontalen Projektion in Quadratmetern festzustellen4. 

Art. 28 stimmt mit § 26 ABG überein; Satz 2 ist ein selbständiger Absatz 2. 

1 Ausnahmen sind z.B. zulässig beim Angrenzen eines Feldes an die Landesgrenze, 
an Flüsse oder an schon bestehende Grubenfelder, da in diesen Fällen das Festhalten 
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II. Titel. Von d. Erwerbg. d. Bergwerkeigentums Art. 29 bayBergG — § 27 ABG 

an dem Erfordernis der geradlinigen Begrenzung zum Ausschluß von Feldesteilen führen 
würde (vgl. Mot. S. 38). 

Bergmännischer Ausdruck für Tiefe. 2 
Die Berggesetze lassen heute nur noch das sog. Geviertfeld zu. Früher wurden 3 

sog. Längenfelder verliehen. Vgl. Art. 276 und Anm. 1 hierzu. 
Da derFlächeninhalt nur nach der horizontalenPro j ektionermittelt wird, besitzt 4 

der Querschnitt des Grubenfeldes in jeder Teufe denselben Flächeninhalt (Mot. S. 38). 

Art. 29 bayBergG — § 27 ABG 
[Größe und L a g e des Feldes] 

Ar t . 29 
(1 ) Der Muter hat das Recht , 

1. für Steinkohlen1 ein Feld bis zu 8 0 0 0 0 0 0 Q u a d r a t m e t e r n 
(800 Hektaren) , 

2 . für die übrigen Mineralien ein solches bis zu 2 0 0 0 0 0 0 Q u a d r a t -
m e t e r n (200 Hektaren) 

zu verlangen 2 . 
( 2 ) Der Fundpunkt m u ß stets in das verlangte Feld eingeschlossen werden. 

Der Abstand des Fundpunktes von j e d e m Punkt der Begrenzung des Feldes 
darf bei Steinkohlenfeldern1 nicht unter 80 und nicht über 6 0 0 0 m , bei sonstigen 
Grubenfeldern nicht unter 25 und nicht über 2 0 0 0 m betragen3 . Dieser Abstand 
wird auf d e m kürzesten Wege durch das Feld gemessen 1 . 

(3 ) Freibleibende Flächen dürfen von d e m Felde nicht umschlossen werden. 
(4 ) I m übrigen darf d e m Felde jede beliebige, den Bedingungen des 

Ar t . 28 entsprechende F o r m gegeben werden, soweit diese nach der Entschei -
dung des O b e r b e r g a m t s z u m Bergwerksbetr iebe geeignet ist4 . 

( 5 ) Abweichungen von den Vorschriften über den Abstand des F u n d -
punktes und die F o r m des Feldes sind nur zulässig, wenn sie durch besondere, 
v o m Willen des Muters unabhängige U m s t ä n d e gerechtfert igt werden5 *. 

Art. 29 Abs. 1 und 2 i.d.F. des Art. I Ziff. 2 d. Ges. vom 17. 8.1918 (GVBl. S. 551). 

Art. 29 entspricht § 27 A B G . Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 haben jedoch folgende 
abweichende Fassung: 

(1 ) Der Muter hat das Recht , 
1. in den Kreisen Siegen und Olpe des Regierungsbezirkes A r n s b e r g 

und in den Kreisen Altenkirchen und Neuwied des Regierungs-
bezirkes Koblenz ein Feld bis zu 110000 Quadratmetern , 

2 . in allen übrigen Landesteilen ein Feld bis zu 2 2 0 0 0 0 0 Q u a d r a t -
m e t e r n zu verlangen2 . 

( 2 ) . . . Der Abstand des Fundpunktes von j e d e m Punkte der Begrenzung 
des Feldes darf bei 110000 Quadra tmetern (Nr . 1 ) nicht unter 25 Meter und 
nicht über 500 Meter , bei 2 2 0 0 0 0 0 Quadra tmetern (Nr . 2 ) nicht unter 100 Meter 
und nicht über 2 0 0 0 Meter b e t r a g e n 3 . . . . 

In Hessen lauten § 27 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 A B G abweichend folgendermaßen: 
(1 ) Der Muter hat das Recht , ein Feld bis zu 2 2 0 0 0 0 0 q m zu verlangen2 . 
( 2 ) . . . Der Abstand des Fundpunktes von jedem Punkt der Begrenzung 

des Feldes darf nicht unter 100 m und nicht über 2 0 0 0 m b e t r a g e n 3 . . . . 

In den ehemals bayerischen Landesteilen von R h e i n l a n d - P f alz ist die Auf- 1 
suchung und Gewinnung von Steinkohle dem Staat vorbehalten. Die Vorschriften sind 
daher dort gegenstandslos. 
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2 Die Erlaubnis zur Gewinnung staatsvorbehaltener Mineralien nach Art. 2 Abs.2 
wird im allgemeinen für Felder von 340 ha Größe erteilt. 

Die Maximalgrößen für Grubenfelder der Berggesetze sind für moderne Abbau-
methoden zu klein. Österreich erweiterte im neuen Berggesetz vom 10. 3. 1954 (ZfB 95, 
361) die zulässigen Feldesgrößen. 
3 Durch die Bestimmungen über den Abstand des Fundpunktes von jedem Punkte 
der Begrenzung wird die Längenausdehnung des Feldes beschränkt, so daß in größerer 
Entfernung liegende Schürf- bzw. Fundpunkte Dritter nicht so leicht damit überdeckt 
werden können. Außerdem ist die Möglichkeit auf einem entdeckten Mineralvorkommen 
mehrere nahe beisammenliegende Fundpunkte herzustellen und von ihnen aus mehrere 
Grubenfelder zu strecken, behindert. Nach der Bestimmung des Absatzes 2 ist in Bayern 
die größte Längenausdehnung eines Feldes für Kohle auf 12000 m, für andere Minera-
lien auf 4000 m beschränkt. Der Abstand der Fundpunkte von einander muß minde-
stens 160 m bzw. 50 m betragen. 
4 Zusätzlich zu den besonderen Erfordernissen, die Art. 29 bzw. § 27 ABG in den 
Absätzen 1 bis 3 an die Form und Größe der Felder und die Lage des Fundpunktes 
stellt, wird dem Oberbergamt in Abs. 4 noch allgemein die Befugnis eingeräumt, zu 
prüfen, ob das Feld seiner Form nach für den Bergwerksbetrieb geeignet ist. Mit dieser 
Vorschrift soll sichergestellt werden, „daß bei der Ausgestaltung des Feldes lediglich 
nach sachlichen, durch das Bedürfnis des späteren Betriebes bedingten Rücksichten 
verfahren wird." (Begründung zum ^BG-Änderungsgesetz von 1907, ZfB 48, 210). 

Es handelt sich um keine verfahrensmäßig selbständige Entscheidung des Oberberg-
amts. Gemeint ist die Entscheidung über den Verleihungsantrag (Art. 34 bzw. Art. 31̂ 4 BG). 

5 Abweichungen von den Vorschriften können wegen der Nähe von Grenzen älterer 
Grubenfelder oder Landesgrenze erforderlich werden, da sonst auch die in den ver-
bleibenden einzelnen Flächen vorkommenden Mineralien nicht gemutet werden könnten. 

6 Widerspricht eine Feldesstreckung den Erfordernissen des Art. 29 bzw. § 27 ABG, 
so ist das Feld insoweit nicht gegenüber Mutungen Dritter geschlossen. Widerspricht das 
Feld den Absätzen 2 oder 3 und ändert der Muter auch nach Beanstandung der Mängel 
seinen Antrag nicht, so ist die Mutung ungültig, es sei denn, die Voraussetzungen des 
Abs. 5 liegen vor. 

Art. 30 bayBergG 
[Gleichrangige Mutungen] 

Wenn mehrere Mutungen gleichen Rang haben1, haben die Muter, soweit die 
von ihnen begehrten Felder sich decken2, Anspruch darauf, daß ihnen das Berg-
werkseigentum in diesem Teile der Felder gemeinschaftlich verliehen wird3. 

Im A B G fehlt eine entsprechende Vorschrift. Sachlich gilt aber dort das gleiche 
(Müller-Erzbach S. 168). 

1 Gleichrangig sind zwei Mutungen mit Rücksicht auf Art. 27 bzw. § 25 ABG dann, 
wenn sie gleichzeitig (z.B. mit derselben Post) bei der für die Entgegennahme der 
Mutung zuständigen Bergbehörde (Art. 14 bzw. § 12 ABG) eingehen. Das Alter des 
Fundes spielt keine Rolle. 

2 Soweit die begehrten Felder sich nicht decken, wird die Verleihung getrennt aus-
gesprochen. Bei der Streckung der Felder muß aber Art. 29 bzw. § 27 ABG beachtet 
werden. 

3 Bei gemeinschaftlicher Verleihung entsteht (außer in Nordrhein-Westfalen) kraft 
Gesetzes eine Gewerkschaft, falls nicht ein anderes Rechtsverhältnis vereinbart wird 
(vgl. Anm. 3a zu Art. 139). 

74 
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Art. 31 bayBergG — § 28 ABG 
[Schlußverhandlung]1 

Art . 31 
(1) Ehe die Verleihung des Bergwerkseigentums erfolgt, hat der Muter 

in einem von dem Bergamt 2 anzusetzenden, ihm mindestens zwei Wochen vorher 
bekannt zu machenden Termin 3 seine Schlußerklärung über die Größe und 
Begrenzung des Feldes sowie über etwaige Einsprüche und kollidierende An-
sprüche Dritter4 abzugeben. 

(2) Auf Antrag des Muters kann der Termin verlegt, auch kann zur For t -
setzung des Verfahrens ein fernerer Termin angesetzt werden6 . 

(3) Erscheint der Muter in dem Termin nicht, so wird angenommen, der-
selbe beharre bei seinem Ansprüche auf Verleihung des Bergwerkseigentums 
in dem auf der Flurkarte (Art. 18) eingezeichneten Felde und erwarte die Ent -
scheidung des Oberbergamtes über seinen Anspruch sowie über die etwaigen 
Einsprüche und Ansprüche Dritter6 . 

Wegen der Fassung vgl. Anm. 2 a zu Art. 18. 
Art. 31 entspricht § 28 A B G ; Abs. 1 lautet abweichend: 
(1) Sobald die Sachlage es gestattet, hat die Bergbehörde 2 einen dem 

Muter mindestens vierzehn Tage vorher bekanntzumachenden Termin 3 anzu-
setzen, in welchem dieser seine Schlußerklärung über die Größe und Be-
grenzung des Feldes sowie über etwaige Einsprüche und kollidierende An-
sprüche Dritter abzugeben hat . 

Eine Art.31 Abs. 2 entsprechende Vorschrift enthält § 28ABG nicht mehr (vgl. Anm. 5). 
Art. 31 Abs. 3 stimmt mit § 2 8 Abs.2überein; statt Flurkarte heißt es Situationsrisse. 

In Hessen hat § 28 Abs. 2 A B G folgende Fassung: 
(2) Erscheint der Muter i m Termin nicht, so wird angenommen, daß er 

seinen Anspruch auf Verleihung des Bergwerkseigentums in dem auf dem 
Situationsriß (§ 17) angegebenen Felde aufrechterhält. 

In der Regel findet vor der Entscheidung des Oberbergamts über die Verleihung 1 
eine sog. Schlußverhandlung (Schlußtermin) statt. Dem Muter soll Gelegenheit ge-
geben werden, sich abschließend sowohl über die Größe und Begrenzung des begehrten 
Feldes als auch über etwaige Kollisionen mit den Rechten anderer Muter oder anderer 
Bergwerkseigentümer zu äußern. 

Eine Mutung kann jedoch auch ohne Schlußverhandlung abgewiesen werden, 1 G 
wenn sie wegen Verstoßes gegen Art. 16 oder 17 bzw. §§ 14 oder 15 ABG den „gesetz-
lichen Erfordernissen" nicht entspricht und daher von Anfang an ungültig ist (RekB 
v. 15. 2. 1866 — ZfB 7, 391 — und v. 3. 8. 1893 — ZfB 34, 533; Boldt Anm. 2, Eskens 
ZfB 49, 135 — 1908, Isay Anm. 2, Klostermann-Thielmann Anm. 1, Müller-Erzbach, 
S. 177; abw. BayVGH 20. 9. 1909 Nr. 154 111/09). In diesen Fällen hätte eine Schluß-
verhandlung keinen Zweck, da sie keine weitere Klärung des Sachverhalts bringen 
könnte. Auch besteht nach Art. 24 bzw. § 22 ABG kein Verleihungsanspruch. Es fehlt 
also an der verfahrensmäßigen Grundlage für eine Schlußverhandlung. 

Dem Schlußtermin kommt rechtlicheBedeutung insofern zu,,,als Ansprüche oder 1 b 
Einsprüche gegen die Verleihung" nachträglich im Verleihungsverfahren selbst nicht 
mehr erhoben werden können. Das Oberbergamt darf sie nicht mehr berücksichtigen 
(Isay Anm. 2). Die Zivilklage aus Art. 34 bzw. § 31 ABG kann auf sie nicht gestützt 
werden. Die Verleihung erfolgt ohne Rücksicht auf sie, den übergangenen Dritten 
bleibt die Zivilklage aus Art. 38 bzw. § 35 ABG (RG 3. 1. 1900, RGZ 45, 257). Über den 
Verwaltungsrechtsweg s. Anm. 3 zu Art. 34. 

Die Schlußverhandlung wird, obwohl das Verleihungsverfahren in den Händen 2 
des Oberbergamts liegt, wegen des leichteren Verkehrs mit den Beteiligten vom Bergamt ab-
gehalten. Das Bergamt handelt als Beauftragter desOberbergamts. ÜberdieDurchführung 
der Schlußverhandlung vgl. § 24 Dienstanweisung für die bayer. Bergämter v. 19. 4. 1960: 

75 



Art. 32 bayBergG — § 29 ABG Berggesetz 

§ 2 4 
(1) Auf Ersuchen des Oberbergamtes hat das Bergamt gemäß Art. 31 des Berggesetzes Ter-

min zur Schlußverhandlung anzuberaumen. Zu dem Termin sind außer dem Muter die in Art. 23 
des Berggesetzes genannten Personen zu laden. 

(2) In dem Termin ist zunächst der Muter zur Abgabe einer Erklärung über Größe und Be-
grenzung des begehrten Feldes zu veranlassen. Das Bergamt hat zu prüfen, ob die Angaben den 
Erfordernissen der Art. 20, 28 und 29 des Berggesetzes entsprechen. 

(3) Anschließend sind die übrigen Beteiligten über die Anträge des Muters zu hören; Ein-
sprüche oder entgegenstehende Rechte Dritter sind zwischen den Beteiligten zu erörtern. Das 
Bergamt hat, soweit zulässig, auf eine gütliche Einigung hinzuwirken. 

(4) Der Muter ist aufzufordern, sich auch zu Einsprüchen oder entgegenstehenden Rechten 
Dritter, die trotz Ladung nicht erschienen sind, zu erklären. 

(5) Über die Verhandlung hat das Bergamt eine Niederschrift aufzunehmen (§ 20 DA). Diese 
ist mit allen Unterlagen unverzüglich dem Oberbergamt vorzulegen. 

3 W e n n Dr i t t e n icht beteiligt sind, k a n n von der Fr is t zur Vor ladung mi t Zust im-
m u n g des Muters abgesehen werden (Isay Anm. 3, Klos te rmann-Thie lmann A n m . 1). 
Die L a d u n g erfolgt zweckmäßig durch Pos tzus te l lungsurkunde. 
h Gegenstand der Schlußverhandlung sind grundsätzl ich nu r E inwendungen und 
kollidierende Ansprüche Dr i t t e r b e r g r e c h t l i c h e r Na tu r . Pr ivat recht l iche E i n w e n d u n -
gen die sich n icht aus dem Bergrecht ableiten (z.B. aus Verträgen) , h a t da s B e r g a m t nach 
der Rech t sprechung zum ABG ausnahmslos auf den ordent l ichen Rechtsweg zu v e r -
weisen (RekB v. 14. 8. 1902 — Z f B 44, 160). 
4 a I n B a y e r n berücksicht igen die allgemeinen Verwal tungsbehörden allerdings auch 
im öffentl ich-rechtl ichen Ver fahren sog. l iquide Einwendungen , d . s . im Pr iva t r ech t 
wurzelnde Einwendungen , die der Behörde zweifelsfrei (etwa durch rechtskräf t iges 
Ur te i l oder Grundbuchauszug) nachgewiesen sind oder v o m Antragstel ler n ich t be-
s t r i t t en werden (vgl. B a y V G H 16. 12. 1952 Nr . 112 I S. 1, Bundesbaub l a t t 1953 S. 419). 
Die Behörde darf danach einem im öffentl ichen Rech t wurzelnden Anspruch n i c h t 
s ta t tgeben , wenn dadurch in das p r iva te Rech t eines Dr i t t en in einer Weise einge-
griffen würde, die er n ich t zu dulden verpf l ichtet ist. Dieser allgemeine Grundsa tz des 
bayerischen Verwal tungsrechts m u ß auch im Bergrecht Anwendung finden und von der 
verleihenden Bergbehörde berücksicht igt werden. Das Be rgamt h a t also l iquide E i n -
wendungen pr iva t recht l icher N a t u r entgegenzunehmen. 

5 Das B e r g a m t ist n icht verpfl ichtet , den Ant rägen des Muters auf Verlegung oder 
Ver t ragung der Schlußverhandlung s ta t t zugeben , wenn der Muter keinen hinreichenden 
Grund vorbr ingt . E s ist n ich t klargestell t , ob auch beteil igte Dr i t t e die Ver tagung eines 
Termins oder eine Terminver legung bean t ragen können. Auf dem Boden des ABG, das 
die dem Ar t . 31 Abs. 2 entsprechende Vorschr i f t aufgehoben ha t , u m Verzögerungen zu 
vermeiden, s t eh t m a n auf dem S t a n d p u n k t , daß die Behörde aus wichtigen G r ü n d e n 
eine Verlegung oder Ver tagung anordnen k a n n (vgl. Begründung zum Änderungsges.v. 
1907 bei Klos te rmann-Thie lmann Vorbem.) . Die betei l igten Dr i t t en können auch in 
Bayern entsprechende Gründe vor t ragen. 
6 E s s t eh t dem Muter frei, auch nach Abha l tung der Schlußverhandlung noch auf die 
M u t u n g oder auf Teile des Feldes zu verzichten. 

Art. 32 bayBergG — § 29 ABG 
[Ladung der Beteiligten] 

Art. 32 
Zu dem Termin ( Art. 31) werden 
1. diejenigen Muter, deren Rechte vermöge der Lage ihrer Fundpunkte 

oder Felder mit dem begehrten Felde bereits kollidieren oder doch in 
Kollision geraten können, 

2. die Vertreter der durch das begehrte Feld ganz oder teilweise über-
deckten und der benachbarten Bergwerke1 
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zur Wahrnehmung ihrer Rechte mit dem Eröffnen vorgeladen2 , daß im Falle 
ihres Ausbleibens das Oberbergamt lediglich nach Lage der Verhandlungen 
entscheiden werde.3 

Art. 32 stimmt mit § 29 A B G überein. 
Zu laden sind nicht nur die Vertreter der Eigentümer, der nach dem Berggesetz 1 

verliehenen Grubenfelder (Repräsentanten von Gewerkschaften etc.), sondern auch der 
alten durch das Berggesetz aufrechterhaltenen Bergbauberechtigungen (vgl. Art. 281 
bzw. § 222 ABG). Die früher geübte Praxis des Bayer. Oberbergamts, die Vertreter der 
a l t e n Bergbauberechtigungen nicht zuzuziehen, ist mit Recht aufgegeben worden. Es 
sind auch die Vertreter von Berechtigungen auf andere Mineralien als das gemutete 
zu laden. Zweifelhaft ist, ob auch die Inhaber von Erlaubnissen zur Gewinnung staats-
vorbehaltener Mineralien auf Grund von Art. 2 Abs. 2 zuzuziehen sind. U. E. ist die 
Frage zu bejahen, da auch den Erlaubnisträgern ein Mutungsvorrecht nach Art. 47 zu-
steht (vgl. Anm. 2 a zu Art. 47). 

Dagegen besteht kein Zwang, die G r u n d e i g e n t ü m e r zu laden; selbst dann 1 a 
nicht, wenn sie Bergbau betreiben. Ein Mutungsvorrecht steht ihnen nicht zu. Ihre Rechte 
werden also durch die bevorstehende Verleihung nicht berührt. Etwaige Schwierig-
keiten des Abbaus durch den künftigen Bergwerkseigentümer, die im Hinblick auf den 
bestehenden Grundeigentümerbergbau auftreten können, müssen im Verleihungsver-
fahren außer Betracht bleiben, da sie rein sicherheitlichen Charakter tragen und es sich 
bei der Wahrung der Rechte nach Art. 32 bzw. § 29 ABG nur um die Überprüfung der 
Gewinnungsberechtigungen handelt. Das Bergamt soll aber in besonderen Fällen aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit auch Grundeigentümer, die Bergbau treiben zuziehen. 
(Vgl. hierzu Erlaß des preußischen Ministers für öffentliche Arbeiten v. 27. 5. 1882 — 
ZfB 24, 16.) Durch die Beteiligung dieser Bergbautreibenden können möglicherweise 
später auftauchende Kollisionen beigelegt werden. Vgl. Näheres Anm. zu Art. 49. 

Im Bereich des ABG erscheint die Ladung von Grundeigentümern im Hinblick 1 b 
auf die Anfechtungsmöglichkeit nach § 38a geboten (vgl. Motive zu § 38a ABG, ZfB 78, 
159, und Reuß-Grotefeind-Dapprich Anm. 1). 

Ladung. Die in Art. 31 bzw. § 28 A BG für die Ladung des Muters vorgesehene 2 
Frist von zwei Wochen ist für die Ladung der Beteiligten nach Art. 32 bzw. § 29 A BG nicht 
vorgeschrieben. Die Vorladung soll aber stets so frühzeitig erfolgen, daß sich die Geladenen 
noch über den Gegenstand der Verhandlung unterrichten und über ihr Verhalten schlüssig 
werden können. Für die Ladung ist keine besondere Form vorgeschrieben. Sie wird 
zweckmäßig mittels Postzustellungsurkunde oder eingeschriebenen Brief durchgeführt. 

Entstehen durch die Zuziehung Beteiligter besondere Kosten, so müssen sie die Betei-
ligten tragen, da ihre Zuziehung im eigenen Interesse liegt ( B a y e r n : Art. 2 Abs. 2 KG). 

Ist die Ladung eines Beteiligten zu Unrecht unterblieben, so hat dies nicht die 
Unwirksamkeit des Verleihungsverfahrens zur Folge (Müller-Erzbach S. 178). Es ist 
auch zulässig, einen Beteiligten noch nachträglich vorzuladen. 

Die Beteiligten können eine Abschrift der Niederschrift über die Schlußverhandlung 
gegen Ersatz der Schreibauslagen verlangen, jedoch keine Abschriften der Pläne und 
sonstigen Unterlagen. 

Vgl. Anm. 1 zu Art. 31. 3 

Art. 33 bayBergG — § 30 ABG 
[Verleihung nach Antrag] 

Art . 33 
Liegen Einsprüche und Kollisionen mi t den Rechten Dritter nicht vor und 

findet sich auch sonst gegen die Anträge des Muters gesetzlich nichts zu er -
innern1, so fertigt das Oberbergamt ohne weiteres die Verleihungsurkunde aus2 . 

Art. 33 stimmt wörtlich mit § 30 A B G überein. 
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1 Das Oberbergamt muß den Verleihungsantrag auf alle Einwendungen Dri t ter gegen 
die Verleihung sowie auf etwaige Widersprüche mit Rechten Dri t ter prüfen, auch wenn 
Kollisionen nicht geltend gemacht werden, ehe es die Verleihungsurkunde ausfert igt . 

Außerdem ha t das Oberbergamt das Vorliegen aller gesetzlicher Voraussetzungen 
festzustellen. Das Oberbergamt darf die Verleihung nicht von anderen als den im Berg-
gesetz vorgesehenen Erfordernissen abhängig machen (vgl. hierzu Anm. 1 zu Art . 24 
und Anm. 1 zu Art. 34). Vor der Verleihung muß das Oberbergamt die Verleihungsge-
bühr anfordern (Art. 16 Abs. 4 bzw. § 14 Abs. 3 ABG). 

I m Geltungsbereich des ABG bedarf der Erwerb von Bergwerkseigentum durch aus-
ländische juristische Personen nach § 1 des Gesetzes v. 23. 6. 1909 (GS S. 619) der 
Genehmigung der Landesregierungen (früher des Königs). Die Genehmigung muß vor 
der Verleihung dem Oberbergamt vorgelegt werden. 

2 a Falls keine Einwendungen Dri t ter vorliegen, keine Widersprüche mit Rechten 
Dri t te r festgestellt werden und auch sonst der Verleihungsantrag allen gesetzlichen 
Erfordernissen entspricht, fert igt das Oberbergamt o h n e w e i t e r e s die Verleihungs-
urkunde aus. In allen anderen Fällen bedarf es eines besonderen den Beteiligten zuzu-
stellenden Beschlusses ( Art. 34 bzw. § 31 ABG). 

Wenn bei der Bergbehörde ein Kollegium gebildet ist (vgl. Anm. 5d zu Art. 247), be-
darf es in diesem Fall auch keines Kollegialbeschlusses. 

2 b Der I n h a l t der Verleihungsurkunde ist in Art. 37 bzw. § 34 ABG geregelt. 

2 c Die Verleihung ist ein Hoheitsakt , der erst mit der Kundbarmachung wirksam wird. 
Das Bergwerkseigentum e n t s t e h t daher noch nicht mit der Ausfertigung der 

Urkunde durch die Behörde, sondern mit der Aushändigung oder Zustellung der 
Urkunde an den Beliehenen (vgl. KG 22. 2. 1906 — ZfB 47, 459). Bis zu diesem Zeit-
punk t ist die Verleihung ein behördeninterner Vorgang ohne Außenwirkung. Die nach-
folgende Eint ragung im Bergwerksgrundbuch ha t nur deklaratorische Bedeutung 
(hierüber s. Anm. 2 a zu Art . 40). 

2 d Die Verleihung ist gebührenpflichtig. In Bayern bestehen derzeit noch keine beson-
deren Tarife fü r Verleihungen. Vorgesehen ist ein Rahmen zwischen 300 und 3000 DM. 

2 e Die Verleihung ist von Drit ten, die eine Rechtsverletzung geltend machen, mit den 
gewöhnlichen Rechtsbehelfen nach der Verwaltungsgerichtsordnung anfechtbar 
(vgl. Anm. 3 zu Art. 34). Auch der Grundeigentümer, der geltend macht , daß ein seinem 
Verfügungsrecht unterliegendes Mineral zu Unrecht verliehen worden sei, kann den Ver-
waltungsrechtsweg beschreiten (vgl. auch § 38a ABG). 

2 f Offensichtliche U n r i c h t i g k e i t e n in der Verleihungsurkunde, über die Einver-
ständnis aller Beteiligten besteht, können von Amts wegen berichtigt werden (RekB 
v. 11. 7. 1895, ZfB 37, 247). Einem I r r t u m über die Voraussetzungen der Verleihung 
kann nur auf Grund eines verwaltungsgerichtlichen Urteils oder einer abweichenden 
feststellenden Entscheidung des ordentlichen Gerichts nach Art . 38 bzw. § 35 ABG 
durch Berichtigung Rechnung getragen werden. Für eine Klage vor den ordentlichen 
Gerichten zur Feststellung der Unrichtigkeit der Verleihungsurkunde gilt die Aus-
schlußfrist des Art . 38 Abs. 2 bzw. § 35 Abs. 2 ABG nicht (Isay Anm. 2 zu § 32). 

Zweifelhaft erscheint, ob die Bergbehörde eine auf Täuschung beruhende Ver-
leihung rückgängig machen kann. U. E. ist die Frage zu bejahen, solange noch nicht 
gutgläubige Dri t te Rechte an dem Bergwerkseigentum erworben haben. 
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XI. Titel. Vond. Erwerbg. d. Bergwerkeigentums Art. 34 bayBergG — § 31 ABG 

Art. 34 bayBergG — § 31 ABG 
[Entscheidung über Hindernisse] 

Art. 34 
(1) Liegen Einsprüche und Kollisionen mi t den Rechten Dritter vor oder 

kann aus anderen gesetzlichen Gründen1 den Anträgen des Muters gar nicht 
oder nicht in ihrem ganzen Umfange entsprochen werden, so entscheidet das 
Oberbergamt über die Erteilung oder Versagung der Verleihung durch einen 
Beschluß2 , welcher dem Muter und den beteiligten Dritten in Ausfertigung zu-
gestellt wird2 . 

(2) Einsprüche, welche in diesem Verfahren abgewiesen, ingleichen An-
sprüche, welche, ohne angemeldet worden zu sein, hierbei nicht anerkannt 
wurden, müssen, insoferne sie auf Privatrechtsverhältnissen beruhen, binnen 
drei Monaten vom Tage der Zustellung der rechtskräftigen Entscheidung an 
bei Vermeidung des Ausschlusses durch gerichtliche Klage verfolgt werden3. 

(3) Die in dem Verleihungsverfahren durch unbegründete Einsprüche 
entstehenden Kosten hat der Widersprechende zu tragen4 . 

Art. 34 Abs. 1 stimmt mit § 31 Abs. 1 A B G überein; 

Art. 34 Abs. 2 entspricht § 31 Abs. 2 und 3 A B G : 
(2) Einsprüche und Ansprüche, welche durch den Beschluß des Oberberg-

a m t s abgewiesen werden, müssen, insofern wegen derselben der Rechtsweg 
zulässig ist, binnen drei Monaten, vom Ablaufe des Tage an, an welchem der 
Beschluß beziehungsweise der Rekursbescheid (§191) zugestellt ist, durch gerichtliche 
Klage verfolgt werden3 . 

(3) Wer von dieser F r i s t keinen Gebrauch macht , ist seines etwaigen 
Rechts verlustig. 

Art. 34 Abs. 3 stimmt mit § 31 Abs. 4 A B G überein. 

Liegen die Voraussetzungen des Art. 33 bzw. § 30 A BG nicht vor, d.h. ist die Ver- 1 
leihung irgendwie streitig, so muß vor der Ausfertigung der Verleihungsurkunde ein 
förmlicher Beschluß erlassen werden. Erst nach Rechtskraft dieses Beschlusses und 
zweckmäßigerweise auch erst nach Ablauf der Ausschlußfrist für die Klage vor dem 
ordentlichen Gericht (Art. 34 Abs. 2 bzw. § 31 Abs. 2 ABG) fertigt das Oberbergamt die 
Verleihungsurkunde aus ( Art. 35 bzw. § 32 ABG). 

Das Gesetz verlangt in allen streitigen Fällen vor der eigentlichen Verleihung einen 
Beschluß, damit die Einsprüche Dritter gegen die Verleihung möglichst schon vor der 
Bergbehörde ausgetragen werden. Ferner soll das Bergwerkseigentum erst entstehen, 
wenn die Entscheidung des Oberbergamts über den Verleihungsantrag unanfechtbar 
geworden und über etwaige privatrechtliche Ansprüche gegen die Verleihung durch die 
ordentlichen Gerichte entschieden ist. Dieses Verfahren stellt allerdings nicht sicher, 
daß ein einmal verliehenes Bergwerkseigentum unantastbar bestehen bleibt; denn 
Einwendungen Dritter, die das Oberbergamt nicht erörtert hat, werden durch Art. 34 
Abs. 2 bzw. § 31 Abs. 2 ABG nicht ausgeschlossen. Sie können auch noch nach der Ver-
leihung innerhalb der Frist des Art. 38 bzw. § 35 ABG im Klagewege verfolgt werden. 
Vgl. Anm. 6 zu Art. 38. 

Der Beschluß ergeht als eine förmliche Entscheidung des Oberbergamts, die mit 2 
Gründen versehen sein muß. Bei Oberbergämtern mit Kollegialprinzip (vgl. Anm. 5d 
zu Art. 247) muß der Beschluß vom Kollegium gefaßt werden. 

Der Beschluß muß den Beteiligten zugestellt werden, widrigenfalls die Frist des 
Abs. 2 nicht in Lauf gesetzt wird. Der Beschluß wird mit der Zustellung wirksam. 
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2 a Inha l t des Beschlusses bildet die Entscheidung über den Verleihungsanspruch 
(Art. 24 bzw. § 22 ABG). Dem Antrag des Muters kann ganz oder teilweise stat tgegeben 
oder er kann abgewiesen werden. Falls ein Findervorrecht (Art. 26 bzw. § 24 ABG) 
oder ein Mutungsvorrecht ( Art . 47 bzw. § 55 ABG) geltend gemacht wurde, ist auch 
hierüber in dem Beschluß zu entscheiden. Eine gesonderte Entscheidung über die Vor-
aussetzungen des Vorrechts ist zwar nicht ausgeschlossen, erscheint aber nicht zweck-
mäßig. (Vgl. hierzu auch Anm. 5 b zu Art . 47). 

2 b Das Oberbergamt ha t alle geltend gemachten bergrechtlichen Einwendungen und 
Ansprüche Dri t ter zu behandeln und über alle Widersprüche mit Rechten Dri t ter nach 
dem Berggesetz, die ihm bekannt geworden sind, zu entscheiden. Privatrechtl iche Ein-
wendungen n i c h t bergrechtlicher Na tu r dürfen nur dann berücksichtigt werden, wenn sie 
liquid (zweifelsfrei) sind (vgl. Anm. 4 a zu Art . 31). Als privatrechtliche Einwendungen 
nicht bergrechtlicher Natur kommen etwa Streitigkeiten aus Abmachungen zwischen 
dem Muter und einem mit Schürfarbeiten Beauft ragten in Frage. 

Der Beschluß muß sich mi t den behandelten Einwendungen und Widersprüchen 
in den Gründen befassen, auch wenn sie nicht anerkannt wurden. Ferner muß den be-
treffenden Personen eine Beschlußanfertigung zugestellt werden, auch wenn sie nicht 
geladen waren oder im Verhandlungstermin nicht erschienen sind (vgl. Kammer der 
Abgeordneten, Ber. 1899/1900 Bd. I I S. 812). Andernfalls t r i t t die Ausschlußwirkung des 
Art. 34 Abs. 2 bzw. § 31 Abs. 3 ABG nicht ein. 

3 Rechtsbehelfe 
3 a a) R e c h t s b e h e l f e i m a l l g e m e i n e n 

Die Rechtsbehelfe gegen Entscheidungen im Verleihungsverfahren sind infolge 
ihrer Doppelgleisigkeit umständlich und praktisch unbefriedigend geregelt. Dies ergibt 
sich daraus, daß die Entscheidungen der Bergbehörde einerseits mit den ordentlichen 
Rechtsbehelfen der Verwaltungsgerichtsordnung andererseits aber auch vor den ordent-
lichen Gerichten mit Klage gegen einen Dri t ten, der ein besseres Recht entgegenstellen 
will, angefochten werden können. 

Die Zweigleisigkeit widerspricht nicht der Verwaltungsgerichtsordnung, weil die 
Zuweisung öffentlich-rechtlicher Streitigkeiten an die Zivilgerichte nach wie vor zulässig 
ist (§ 40 VwGO). Der Landesgesetzgeber ha t auch nicht den Verwaltungsrechtsweg 
ausgeschlossen, was an sich möglich wäre, denn die Berggesetze sahen schon vor der 
E inführung der verwaltungsgerichtlichen Generalklausel eine doppelte Anfechtungs-
möglichkeit vor. So konnten gewisse Entscheidungen in Bayern mit der Beschwerde 
zum Verwaltungsgerichtshof, in Preußen mi t der Beschwerde zum Bergausschuß 
und nachfolgend mit Revision zum Oberverwaltungsgericht angefochten werden. I m 
übrigen bestand die Möglichkeit der Beschwerde (des Rekurses) an das übergeordnete 
Ministerium. 

Die Zweigleisigkeit ist vor allem deshalb so unbefriedigend, weil mehrere Gerichte 
mit derselben Rechtsfrage befaßt werden können, ferner aber auch weil die im Interesse 
der Rechtsbeständigkeit des einmal ents tandenen Bergwerkseigentums für die Klagen 
vor den ordentlichen Gerichten geschaffenen Ausschlußfristen nach Art . 34 Abs. 2 
und Art . 38 Abs. 2 bzw. § 31 Abs. 2 und § 35 Abs. 2 ABG fü r die Rechtsmittel nach der 
Verwaltungsgerichtsordnung nicht gelten. 

Eine Vereinheitlichung der Anfechtungsmöglichkeit wäre im Interesse einer 
Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens dringend erwünscht. 

Abs. 2 enthäl t keine allgemeine Regelung der Rechtsbehelfe gegen den Beschluß 
des Oberbergamts nach Abs. 1. E r sieht lediglich fü r die nach anderen Vorschriften 
(z. B. Art . 25 bzw. § 23 ABG) vorgesehene Klage vor den ordentlichen Gerichten unter 
gewissen Voraussetzungen eine Ausschlußfrist von drei Monaten ab Zustellung der 
Beschlußausfertigung vor. 
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b) R e c h t s b e h e l f e des M u t e r s (oder seines Rechtsnachfolgers): 3 b 
Der Muter hat gegen die gänzliche oder teilweise Versagung der Verleihung folgende 

Rechtsbehelfe: 

1. Die ordentlichen Rechtsbehelfe des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens 3 b 1 
nach der VwGO (Widerspruch, Anfechtungsklage). Die Anfechtungsklage ist beim Ver-
waltungsgericht der belegenen Sache einzureichen (§ 52 Ziff. 1 VwGO). Sie kann so-
wohl darauf gestützt werden, daß ein vom Oberbergamt angenommenes gesetzliche 
Hindernis der Verleihung nicht vorliege (z. B. die Fündigkeit entgegen der Annahme 
des Oberbergamtes gegeben sei) als auch darauf, daß ein vermeintliches besseres 
Recht eines Dritten (Muters, Bergwerkseigentümers, Grundeigentümers) nicht bestehe. 
Kommt das Gericht zur Aufhebung des Beschlusses, so kann es bei Spruchreife auf 
Antrag auch entscheiden, daß die Verleihung auszusprechen ist (§§ 42,113 Abs. 4 VwGO). 

2. Statt oder neben der Durchführung des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens 3 b 2 
kann der Muter die sog. V e r l e i h u n g s k l a g e (Art. 25 bzw. § 23 ABG) vor dem 
Gericht der belegenen Sache erheben (RG 14. 4. 1888, ZfB 29, 401 und h.M.; abw. 
Isay Anm. 7 zu § 23, Bassert-Gottschalk Anm. 5 zu § 23, Klostermann-Thielmann 
Anm. 2 zu § 23). 

Die Verleihungsklage kann nur darauf gestützt werden, daß ein vermeintliches 
besseres Recht eines Dritten nicht bestehe. Sie ist gegen den Dritten zu richten, dessen 
besseres Recht bestritten wird. Die Klage ist nach Art. 34 Abs. 2 bzw. § 31 Abs. 2 ABG 
nur innerhalb einer Ausschlußfrist von 3 Monaten ab Zustellung des Beschlusses an den 
Muter zulässig. Wird der Beschluß im verwaltungsgerichtlichen Verfahren angefochten, 
so beginnt die Frist erst mit der Zustellung des Widerspruchsbescheides bzw. einer 
abschließenden gerichtlichen Entscheidung zu laufen (vgl. Isay Anm. 10). Der Muter 
kann aber auch in diesem Fall schon ab Zustellung des Beschlusses die Klage erheben. 
Vor dem Wirksamwerden des Beschlusses, also während des Verleihungsverfahrens 
ist die Klage nicht zulässig. 

Wird der Beschluß im Verwaltungsrechtsweg angefochten und gleichzeitig Ver-
leihungsklage erhoben, so kann dieselbe Frage, z .B. ob ein Mutungsvorrecht eines 
Dritten besteht, Gegenstand zweier gerichtlicher Verfahren sein. Der Einwand der 
Rechtshängigkeit, der an sich auch zwischen der ordentlichen Gerichtsbarkeit und der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit möglich ist (§ 90 VwGO), kann hier nicht zum Zuge kommen, 
weil die Anfechtungsklage gegen den Staat oder die Behörde, die Verleihungsklage aber 
den Dritten zu richten ist, also verschiedene Streitgegenstände vorliegen. 

Das ordentliche Gericht kann jedoch nach § 148 ZPO das Verfahren bis zur Rechts-
kraft des Verwaltungsrechtsstreits aussetzen, da u. U. im Falle einer Aufhebung des 
Beschlusses das Rechtsschutzinteresse an der Verleihungsklage fehlt und diese daher 
insoweit vom Ausgang des Verwaltungsrechtsstreits abhängig ist. Umgekehrt kann auch 
das Verwaltungsgericht den Rechtsstreit aussetzen, wenn die Mutung nur wegen eines 
Rechts eines Dritten abgewiesen wurde, das bereits Gegenstand eines Verfahrens vor 
den ordentlichen Gerichten bildet (§ 94 VwGO). Auf diesem Wege können die theoretisch 
möglichen von einander abweichenden Entscheidungen der beteiligten Gerichte ver-
mieden werden. 

Die Frist des Art. 34 Abs. 2 bzw. § 31 Abs. 2 ABG wird nur dann in Lauf gesetzt, 
wenn die Zurückweisung der Mutung wegen des Rechts eines Dritten erfolgt. Ist die 
Mutung aus einem anderen Grund z.B. mangels Fündigwerden abgewiesen worden, so 
kann der Muter seinen vermeintlichen Verleihungsanspruch auch noch später gegen einen 
Dritten geltend machen (RG 7. 3. /13. 4. 1901, RGZ 49, 214 — ZfB 42, 347, s.a. PrOTr. 
4. 6. 1875, ZfB 16, 509 teilw. abw. Isay Anm. 10). 

Durch Abs. 2 ist auch ein Klage nicht ausgeschlossen, mit der ein vom Oberberg-
amt zurückgewiesener Anspruch in einem a n d e r e n Verfahren geltend gemacht werden 
soll. So kann der mit seinem Verleihungsanspruch zurückgewiesene Muter sein Recht 
wieder verfolgen, wenn ein anderer das Feld begehrt; solange das Feld nicht verliehen 
wurde und daher die Frist für die Widerspruchsklage (Art. 38 bzw. § 35 ABG) nicht 
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verstrichen ist, bleibt der Verleihungsanspruch, nur der dreißigjährigen Verjährung 
unterworfen. 

Das bayer. Berggesetz und das ABG weichen insofern voneinander ab, als nach dem 
bayer. Berggesetz die Ausschlußfrist für alle Einsprüche und Ansprüche Dritter gelten 
soll, die in dem Verfahren abgewiesen oder „ohne angemeldet worden zu sein, hierbei 
nicht anerkannt wurden", während das ABG nur Ansprüche erwähnt, die „durch den 
Beschluß des Oberbergamtes abgewiesen werden". 

Ein sachlicher Unterschied besteht aber nicht, da auch nach ABG alle Ansprüche 
der Ausschlußfrist unterworfen sind, die vom Oberbergamt im Verleihungsverfahren 
berücksichtigt wurden, wenn den betroffenen Dritten der Beschluß zugestellt worden ist. 

Wenn gleichzeitig mit der Zurückweisung einer Mutung dem konkurrierenden 
Antrag eines anderen Muters stattgegeben wird, so muß der abgewiesene Muter auch 
die Frist des Art. 38 bzw. § 35 ABG innehalten, da er dann neben der Verleihungsklage 
auch Widerspruchsklage erheben muß, wenn er mit seinem Recht noch durchdringen 
will (RG 3. 1. 1900 RGZ 45, 257 — ZfB 41, 223). 

Erstreitet der Muter auf die Verleihungsklage hin ein obsiegendes Urteil, so ist das 
Oberbergamt in analoger Anwendung von Art. 38 Abs. 3 bzw. § 35 Abs. 4 ABG ver-
pflichtet, seinen, wenn auch formell unanfechtbar gewordenen Beschluß, zu ändern und 
die Verleihung auszusprechen, falls ihr nicht sonstige Hindernisse entgegenstehen. Ist 
die Verleihungsurkunde für den unterlegenen Beklagten bereits ausgefertigt worden, so 
muß das Oberbergamt sie im Nachhinein aufheben. Über die Rechtswirkungen dieser 
Aufhebung vgl. Anm. 7 zu Art. 38. 

3 c c) R e c h t s b e h e l f e D r i t t e r 

Gegen einen die Verleihung aussprechenden Beschluß können sich beteiligte Dritte 
und Grundeigentümer wenden: 

3 c 1 i Dritte, die ein besseres Recht auf die Mutung geltend machen (z.B. Finder, 
Bergwerkseigentümer) können entweder den V e r w a l t u n g s r e c h t s w e g (Widerspruch, 
Anfechtungsklage) beschreiten, indem sie geltend machen, durch den Beschluß des 
Oberbergamts in ihren Rechten verletzt zu sein. Dieses Recht kann aber nicht daraus 
hergeleitet werden, daß die Mutung nicht den gesetzlichen Erfordernissen entsprochen 
habe, z.B. nicht fündig geworden sei. Nur wenn geltend gemacht wird, daß durch die 
Verleihung ein Recht des Dritten verletzt werde, ist die Klage zulässig (§ 42 Abs. 2 
VwGO). Zuständig für die Anfechtungsklage ist das Verwaltungsgericht der be-
legenen Sache (§52 VwGO). 

Dritte können auch die sog. E i n s p r u c h s k l a g e vor dem ordentlichen Gericht 
der belegenen Sache gegen den Muter erheben. Diese Klage ist an eine Ausschlußfrist von 
3 Monaten ab Zustellung des Beschlusses gebunden, falls das Oberbergamt über das 
vermeintliche Recht des Dritten, wenn auch ohne sein ausdrückliches Vorbringen, ent-
schieden hat. Die Einspruchsklage kann vor allem auf ein Finder- oder Mutungsvorrecht 
nach Art. 26, 47 bzw. §§ 24, 55 ABG gestützt werden. Über weitere Klagegründe vgl. 
I say Anm. 13. 

Ergeht auf die Einspruchsklage hin ein obsiegendes Urteil, so kann die Verleihungs-
urkunde vom Oberbergamt nicht ausgefertigt werden. Ist sie bereits ausgestellt, so muß 
sie nachträglich wieder aufgehoben werden. Über die Wirkung einer nachträglichen Auf-
hebung vgl. Anm. 7 zu Art. 38. 

Über den Lauf der Ausschlußfrist vgl. oben unter b). Die Ausschlußfrist wirkt nicht 
gegenüber einem Dritten, über dessen Rechte in dem Beschluß nicht entschieden wurde. 
Er kann noch nach Art. 38 bzw. § 35 ABG vorgehen. 

Über die Möglichkeit der Aufhebung des Bergwerkseigentums durch die Bergg-
behörde nach § 38a ABG siehe Anm. l d zu Art. 38. 
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Art. 35 bayBergG — § 32 ABG 
[Verleihung nach Beseit igung von Hindernissen] 

Art. 35 
Sind die der Verleihung entgegenstehenden Hindernisse durch rechts-

kräftige Entscheidung nach Art. 34 oder durch Richterspruch beseitigt1 , so 
fertigt das Oberbergamt die Verleihungsurkunde aus2. 

Art. 35 entspricht 
§ 3 2 ABG 

Sind die der Verleihung entgegenstehenden Hindernisse (§ 31) durch die 
Entscheidung der Bergbehörde oder durch Richterspruch beseitigt1 , so fertigt 
das Oberbergamt die Verleihungsurkunde aus2. 

Hat das Oberbergamt nach Art. 34 dem Verleihungsantrag ganz oder teilweise 1 
stattgegeben, so darf die Verleihungsurkunde doch erst nach Rechtskraft dieses Be-
schlusses ausgefertigt und dem Muter ausgehändigt oder zugestellt werden. Auch im 
Geltungsbereich des ABG muß die Entscheidung rechtskräftig sein, obwohl § 32 hierüber 
(im Gegensatz zu Art. 35) keine ausdrückliche Bestimmung enthält. Dies ergibt sich 
aber aus dem Sinn der Vorschrift. 

Da der Beschluß nach Art. 34 bzw. § 31 ABG von einem Dritten durch Einspruchs-
klage vor den ordentlichen Gerichten angefochten werden kann, wird das Oberbergamt 
mit der Ausfertigung der Verleihungsurkunde bis zum Ablauf der Dreimonatsfrist des 
Art. 34 Abs. 2 bzw. § 31 Abs. 2 ABG und falls die Klage erhoben wird, bis zur Rechts-
kraf t oder Vollstreckbarkeit eines Urteils warten. 

Eine Pflicht des Oberbergamtes nachzuforschen, ob vor dem ordentlichen Gericht 
Klage erhoben wurde, besteht an sich nicht; die Anfrage ist aber zweckmäßig und auch 
leicht durchführbar, weil das Gericht der belegenen Sache ausschließlich zuständig ist 
(RG 14. 4. 1888 — ZfB 29, 401, 404; vgl. hierzu Lindig, ZfB 8, 549). 

Das Bergwerkseigentum entsteht wie in den Fällen des Art. 33 (§ 30 ABG) erst 2 
mit derübermittlungderVerleihungsurkundeandenMuter (vgl.KG22.2.1906,ZfB47,459). 

Die nachfolgende Eintragung im Grundbuch hat nur deklaratorische Bedeutung 
(vgl. Art. 40). 

Über Irrtümer vgl. Anm. 2 zu Art. 33. 
Über die Anfechtung der Verleihung durch den Grundeigentümer s. Anm. 3 c zu 

Art. 34. 
Bezüglich der Möglichkeiten, eine Verleihung zu widerrufen, vgl. Anm. 1 zu Art. 38. 
Über die Aufhebung von Bergwerkseigentum durch das Oberbergamt nach § 38 a 

ABG siehe Anm. l d zu Art. 38. 
Über die Verleihungsgebühr vgl. Anm. 2 zu Art. 33. 

Art. 36 bayBergG — § 33 ABG 
[Verleihungspläne] 

Art. 36 
(1) Bei Ausfertigung der Verleihungsur künde werden die beiden E x e m -

plare der m i t der Einzeichnung des Situationsrisses versehenen Flurkarte 
von dem Oberbergamte beglaubigt1 , erforderlichenfalls aber vorher berichtigt2 

und vervollständigt2 . 
(2) Das eine Exemplar hiervon erhält der Bergwerkseigentümer, das 

andere wird bei dem Oberbergamte aufbewahrt9 , welches das verliehene Feld 
in die Mutungsübersichtskarte einzutragen hat4. 

Wegen der Fassung vgl. Anm. 2 a zu Art. 18. 
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Art. 36 entspricht 
§ 33 ABG 

(1) Bei Ausfertigung der Verleihungsurkunde werden die beiden E x e m -
plare des Situationsrisses (§ 17) von dem Oberbergamte beglaubigt1, erfor-
derlichenfalls aber vorher berichtigt2 und vervollständigt2. 

(2) Das eine Exemplar des Risses erhält der Berg Werkseigentümer, das 
andere wird bei der Bergbehörde aufbewahrt3. 

In Hessen hat § 33 Abs. 1 ABG folgende abweichende Fassung: 
(1) Bei Ausfertigung der Verleihungsurkunde werden die beiden Stücke 

des Situationsrisses (§ 17) von dem Oberbergamt beglaubigt1. 

1 Die vom Oberbergamt beglaubigten beiden Ausfertigungen des Verleihungsplanes 
sind allein maßgeblich für die Größe und Lage des Feldes, nicht etwa die nicht zwingend 
vorgeschriebene Vermessung in der Natur (vgl. Anm. 1 zu Art. 42). Die Eintragung des 
Bergwerksfeldes in die Mutungsübersichtskarte hat nur deklaratorische Bedeutung 
(vgl. Anm. 4). 

2 Berichtigungen können sich durch das Verleihungsverfahren ergeben. Sie können 
sich insbesondere beziehen auf den Namen des Beliehenen, etwa bei einer Veräußerung 
der Anwartschaft aus der Mutung während des Verleihungsverfahrens (vgl. Anm. 1 zu 
Art. 24), auf die Bezeichnung des Minerals in dem Plan, falls der Nachweis der Fündigkeit 
auf eines von mehreren Mineralien nicht erbracht wurde, auf die Größenangabe des 
Feldes, auf den Grenzverlauf, so wenn das Feld nur in einem beschränkteren Umfang 
verliehen wurde. 

Vervollständigungen können durch die Einzeichnung der Grenzen anschließender 
oder benachbarter Bergwerksfelder notwendig werden. 
3 Die Erstausfertigung der Verleihungsurkunde, die üblicherweise mit der Erstaus-
fertigung des Verleihungsplanes (Unikat) fest verbunden wird, erhält der Bergwerks-
eigentümer (Muter), die Zweitausfertigung (Duplikat) verbleibt beim Oberbergamt. 

4 In Bayern wird die Mutungsübersichtskarte beim Oberbergamt geführt; die Berg-
ämter besitzen Duplikate für ihren Amtsbezirk. Im Gr-Bereich ist es umgekehrt ge-
regelt. Über die Bedeutung der Eintragungen in die Mutungsübersichtskarte siehe 
Anm. 3 zu Art. 22. 

Art. 37 bayBergG — § 34 ABG 
[Inhalt der Verleihungsurkunde] 

Art . 37 
Die Verleihungsurkunde muß1 enthalten: 
1. den Namen, Stand und Wohnort des Berechtigten, 
2. den Namen des Bergwerkes, 
3. den Flächeninhalt und die Begrenzung des Feldes unter Verweisung auf 

die Flur karte (Art. 36 )2, 
4. den Namen der Gemeinde, des Landkreises3 und Regierungsbezirkes, in 

welchem das verliehene Feld liegt, 
5. die Benennung des Minerals oder der Mineralien, auf welche das Berg-

werkseigentum verliehen wird, 
6. Datum der Urkunde, 
7. Siegel und Unterschrift des Oberbergamtes. 
Wegen der Fassung vgl. Anm. 2 a zu Art. 18. 
Art. 37 entspricht § 34 ABG, in Ziff . 3 heißt es statt Flurkarte S i t u a t i o n s r i ß ; 

ferner lautet Ziff . 4 abweichend: 
4. den Namen der Gemeinde, des Kreises, des Regierungs- und Oberberg-

amtsbezirks, in welchem das Feld liegt, . . . 
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Das Fehlen eines Bestandteils der Urkunde hat in der Regel ihre Nichtigkeit zur 1 
Folge. Lassen sich fehlende oder mangelhafte Angaben aus der Urkunde selbst ergänzen, 
so kann der Mangel geheilt sein (Boldt Anm. 1). Jedoch muß die Urkunde oder der Ver-
leihungsplan selbst für die Ergänzung genügen; aus den Akten kann der Inhalt nicht 
ergänzt werden, weil diese nicht Bestandteile der Urkunde sind (teilweise abw. Boldt, 
a.a.O.). Berichtigungen der Urkunde sind durch das Oberbergamt bei offensichtlichen 
Irrtümern zulässig. Andernfalls muß gegen die Verleihung im Klagewege vorgegangen 
werden (vgl. Anm. 2 zu Art. 35). 

Die Urkunde braucht keine Grenzbeschreibung zu enthalten. Es genügt, wenn in 2 
eindeutigerWeise auf denVerleihungsplan, derBestandteil derUrkunde ist,verwiesen wird. 

Maßgebend für die Größe und Lage des Bergwerks sind die Einzeichnungen in dem 
Verleihungsplan. 

Die Bayerische Bereinigte Sammlung hat den ursprünglichen Text „Polizei- 3 
bezirk" in „Landkreis" umgeändert. Das dürfte ein Redaktionsversehen sein, da auch 
die Stadtkreise anzugeben sind. 

Art. 38 bayBergG — §§ 35, 36 ABG 
[Bekanntmachung, Widerspruchsklage] 1 

A r t . 38 
(1) Die Verleihungsurkunde ist binnen einem Monat 2 nach der Ausfertigung 3 

durch den Bayer ischen Staatsanzeiger 4 unter Verweisung auf die Vorschriften 
dieses und des folgenden Artikels 5 zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. 

(2 ) Muter , welche auf das in der Bekanntmachung bezeichnete Feld oder 
auf Teile desselben ein Vorzugsrecht geltend m a c h e n wollen, haben dieses 
Recht , insofern über dasselbe nicht bereits in dem Verleihungsverfahren v e r -
handelt und rechtskräft ig (Art . 34 ) entschieden worden ist, bei Vermeidung des 
Ausschlusses binnen drei Monaten v o m Ablaufe des Tages , an welchem der die 
B e k a n n t m a c h u n g enthaltende Staatsanzeiger 4 ausgegeben worden ist, d u r c h 
gerichtliche Klage gegen den B e r g w e r k s e i g e n t ü m e r zu verfolgen6 . 

( 3 ) Wird das Vorzugsrecht des Widersprechenden durch R i c h t e r s p r u c h 
anerkannt , so hat das O b e r b e r g a m t die Verleihungsurkunde je nach L a g e des 
Falles gänzlich aufzuheben oder anzuändern 7 . 

Fassung der Bek. v. 14. 11. 1922 (GVBl. S. 655) 

Art. 38 entspricht 
§ 35 A B G 

(1) Die Verleihungsur künde ist binnen sechs Wochen nach der Ausferti -
gung durch das A m t s b l a t t der Regierung, in deren Bezirk das B e r g w e r k liegt, 
unter Verweisung auf diesen und den folgenden P a r a g r a p h e n zur öffentlichen 
Kenntnis zu bringen. 

(2 ) Muter , welche auf das in der B e k a n n t m a c h u n g bezeichnete Feld oder 
auf Teile desselben ein Vorzugsrecht zu haben glauben, können dieses Recht , 
insofern über dasselbe nicht bereits in d e m Verleihungsverfahren verhandelt 
und in dem Beschlüsse des O b e r b e r g a m t s (§ 31 ) entschieden worden ist, noch 
binnen drei Monaten v o m Ablaufe des Tages , an welchem das die Bekannt -
m a c h u n g enthaltende A m t s b l a t t ausgegeben worden ist, durch gerichtliche 
Klage gegen den B e r g w e r k s e i g e n t ü m e r verfolgen6 . 

(3 ) W e r von dieser F r i s t keinen Gebrauch m a c h t , ist seines etwaigen Vor-
zugsrechts verlustig. 

(4) Wird das Vorzugsrecht des Widersprechenden durch Richterspruch 
anerkannt, so hat das O b e r b e r g a m t die Verleihungsur künde je nach L a g e des 
Falles gänzlich aufzuheben oder abzuändern 7 . 

In Hessen erfolgt die Bekanntmachung im S taatsanzeiger . 
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Im ABG folgt noch 
§ 36 A B G 

(1) Der § 35 findet auch auf solche Bergwerkseigentümer Anwendung, 
welche nach § 55 ein Vorzugsrecht auf die in der publizierten Verleihungs-
urkunde bezeichneten Mineralien zu haben glauben, insofern dieses Recht 
nach § 55 nicht schon erloschen, auch über dasselbe nicht bereits in dem Ver-
leihungsverfahren verhandelt und in dem Beschlüsse des Oberbergamts (§ 31) 
entschieden worden ist®3'". 

(2) I m übrigen werden die Rechte des verliehenen Berg Werkseigentums 
durch die Aufforderung und Präklusion des § 35 nicht betroffen. 

Eine entsprechende Bestimmung enthält das bayer. Berggesetz nicht. 
In Hessen entfällt § 36 Abs. 2. 

1 Schon Art. 34 bzw. § 31 ABG verfolgt das Ziel, möglichst während des Verleihungs-
verfahren alle Einwendungen Dritter zu erledigen. Auch Art. 38 bzw. § 35 ABG dient 
diesem Zweck. Durch die Bekanntmachungspflicht und den ausdrücklichen Hinweis auf 
den Ausschluß etwaiger Vorzugsrechte soll sichergestellt werden, daß alle Muter von 
der Verleihung unterrichtet werden und ihre etwaigen Vorrechte innerhalb der Aus-
schlußfrist von drei Monaten seit der Veröffentlichung durch sog. W i d e r s p r u c h s -
k l a g e vor dem ordentlichen Gericht geltend machen. 

1 Q Nach Ablauf der Ausschlußfrist kann die Verleihung auch vor den ordentlichen 
Gerichten nicht mehr angefochten werden, selbst wenn der zur Widerspruchsklage 
Berechtigte von der Bekanntmachung keine Kenntnis erlangt hat (RG 27. 2. 1904, 
RGZ 57, 149 — BayVGH 20. 9. 1909 Nr. 154 I I I 08). 

1 b Eine Anfechtung der Verleihung im V e r w a l t u n g s r e c h t s w e g ist für die im 
Verleihungsverfahren Beteiligten (vgl. Anm. 2 b zu Art. 34), nachdem der Beschluß nach 
Art. 34 bzw. § 31 ABG unanfechtbar geworden ist, ausgeschlossen. War ein Betroffener 
nicht zum Verleihungsverfahren zugezogen worden, so kann er die Verleihung auch 
noch nach der Bekanntmachung innerhalb der Anfechtungsfristen der Verwaltungs-
gerichtsordnung anfechten. Erst mit Ablauf dieser Fristen wird die Verleihung auch 
im Verwaltungsrechtsweg unanfechtbar. Erlangt der Betroffene von der Verleihung 
keine Kenntnis, so läuft diese Frist aber nicht, da das Berggesetz für das verwaltungs-
gerichtliche Verfahren keine Ausschlußfristen kennt. Die Bergbehörden müssen im 
Interesse der Rechtssicherheit daher darauf bedacht sein, möglichst alle Personen, die 
durch die Verleihung in ihren Rechten berührt werden können, schon bei dem Ver-
fahren selbst zuzuziehen. Bei einer Reform müßte diese Zweigleisigkeit des Verfahrens 
unbedingt beseitigt und für den zulässigen Rechtsbehelf eine einheitliche Ausschluß-
frist vorgesehen werden. 

1 C Die Anfechtungsklage kann nur auf die Verletzung von Rechten gestützt werden, 
die nicht schon auf Grund von Art. 38 Abs. 2 bzw. § 35 Abs. 3 ABG ausgeschlossen sind. 

Die Bergbehörde selbst kann das verliehene Bergwerkseigentum nur in den Fällen 
der Art. 214ff. bzw. §§ 156ff. ABG aufheben (RekB v. 6. 2. 1874 ZfB 15, 286 und v. 
10. 11. 1874 ZfB 15, 533, RekB v. 11. 7. 1895 ZfB 37, 243); vgl. aber Anm. Id. 

1 d Eine Ausnahme gilt im ^4SG-Bereich für den Fall des § 38 a. Hiernach kann das 
Oberbergamt auf fristgebundenen Antrag des Grundeigentümers oder von Amts wegen 
ein Bergwerkseigentum aufheben, wenn festgestellt wird, daß ein Mineral verliehen 
wurde, das dem Verfügungsrecht des Grundeigentümers unterliegt (vgl. Anm. 3 c zu 
Art. 34). 

Es ist streitig, ob darüberhinaus die Bergbehörde auch in anderen Fällen, z. B. bei 
Täuschung durch den Muter, die Verleihung rückgängig machen kann. Nach allge-
meinen Grundsätzen des Verwaltungsrechts können begünstigte Verwaltungsakte, die 
erschlichen sind, widerrufen werden. Problematisch ist jedoch, ob dies noch möglich ist, 
wenn gutgläubige Dritte an dem einmal entstandenen Bergwerkseigentum Rechte er-
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langt haben. Da diese Personen die Täuschungshandlung nicht entgegengesetzt werden 
kann, müssen ihre Rechte gewahrt bleiben. Der Widerruf kann also in diesen Fällen 
nicht rückwirkend ausgesprochen werden. 

Nach ABG beträgt die Frist 6 Wochen. 2 
Die Frist beginnt entgegen dem Wortlaut nicht mit der Ausfertigung, sondern 3 

erst mit der Übermittlung der Urkunde an den Bergwerkseigentümer. 
Die Ausschreibung erfolgte ursprünglich auch in Bayern in den Kreisamts- 4 

blättern der Regierungen wie nach ABG. Die Kreisamtsblätter der Regierungen r .d. Rh. 
wurden mit Bek. v. 14. 11. 1922 (GVB1. S. 655) mit Wirkung vom 1. 1. 1923 und das 
Kreisamtsblatt der Regierung der Pfalz mit Bek. v. 22. 12. 1924 (GVB1. S. 248) mit 
Wirkung vom 1. 1. 1925 aufgehoben. An ihre Stelle ist der Bayer. Staatsanzeiger ge-
treten. Im Geltungsbereich des ABG werden die Verleihungen durch das Amtsblatt der 
Regierung in deren Bezirk das Bergwerksfeld liegt, veröffentlicht. 

In H e s s e n erfolgt die Bekanntmachung im Staatsanzeiger. 

Die Bestimmung, daß die Bekanntmachung auch einen Hinweis auf den folgen- 5 
den Artikel des bayer. Berggesetzes enthalten müsse, dürf te ein Redaktionsversehen 
des Gesetzgebers sein. Im ABG folgt nämlich auf § 35, der dem Art. 38 entspricht, der 
von der Widerspruchsklage des Bergwerkseigentümers handelnde § 36. Eine diesem 
Paragraphen entsprechende Bestimmung enthält das bayerische Berggesetz aber 
nicht. A. A. ist Rauck, Anm. 2, der einen Hinweis auf Art. 38 und 39 für richtig hält. 

Art. 38 Abs. 2 bzw. § 35 Abs. 2 ABG regelt die sog. Widerspruchsklage 6 

Das Klagerecht steht nur den Mutern, die ein Vorzugsrecht gegenüber der Ver- 6 a 
leihung geltend machen, also nicht anderen Personen zu. Der Kläger muß selbst Mutung 
auf das verliehene Mineral eingelegt haben. Ein Vorzugsrecht kann aus Art. 26 bzw. 
§ 24 ABG (Findervorrecht) oder aus Art. 47 bzw. § 55 ABG (Mutungsvorrecht des Berg-
werkseigentümers bei vergesellschafteten Mineralien) abgeleitet werden (abw. Rauck 
Anm. 2, der für den Fall des Art. 47 die Regelung des Art. 38 nicht für anwendbar hält). 
Früher bestanden auch noch Vorrechte von Standesherren, die als Vorzugsrecht in 
diesem Sinne galten (vgl. RG 3. 1. 1900, RGZ 45, 257 — ZfB 41, 223). Privatrechtliche 
Vorrechte nicht bergrechtlicher Natur (z.B. aus Verträgen) berechtigen nicht zur 
Widerspruchsklage. 

Die Mutung muß vor Abschluß des Verleihungsverfahrens eingelegt worden sein. 6 b 
Mutungen, die erst innerhalb der Dreimonatsfrist des Art. 38 bzw. § 35 ABG eingelegt 
wurden, berechtigen nicht zur Widerspruchsklage. Die Vorrechtsmutung nach Art. 47 
bzw. § 55 ABG muß außerdem innerhalb eines Monats bzw. 4 Wochen (nach ABG) ein-
gelegt werden. 

Die Widerspruchsklage ist nur zulässig, wenn über den bevorrechtigten Verlei- 6 c 
hungsanspruch nicht schon im Verleihungsverfahren nach Art. 34 bzw. § 31 ABG ent-
schieden wurde. Ist dieser Anspruch zwar Gegenstand des Verfahrens gewesen, wurde 
aber über ihn in dem Beschluß des Oberbergamts nicht entschieden, so kann er noch 
durch Widerspruchsklage geltend gemacht werden (RG 3. 1. 1900, RGZ 45, 275 — 
ZfB 41, 223). 

Eine Entscheidung, die im Verleihungsverfahren ergangen ist, schließt die Gel- 6 d 
tendmachung des Vorrechts nur in dem laufenden Verfahren aus, nicht bei neuen Mu-
tungen (RG a.a.O.). 

Die Widerspruchsklage ist im dinglichen Gerichtsstand (§ 24 ZPO) zu erheben. 6 e 
Sie ist ihrer Natur nach eine Feststellungsklage, da ein Urteil feststellt, daß dem Kläger 
sein geltend gemachtes Vorrecht zusteht oder nicht zusteht. Isay vertritt die Auffas-
sung, daß für diese Klage die Dispositionsmaxime nicht gilt, also z.B. kein Anerkennt-
nisurteil erlassen werden kann. (Isay Anm. 10 zu § 35 und Anm. 10 zu § 23.) Dem ist 
beizupflichten, da das Oberbergamt nicht durch eine Entscheidung gebunden werden 
kann, die unter Umgehung der bergrechtlichen Vorschriften getroffen wurde. 
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6 f Das ABG regelt in § 36 Abs. 1 noch ausdrücklich, daß die Widerspruchsklage auch 
für den Bergwerkseigentümer gilt, der nach § 35 (entspricht Art. 47) ein M u t u n g s -
v o r r e c h t geltend macht. Die Vorschrift ist u.E. überflüssig, da er als bevorrechtigter 
Muter ohnehin unter Art. 38 bzw. § 35 ABG fällt (vgl. oben). 

In § 36 Abs. 2 ABG wird ferner noch festgestellt, daß bereits verliehenes Bergwerks-
eigentum durch die Ausschlußfrist des § 35 Abs. 2 (entspricht Art. 38 Abs. 2) nicht be-
troffen wird. Auch diese Frage ist nach dem bayerischen Berggesetz trotz des Fehlens 
einer entsprechenden Bestimmung ebenso zu beurteilen. Denn Art. 38 Abs. 2 bzw. § 35 
Abs. 2 ABG regelt nur die Anfechtung der Entstehung von Bergwerkseigentum, nicht 
die inhaltliche Reichweite gegenüber bereits bestehenden Rechten Dritter. Der Inhaber 
des älteren Bergwerkseigentums hat daher auf Grund seines ausschließlichen Auf-
suchungs- und Gewinnungsrechts (Art. 46 bzw. § 54 ABG) einen Unterlassungsanspruch 
(Art. 45 Abs. 2 bzw. § 50 Abs. 3 ABG) nach § 1004 BGB gegen jeden Störer. Dieser 
Anspruch unterliegt der allgemeinen (dreißigjährigen) Verjährung des BGB. Der U m -
f a n g des neuen Bergwerkseigentums kann also bestritten werden, nur nicht die Ent-
stehung als solche. 

6 g Anderen Personen als Mutern steht die Widerspruchsklage nicht zu. Gegen sie 
wirkt auch nicht die Ausschlußfrist des Art. 38 Abs. 2 bzw. § 35 Abs. 3 ABG. Hat das 
Oberbergamt jedoch im Verleihungsverfahren über solche Rechte Dritter nach Art. 34 
bzw. § 31 ABG entschieden, so können diese wegen der Ausschluß Wirkung des Art. 34 
Abs. 2 bzw. § 31 Abs. 3 ABG das Bergwerkseigentum nicht mehr anfechten. Das gleiche 
gilt von Grundeigentümern, die das Mineral als ihrem Verfügungsrecht unterliegend 
ansehen (bestr. s. Anm. 3 c zu Art. 34). 

7 W i r k u n g e n e iner e r f o l g r e i c h e n W i d e r s p r u c h s k l a g e . 

7 a Hat der Muter ganz oder teilweise obsiegt, so ist damit nicht automatisch das 
Bergwerkseigentum aufgehoben; denn das Urteil wirkt unmittelbar nur zwischen den 
Streitparteien oder ihren Rechtsnachfolgern. 

Das Oberbergamt ist aber nach Art. 38 Abs. 3 bzw. § 35 Abs. 4 ABG verpflichtet, 
die Verleihungsurkunde aufzuheben oder entsprechend zu ändern. 

Diese Aufhebung oder Abänderung wirkt zurück auf den Zeitpunkt der Ent-
stehung des Bergwerkseigentums (anders im Falle des § 38a ABG), Die Vorrechts-
mutung, der stattgegeben wird, fällt damit ins Bergfreie, da die durch die Streckung 
des Feldes der nachträglich abgewiesenen Mutung bewirkte Feldesschließung als nicht 
wirksam anzusehen ist. 

7 b Sehr bestritten ist die Wirkung der Aufhebung oder Abänderung auf bereits von 
Dritten erworbene R e c h t e am Bergwerk. Eine Auffassung nimmt an, daß gutgläubige 
Dritte nach §§ 892 BGB, 325 ZPO geschützt seien, ihnen gegenüber das Bergwerks-
eigentum also unverändert (und zwar auch hinsichtlich der Größe des Feldes) fort-
bestehe. Der Widerspruchskläger könnte sich nur durch Eintragung einer Vormerkung 
zur Sicherung seines Vorrechts gegen den gutgläubigen Erwerb schützen (Isay Anm. 12, 
Arndt, Anm. 1 und 3 zu § 31, bei teilweiser Aufhebung auch Klostermann-Thielmann, 
Anm. 6 zu § 35). U.E. sind jedoch die Vorschriften über den gutgläubigen Erwerb hier 
nicht anwendbar, da die Aufhebung auf Grund einer Widerspruchsklage noch mit der 
Entstehung des Bergwerkseigentums zusammenhängt und im Rahmen des Verleihungs-
verfahrens die Interessen der Muter den Interessen Dritter unbedingt vorgehen. Wer 
innerhalb der Anfechtungsfrist ein Recht an einem Bergwerkseigentum erwirbt, läuft 
Gefahr, es bei der rückwirkenden Aufhebung wieder zu verlieren (so auch Müller-Erz-
bach S. 183, Brassert-Gottschalk, Anm. 6 zu § 35, Schlüter-Hense Anm. 8 zu § 36 und 
für den Fall der Aufhebung Klostermann-Thielmann Anm. 6 zu § 35). Über die grund-
buchmäßige Behandlung der Rechte vgl. Anm. 2 zu Art. 40. 
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